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SEINE MAJESTAT DER KöNIG DER BELGIER,

IHRE MAJESTAT DIE KöNIGIN VON DANEMARK,

DER PRASIDENT DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND.

DER PRASIDENT DER GRIECHISCHEN REPUBLIK.

SEINE MAJESTAT DER KöNIG VON SPANIEN,

DER PRASIDENT DER FRANZöSISCHEN REPUBLIK,

DER PRASIDENT IRLANDS.

DER PRASIDENT DER ITALIENISCHEN REPUBLIK,

SEINE KöNIGLICHE HOHEIT DER GROSSHERZOG VON LUXEMBURG,

IHRE MAJESTAT DIE KöNIGIN DER NIEDERLANDE,

DER PRASIDENT DER PORTUGIESISCHEN REPUBLIK.

IHRE MAJESTAT DIE KöNIGIN DES VEREINIGTEN KöNIGREICHS
GROSSBRITANNIEN UND NORDIRLAND.

ENTSCHLOSSEN, den mit der Gründung der Europäischen Gemeinschaften einge-
leiteten Prozeß der europäischen Integration auf eine neue Stufe zu heben,

EINGEDENK der historischen Bedeutung der Überwindung der Teilung des euro-
päischen Kontinents und der Notwendigkeit, feste Grundlagen für die Gestalt des
zukünftigen Europas zu schaffen,

IN BESTATIGUNG ihres Bekenntnisses zu den Grundsätzen der Freiheit, der
Demokratie und der Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten und der
Rechtsstaatlichkeit,

IN DEM WUNSCH, die Solidarität zwischen ihren Völkern unter Achtung ihrer
Geschichte, ihrer Kultur und ihrer Traditionen zu stärken,

IN DEM WUNSCH, Demokratie und Effizienz in der Arbeit der Organe weiter zu
stärken, damit diese in die Lage versetzt werden, die ihnen übertragenen Aufgaben
in einem einheitlichen institutionellen Rahmen besser wahrzunehmen,

ENTSCHLOSSEN, die Stärkung und die Konvergenz ihrer Volkswirtschaften
herbeizuführen und eine Wirtschafts- und Währungsunion zu errichten, die im
Einklang mit diesem vertrag eine einheitliche, stabile währung einschließt,
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IN DEM FESTEN WILLEN, im Rahmen der Verwirklichung des Binnenmarkts so-
wie der Stärkung des Zusammenhalts und des Umweltschutzes den wirtschaftlichen
und sozialen Fortschritt ihrer Völker zu fördern und Politiken za verfolgen, die
gewährleisten, daß Fortschritte bei der wirtschaftlichen Integration mit parallelen
Fortschritten auf anderen Gebieten einhergehen,

ENTSCHLOSSEN, eine gemeinsame Unionsbürgerschaft für die Staatsangehörigen
ihrer Länder einzuführen,

ENTSCHLOSSEN, eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik zu verfolgen,
wozu auf längere Sicht auch die Festlegung einer gemeinsamen Verteidigungspolitik
gehört, die zu gegebener Zeit zu einer gemeinsamen Verteidigung führen könnte, und
so die Identität und Unabhängigkeit Europas zu stärken, um Frieden, Sicherheit und
Fortschritt in Europa und in der Welt zu fördern,

IN BEKRAFTIGUNG ihres Ziels, die Freizügigkeit unter gleichzeitiger Gewähr-
leistung der Sicherheit ihrer Bürger durch die Einfügung von Bestimmungen über
Justiz und Inneres in diesen Vertrag zu fördern,

ENTSCHLOSSEN, den Prozeß der Schaffung einer immer engeren Union der
Völker Europas, in der die Entscheidungen entsprechend dem Subsidiaritätsprinzip
möglichst bürgernah getroffen werden, weiterzuführen,

IM HINBLICK auf weitere Schritte, die getan werden müssen, um die europäische
Integration voranzutreiben,

HABEN BESCHLOSSEN, eine Europäische Union zu gründen; sie haben zu
diesem Zweck zu ihren Bevollmächtigten ernannt:

SEINE MAJESTAT DER KöNIG DER BELGIER:

Mark EYSKENS,
Minister für auswärtige Angelegenheiten;

Philippe MAYSTADT,
Minister der Finanzen:

IHRE MAJESTAT DIE KöNIGIN VON DANEMARK:

Uffe ELLEMANN-JENSEN,
Minister für auswärtige Angelegenheiten;

Anders FOGH RASMUSSEN,
Minister für Wirtschaft;
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DER PRASIDENT DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND:

Hans-Dietrich GENSCHER,
Bundesminister des Auswärtigen ;

Theodor WAIGEL,
Bundesminister der Finanzen:

DER PRJISIDENT DER GRIECHISCHEN REPUBLIK:

Antonios SAMARAS,
Minister für auswärtige Angelegenheiten;

Efthymios CHRISTODOULOU,
Minister für Wirtschaft;

SEINE MAJESTAT DER KöNIG VON SPANIEN:

Francisco FERNANDEZ ORDÖfiIEz,
Minister für auswärtige Angelegenheiten;

Carlos SOLCHAGA CATALAN,
Minister für Wirtschaft und Finanzen;

DER PRASIDENT DER FRANZöSISCHEN REPUBLIK:

Roland DUMAS,
Minister für auswärtige Angelegenheiten;

Pierre BEREGOVOY,
Minister für Wirtschaft, Finanzen und Haushalt;

DER PRASIDENT IRLANDS:

Gerard COLLINS,
Minister für auswärtige Angelegenheiten;

Bertie AHERN,
Minister der Finanzen;
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DER PRASIDENT DER ITALIENISCHEN REPUBLIK:

Gianni DE MICHELIS,
Minister für auswärtige Angelegenheiten;

Guido CARLI,
Schatzminister;

SEINE KöNIGLICHE HOHEIT DER GROSSHERZOG VON LUXEMBURG:

Jacques F. POOS,
Vizepremierminister,
Minister für auswärtige Angelegenheiten ;

Jean-Claude JUNCKER,
Minister der Finanzen;

IHRE MAJESTAT DIE KöNIGIN DER NIEDERLANDE:

Hans VAN DEN BROEK,
Minister für auswärtige Angelegenheiten;

Willem KOK,
Minister der Finanzen;

DER PRASIDENT DER PORTUGIESISCHEN REPUBLIK:

Joäo de Deus PINHEIRO,
Minister für auswärtige Angelegenheiten;

Jorge BRAGA de MACEDO,
Minister der Finanzen;

IHRE MAJESTAT DIE KöNIGIN DES VEREINIGTEN KöNIGREICHS
GROSSBRITANNIEN UND NORDIRLAND :

Rt. Hon. Douglas HURD,
Minister für auswärtige Angelegenheiten und Commonwealth-Fragen;

Hon. Francis MAUDE,
Financial Secretary im Schatzamt;

DIESE SIND nach Austausch ihrer als gut und gehörig befundenen Vollmachten
wie folgt ÜgenntNGEKoMMEN :
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TITEL I

GEMEINSAME BESTIMMUNGEN

Artikel A

Durch diesen Vertrag gründen die Hohen
päische Union, im folgenden als ,olJnionoo

Dieser Vertrag stellt eine neue Stufe bei
Union der Völker Europas dar, in der
getroffen werden.

Vertragsparteien untereinander eine Euro-
bezeichnet.

der Verwirklichung einer immer engeren
die Entscheidungen möglichst bürgernah

Grundlage der Union sind die Europäischen Gemeinschaften, etgänzt durch die mit
diesem Vertrag eingeführten Politiken und Formen der Zusammenarbeit. Aufgabe
der Union ist es, die Beziehungen zwischen den Mitgliedstaaten sowie zwischen
ihren Völkern kohärent und solidarisch zu gestalten.

Artikel B

Die Union setzt sich folgende Zielel.

- die Förderung eines ausgewogenen und dauerhaften wirtschaftlichen und sozialen
Fortschritts, insbesondere durch Schaffung eines Raumes ohne Binnengrenzen,
durch Stärkung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts und durch
Errichtung einer Wirtschafts- und Währungsunion, die auf längere Sicht auch
eine einheitliche Währung nach Maßgabe dieses Vertrags umfaßt;
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Titel I

die Behauptung ihrer Identität auf internationaler Ebene, insbesondere durch
eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik, wozu auf längere Sicht auch die
Festlegung einer gemeinsamen Verteidigungspolitik gehört, die zu gegebener Zeit
zu einer gemeinsamen Verteidigung führen könnte;

die Stärkung des Schutzes der Rechte und Interessen der Angehörigen ihrer
Mitgliedstaaten durch Einführung einer Unionsbürgerschaft;

die Entwicklung einer engen Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz und Inne-
res;

- die volle Wahrung des gemeinschaftlichen Besitzstands und seine Weiterentwick-
lung, wobei nach dem Verfahren des Artikels N Absatz 2 geprüft wird, inwieweit
die durch diesen Vertrag eingeführten Politiken und Formen der Zusammenarbeit
mit dem Ziel zu revidieren sind, die Wirksamkeit der Mechanismen und Organe
der Gemeinschaft sicherzustellen.

Die Ziele der Union werden nach Maßgabe dieses Vertrags entsprechend den darin
enthaltenen Bedingungen und der darin vorgesehenen Zeitfolge unter Beachtung des
Subsidiaritatsprinzips, wie es in Artikel 3 b des Vertrags zur Gründung der Europäi-
schen Gemeinschaft bestimmt ist. verwirklicht.

Artiket C

Die Union verfügt über einen einheitlichen institutionellen Rahmen, der die Kohä-
renz und Kontinuität der Maßnahmen zur Erreichung ihrer Ziele unter gleichzeitiger
Wahrung und Weiterentwicklung des gemeinschaftlichen Besitzstands sicherstellt.

Die Union achtet insbesondere auf die Kohärenz aller von ihr ergriffenen außen-
politischen Maßnahmen im Rahmen ihrer Außen-, Sicherheits-, Wirtschafts- und
Entwicklungspolitik. Der Rat und die Kommission sind für diese Kohärenz verant-
wortlich. Sie stellen jeweils in ihrem Zuständigkeitsbereich die Durchführung der
betreffenden Politiken sicher.

Artikel D

Der Europäische Rat gibt der Union die für ihre Entwicklung erforderlichen Impulse
und legt die allgemeinen politischen Zielvorstellungen für diese Entwicklung fest.

Im Europäischen Rat kommen die Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten
sowie der Präsident der Kommission zusammen. Sie werden von den Ministern für
auswärtige Angelegenheiten der Mitgliedstaaten und einem Mitglied der Kommis-
sion unterstützt. Der Europäische Rat tritt mindestens zweimal jährlich unter dem
Vorsitz des Staats- oder Regierungschefs des Mitgliedstaats zusammen, der im Rat
den Vorsitz innehat.
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Titel I

Der Europäische Rat erstattet dem Europäischen Parlament nach jeder Tagung
Bericht und legt ihm alljährlich einen schriftlichen Bericht über die Fortschritte der
Union vor.

Artikel E

Das Europäische Parlament, der Rat, die Kommission und der Gerichtshof üben ihre
Befugnisse nach Maßgabe und im Sinne der Verträge zur Grändung der Europäi-
schen Gemeinschaften sowie der nachfolgenden Verträge und Akte zu deren Ande-
rung oder Ergänzung einerseits und der übrigen Bestimmungen des vorliegenden
Vertrags andererseits aus.

Artikel F

(f) Die Union achtet die nationale Identität ihrer Mitgliedstaateno deren Regierungs-
systeme auf demokratischen Grundsätzen beruhen.

(2) Die Union achtet die Grundrechte, wie sie in der am 4. November 1950 in Rom
unterzeichneten Europäischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten gewährleistet sind und wie sie sich aus den gemeinsamen Verfas-
sungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten als allgemeine Grundsätze des Gemein-
schaftsrechts ergeben.

(3) Die Union stattet sich mit den Mitteln aus, die zum Erreichen ihrer Ziele und zur
Durchführung ihrer Politiken erforderlich sind.

Vertrag über die Europäische Union





TITEL II

BESTIMMUNGEN ZIJR
ANDERUNG DES VERTRAGS

ZUR GRÜNDUNG DER EUROPAISCHEN
WI RTS C HAFTS GE M E I N S C HAFT

IM HINBLICK AUF DIE GRUNDUNG
DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFT

Artikel G

Der Vertrag zvr Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft wird nach
Maßgabe dieses Artikels im Hinblick auf die Gründung einer Europäischen Gemein-
schaft geändert.

A. Im gesamten Vertrag gilt folgendes:

1. Der Ausdruck ,,Europäische Wirtschaftsgemeinschaft" wird durch ,,Europäische
Gemeinschaft" ersetzt.

B. Im Ersten Teil ,,Grundsätze66 gilt folgendes:

2. Artikel 2 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 2

Aufgabe der Gemeinschaft ist es, durch die Errichtung eines Gemeinsamen
Marktes und einer Wirtschafts- and Wöhrungsunion sowie durch die Durchfüh-
rung der in den Artikeln 3 und 3 a genannten gemeinsamen Politiken oder MaJS-
nahmen eine harmonische und ausgewogene Entwicklung des lVirtschaftslebens
innerhalb der Gemeinschaft, ein bestöndiges, nichtinflationäres und umweltver-
trägliches Wachstum, einen hohen Grad an Konvergenz der Wirtschaftsleistun-
gen, ein hohes Beschäftigungsniveau, ein hohes Mafi an sozialem Schutz, die He-
bung der Lebenshaltung und der Lebensqualitöt, den wirtschaftlichen und sozia-
len Zusammenhalt und die Solidaritöt zwischen den Mitgliedstaaten zufiirdern."
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Titel II

3. Artikel 3 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 3

Die Tätigkeit der Gemeinschaft im Sinne des Artikels 2 umfaft nach Ma$gabe
dieses Yertrags und der dain vorgesehenen Zeitfolge

a) die Abschaffing der Zölle und mmgenmäfiigen Beschränkungen bei der Ein-
und Ausfuhr von Waren sowie aller sonstigen Mafnahmen gleicher Wirkung
zwischen den Mitgliedstaaten ;

b) eine gemeinsame Handelspolitik;

c) einen Binnenmarkt, der durch die Beseitigung der Hindernisse /iir den freien
Waren-, Personen-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr zwischen den Mit-
gliedstaaten gekennzeichnet ist ;

d) Mafinahmen hinsichtlich der Einreße in den BinnenmarW und des Personen-
verkehrs im Binnenmarkt gemöfi Artikel 100 c;

e) eine gemeinsame Politik auf dem Gebiet der Landwirtschaft und der Fische-
rei;

fl eine getneinsame Politik auf dem Gebiet des Verkehrs;

g) ein System, das den Wettbewerb innerhalb des Binnenmarkts vor Yerfölschun-
gen schützt;

h) die Angleichung der innerstaatlichen Rechtsvorschriften, soweit dies /iir das
Funktionieren des Gemeinsamen Marktes edorderlich ist;

i) eine Sozialpolitik mit einem Europäischen SoziaAonds;

j) die Stärkung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts;

k) eine Politik auf dem Gebiet der Urnwelt;

I) die Stärkung der Waüewerbsftihigkeit der Industrie der Gemeinschaft;

m) die Förderung der Forschung und technologischen EntwicHung;

n) die Förderung des Auf- und Ausbaus transeuropöischer Netze;

o) einen Beitrag zur Erreichung eines hohen Gesundheitsschutzniveaus;

p) einen Beitrag zu einer qualitativ hochstehenden allgemeinen und beruflichen
Bildung sowie zur Entfaltung des Kulturlebens in den Mitgliedstaaten;
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Titel II

eine Politik auf dem Gebiet der Entwicklungszusamrnenarbeit;

die Assozäerang der überseeischen Lönder und Hoheitsgebiete, um den Han'
delsverkehr zu steigern und die wir*chaftliche und soziale Entwicklung durch
gemeinsame Bemühungen zu fiirdern ;

einen Beitrag zur Verbesserung des Yerbraucherschutzes;

Mafinahmen in den Bereichen Energie, Katastrophenschutz und Fremdenver'
kehr."

4. Folgender Artikel wird eingefügt:

,,Artikel 3 a

I. Die Tätigkeit der Mitgliedstaaten und der Gerneinschaft im Sinne des Arti-
kels 2 umfaft nach Masgabe dieses Vertrags und der darin vorgesehenen Zeit-

folge die Einfihrung einer lAirtschaftspolitik, die auf einer engen Koordinierung
der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten, dem Binnenmarkt und der Festlegung
gemeinsamer Ziele beruht und dem Grundsatz einer offenen Marktwirtschaft mit

freiem Wettbewerb verpflichtet ist.

2. Parallel dazu umfafit diese Tätigkeit nach MatJgabe dieses Vertrags und der
darin vorgesehenen Zeitfolge und Yedahren die unwidemfliche Festlegung der
Wechsellarse im Hinblick auf die Einfiihntng einer einheitlichen Währung, des
Ecu, sowie die Festlegung und Durchfiihrung einer einheitlichen Geld- sowie
Wechsellanrspolitik, die beide vorrangig das Ziel der Preisstabilitöt vedolgen und
unbeschadet dieses Zieles die allgemeine Wirtschaftspolitik in der Gemeinschaft
unter Beachtung des Grundsatzes einer offenen Marktwirtschaft mit freiem Wett-
bewerb unterstützen sollen.

3. Diese Tätigkeit der Mitgliedstaaten und der Gerneinschaft setzt die Einhal-
tung derfolgenden richtungweisenden Grundsätze voraus: stabile Preise, gesunde

ffintliche Finanzen und monetöre Rahmenbedingungen sowie eine dauerhaft

/in an zie rb are Zahlun g s bil an z. "

5. Folgender Artikel wird eingefügt:

,,Artikel 3 b

Die Gemeinschaft wird innerhalb der Grenzen der ihr in diesem Vertrag zugewie'
senen Befugnisse und gesetzten Ziele tötig.

In den Bereichen, die nicht in ihre ausschliefiliche Zustöndigkeit fallen, wird die
Gemeinschaft nach dern Subsidiaritößprinzip nur tätig, sofern und soweit die
Ziele der in Betracht gezogenen Maflnahmen auf Ebene der Mitgliedstaaten
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Titel II

nicht ausreichend eneicht werden können und daher wegen ihres Umfangs oder
ihrer Wirkungen besser auf Gemeinschaftsebene erreicht werden können.

Die MatJnahmen der Gemeinschaft gehen nicht über das fi)r die Eneichung der
Ziele dieses Yertrags edorderliche Mafi hinaus."

6. Artikel 4 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 4

I. Die der Gemeinschaft zugewiesenen Aufgaben werden durch folgende Organe
wahrgenommen:

_ CiN EAROPÄTSCHES PARLAMENT;

- einen RAT;

- eine KOMMISSION;

- einen GERICHTSIIOF;

- einen RECHNANGSHOF.

fedes Organ handelt nach Matlgabe der ihm in diesern Vertag zugewiesenen Be-
fugnisse.

2. Der Rat und die Kommission werden von einem Wirtschafts- und Sozialaus-
schafi sowie einem AusschuS der Regionen mit beratender Aufgabe unterstützt."

7. Folgende Artikel werden eingefügt:

,,Artikel 4 a

Nach den in diesem Vertrag vorgesehenen Verfahren werden ein Europäisches
System der Zentralbanken (im folgenden als ,ESZB' bezeichnet) und eine Euro-
pöische Zentralbank (im folgenden als ,EZB' bezeichnet) geschaffen, die nach
Mafigabe der Befugnisse handeln, die ihnen in diesem Yertag und der beisefüS-
ten Satzung des ESZB und der EZB (im folgenden als ,satzung des ESZB' bb-
zeichnet) zugewiesen werden.

Artikel 4 b

Es wird eine Europößche Investitionsbank errichtet, die nach Maflgabe der Be-
fugnisse handelt, die ihr in diesern Yertrag und der beigefiigten Satzung zugewie-
sen werden."
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Titel II

8. Artikel 6 wird gestrichen, und Artikel 7 wird Artikel 6. Der neue Artikel 6 Ab-
satz2 erhält folgende Fassung:

,,Der Rat kann nach dem Verfahren des Artikels 189 c Regelungen für das Ver-
bot solcher Diskriminierungen treffen."

9. Die Artikel 8, 8 a, 8 b und 8 c werden Artikel 7,7 a,7 b und 7 c.

C. Folgender Teil wird eingefügt:

,,ZWEITER TEIL

DIE UNIONSBÜNENNSCITATT

Artikel 8

1. Es wird eine Unionsbürgercchaft eingefihrt.

Unionsbürger ist, wer die Staatsangehöigkeit eines Mitgliedstaats besitzt.

2. Die Unionsbürger haben die in diesem Yertrag vorgesehenen Rechte und
PJlichten.

Artikel 8 a

I. Jeder Unionsbürger hat das Recht, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten
vorbehaltlich der in diesem Vertrag und in den Durchfihrungsvorschriften vorge-
sehenen Beschränhtngen und Bedingungenfrei zu bewegen und aufzuhalten.

2. Der Rat kann Yorschriften erlassen, mit denen die Ausübung der Rechte nach
Absatz I erleichtert wird; sofern in diesem Vertrag nichts anderes bestitnmt ist,
beschliefit er einstimmig auf Yorschlag der Kommission und nach Zustimmung
des Europäischen Parlaments.

Artikel 8 b

l. Jeder Unionsbürger mit Wohnsitz in einem Mitgliedstaat, dessen Staatsange-
hörigkeit er nicht besitzt, hat in dem Mitgliedstaat, in dem er seinen Wohnsitz
hat, das aktive und passive Wahlrecht bei Kornmunalwahlen, wobei fiir ihn die-
selben Bedingungen gelten wie für die Angehörigen des betreffenden Mitglied-
staats. Dieses Recht wird vorbehaltlich der Einzelheiten ausgeübt, die vom Rat
vor dem 31. Dezember 1994 einstimmig auf Vorschlag der Kornmission und nach
Anhörung des Europöischen Parlaments festzulegen sind; in diesen können Aus-
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nahmeregelungen vorgesehen werden, wenn dies aufgrund besonderer hobleme
eines Mitgliedstaats gerechtfertigt ßt.

2. Unbeschadet des Artikels 138 Absatz 3 und der Bestimmungen zu dessen
Durchfiihrang besitzt jeder Unionsbürger mit Wohnsitz in einem Mitgliedstaat,
dessen Staatsangehörigkeit er nicht besitzt, in dem Mitgliedstaat, in dem er sei-
nen llohnsitz hat, das aktive und passive Wahlrecht bei dm Wahlen zum Euro-
pöischen Parlament, wobei /tir ihn dieselben Bedingungen gehen wie /iir die An-
gehörigen des betreffendm Mitgliedstaats. Dieses Recht wird vorbehaltlich der
Einzelheiten ausgeübt, die vom Rat vor dem 31. Dezember 1993 einstimmig auf
Yorschlag der Kommission und nach Anhörang des Europöischen Parlaments

festzulegen sind; in diesen können Ausnahmeregelungen vorgesehen werden,
wenn dies aufgntnd besonderer hobleme eines Mitgliedstaats gerechtfertigt ist.

Artikel 8 c

Jeder anionsbürger gmieSt im Hoheitsgebiet eines driuen Landes, in dem der
Mitgliedstaat, dessen Staatsangehörigkeit er besitzt, nicht vertreten ist, den diplo-
matischen und konsularischen Schutz eines jeden Mitgliedstaats unter denselben
Bedingungen wie Staatsangehörige dieses Staates. Die Mitgliedstaaten vereinba-
ren vor dem 31. Dezember 1993 die notwendigen Regeln und leiten diefiir diesen
Schutz edorderlichen internationalen Yerhandlungen ein.

Artikel I d

feder Unionsbürger besitzt das Petitionsrecht beim Europäischen Parlament nach
Artikel 138 d.

Jeder Unionsbürger kann sich an den nach Artikel 138 e eingesetzten Bürgerbe-
auftragten wenden.

Artikel 8 e

Die Kommission erstattet dem Europößchen Parlament, dem Rat und dem Wirt-
schafts- und Sozialausschug vor dem 31. Dezember 1993 und sodann alle drei
Jahre über die Anwendung dieses Teiles Bericht. In dem Beicht wird der Forh
entwicHung der Union Rechnung getragen.

Auf dieser Gntndlage kann der Rat unbeschadet der anderen Bestimmungen die-
ses Yertrags zur Ergänzung der in diesem Teil vorgesehenen Rechte einstimmig
auf Yorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europöischen Parla-
ments Bestimrnungen erlassen, die er den Mitgliedstaaten zur Annahme gemö$
ihren verfassungsrechtlichen Yorschriften ernpfiehlt."
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Titel II

D. Der Zweite und der Dritte Teil werden unter folgender Überschrift zusammen-
gefaßt:

,,DRITTER TEIL

DIE POLMßEN DER GEMEINSCHAFT'

und in diesem Teil gilt folgendes:

10. In Artikel 49 erhält der einleitende Teil folgende Fassung:

,,(Jnmittelbar nach Inkrafttreten dieses Vertrags trifft der Rat gemä$ detn Yer'

fahren des Artikels lS9 b und nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses durch Richtlinien oder Yerordnungen alle edorderlichen Ma$nahmen,
um die Freizügigkeit der Arbeitnehmer im Sinne des Artikels 48 fortschreitend
herzus tellen, ins b es ondere "

11. Artikel 54 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

,,2. Der Rat erlöfit gemäf dem Verfahren des Artikels 189 b und nach Anhörung
des Wirtschafts- und Sozialausschusses Richtlinien zur Yerwirklichung des allge-
meinen hogramms oder - falls ein solches nicht besteht - zur Durchführung
einer Stufe der Niederlassungsfreiheit für eine bestimmte Tötigkeit."

12. Artikel 56 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

,,2. Vor dem Ende der tlbergangszeit erlöft der Rat einstimmig auf Vorschlag
der Kommission und nach Anhörung des Europäischen Parlaments Richtlinien

für die Koordinierung dieser Rechts- und Yerwaltungsvorschriften. Hinsichtlich
der Koordinierung der Rechtsverordnungen und Yenryaltungsvorschriften der Mit-
gliedstaaten erläßt er jedoch die Richtlinien nach dem Ende der zweiten Stufe ge-
mäJJ dem Yerfahren des Artikels 189 b."

13. Artikel 57 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 57

1. Um die Aufnahme und Ausübung selbständiger Tätigkeiten zu erleichtern, er-
löfit der Rat nach dem Vedahren des Artikels 189 b Richtlinienfiir die gegensei-
tige Anerkennung der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Beftihigungs-
nachweise.
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2. Zu dem gleichen Zweck erläßt der Rat vor dem Ende der Übergangszeit
Richtlinien zur Koordinierung der Rechts- und Yerwaltungsvorschriften der Mit-
gliedstaaten über die Aufnahrne und Ausübung selbstöndiger Tötigkeiten. Der
Rat beschlieft einstimmig auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung
des Europäßchen Parlaments über Richtlinien, deren Durchfiihrung in minde-
stens einem Mitgliedstaat eine Änderung bestehender gesetzlicher Grundsätze der
Berufsordnung hinsichtlich der Ausbildung und der Bedingungen ffir den Zugang
natürlicher Personen zam Beruf umfaßt. Im übrigen beschliefit der Rat nach dem
Vedahren des Artikels 189 b.

3. Die schrittweise Au/hebung der Beschrönkungen /iir die ärztlichen, arztähn-
lichen und pharmazeutischen Berufe setzt die Koordinientng der Bedingungenfür
die Ausübung dieser Berufe in den einzelnen Mitgliedstaaten voraus."

14. Im bisherigen Zweiten Teil Titel III erhält die Überschrift des Kapitels 4
folgende Fassung:

,,KAPITEL 4

Der Kapital- und Zahlungsverkehr"

15. Folgende Artikel werden eingefügt:

,,Artikel 73 a

Mit Wirkung vom 1. Januar 1994 werden die Artikel 67 bis 73 durch die Artikel
73 b bis 73 g ersetzt.

Artikel 73 b

1. Im Rahmen der Bestimmungen dieses Kapitels sind alle Beschränhtngen des
Kapitalverkehrs zwischen den Mitgliedstaaten sowie zwischen den Mitgliedstaa-
ten und dritten ländern verboten.

2. Irn Rahmen der Bestimmungen dieses Kapitels sind alle Beschränkungen des
Zahlungsverkehrs zwischen den Mitgliedstaaten sowie zwischen den Mitglied-
staaten und dritten Löndern verboten.

Artikel 73 c

I. Artikel 73 b berührt nicht die Anwendung derjenigen Beschränkungen auf
dritte Ltinder, die am 31. Dezember 1993 aufgrund einzelstaatlicher oder ge-
meinschaftlicher Rechtsvorschriften für den Kapitalverkehr mit dritten liindern
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im Zusarnmenhang mit Direktinvestitionen einschlielSlich Anlagen in Immobilien,
mit der Niederlassung, der Erbringung von Finanzdienstleistungen oder der Zu-
lassung von Wertpapieren zu den Kapitalrnörkten bestehen.

2. Unbeschadet der anderen Kapitel dieses Vertrags sowie seiner Betnühungen
urn eine möglichst weitgehende Yerwirklichung des Zieles eines freien Kapitalver-
kehrs zwischen den Mitgliedstaaten und drixen kindern kann der Rat auf Yor-
schlag der Kommission mit quaffizierter Mehrheit Mafinahmen /fir den Kapital-
verkehr mit drttten Ltindern im Zusammenhang mit Direktinvestitionen ein-
schliefrlich Anlagen in Immobilien, mit der Niederlassung, der Erbringung von
Finanzdienstleistungen oder der Zulassung von Wertpapieren zu den Kapital'
märkten beschließen. Mafinahmen nach diesem Absatz, die im Rahmen des Ge'
meinschaftsrechts fir die Liberalisierung des Kapitalverkehrs mit driuen ländent
einen Rüclcschritt darstellen, bedürfen der Einstimmigkeit.

Artikel 73 d

I. Artikel 73 b berührt nicht das Recht der Mitgliedstaaten,

a) die einschlögigen Yorschriften ihres Steuenechts anzuwenden, die Steuer-
pflichtige mit unterschiedlichem Wohnort oder Kapitalanlageort unterschied-
Iich behandeln;

b) die unerlöflichen Ma$nahrnen zu treffen, urn Zuwiderhandlungen gegen in-
nerstaatliche Rechts- und Verwaltungsvorschriften, insbesondere auf dern Ge-
biet des Steuenechts und der Aufsicht über Finanzinstitute, zu verhindern, so-
wie Meldevedahren fi)r den Kapitalverkehr zweclcs administrativer oder stati-
stischer Information vorzusehen oder Mafinahmen zu ergreifen, die aus Grün-
den der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit gerechtfertigt sind.

2. Dieses Kapitel berührt nicht die Anwendbarkeit von Beschränkungen des Nie-
derlassungsrechts, die mit diesem Vertrag vereinbar sind.

3. Die in den Absötzen I und 2 genannten MaJJnahmen und Yerfahren dürfen
weder ein Mittel zur willkürlichen Diskriminierung noch eine verschleierte Be-
schrönkung des freien Kapital- und Zahlungsverkehrs im Sinne des Artikels 73 b
darstellen.

Artikel 73 e

Abweichend von Artikel 73 b können die Mitgliedstaaten, fir die am 31. Dezem-
ber 1993 eine Ausnahmeregelung aufgrund des bestehenden Gemeinschaftsrechts
gilt, Beschrönkungen des Kapitalverkehrs aufgrund der zu dem genannten Zeit-
punkt bestehenden Ausnahmeregelungen längstens bis 31. Dezember 1995 bei-
behalten.
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Artikel 73 f

Falls Kapitalbewegungen nach oder aus dritten Ltindern unter außergewöhnli-
chen Umstönden das Funktionieren der Wirtschafts- und Wöhrungsunion schwer-
wiegend stören oder za stören drohen, kann der Rat mit quaffizierter Mehrheit
auf Vorschlag der Kommission und nach Anhöntng der EZB gegenüber dritten
Löndern Schutzmafnahmen mit einer Geltungsdauer von höchstens sechs Mona-
ten treffen, wenn diese unbedingt erforderlich sind.

Artikel 73 g

1. Falls ein Tötigwerden der Gemeinschaft in den in Artikl 228 a vorgesehenen
Föllen /iir erforderlich erachtet wird, kann der Rat nach dem Yerfahren des Arti-
kels 228 a die notwendigen sofortmagnahmen auf dem Gebiet des Kapital- und
Zahlungsverkehrs mit den betroffenen ditten Ltindern ergreifen.

2. solange der Rat keine Mafinahmen nach Absatz I ergriffen hat, kann jeder
Mitglied*aat unbeschadet des Artikels 224 bei Vorliegen schwerwiegender politi-
scher amstönde aus Gründen der Dringlichkeit gegenüber dritten Löndern ein-
seitige Maflnahmen auf dem Gebiet des Kapital- und Zahlungsverkehrs treffen.
Die Kommission und die anderen Mitgliedstaaten sind über diese MaJJnahmen
spätestens bei deren Inkrafttreten zu unterrichten.

Der Rat kann mit quaffizierter Mehrheit auf Yorschlag der Komrnission ent-
scheiden, datJ der betreffende Mitgliedstaat diese Mafinahmm zu öndern oder
aufzuheben hat. Der hösident des Rates unterrichtet das Europöische Parlament
über die betreffenden Entscheidungen des Rates.

Artikel 73 h

Bis zum l. Januar 1994 geltenfolgende Bestirnmungen:

I. reder Mitgliedstaat verpflichtet sich, in der währung des Mitgliedstaats, in
dem der Gläubiger oder der Begünstigte anstissig ist, die Zahlungen zu geneh-
migen, die sich auf den waren-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr bezie-
hen, sowie den Transfer von Kapitalbetrögen und Arbeitsmtgelten zu gestat-
ten, soweit der waren-, Dienstleistungs-, Kapital- und Personenverkehr zwi-
schen den Mitgliedstaaten nach diesem Vertrag liberalisiert ist.

Die Mitgliedstaaten sind bereit, über die in vorstehendem (Jnterabsatz vorge-
sehene Liberalisierung des Zahlungsverkehrs hinauszugehen, soweit ihre Wirt-
schaftslage im allgemeinen und der Stand ihrer Zahlungsbilanz im besonderen
dies zulassen.

2. Soweit der llaren-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr nur durch Beschrön-
kungen der diesbezüglichen Zahlungen begrenzt ist, werden diese Beschrän-
\tngen durch entsprechende Anwendung dieses Kapitels und der Kapitel über
dle Beseitigung der mengenmäfiigen Beschränhtngen und die Liberaltsierung
der Dienstleistungen schrittweise beseitigt.
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3. Die Mitgliedstaaten führen untereinander keine neuen Beschränkungen für
die Transferierung ein, die sich auf die in der Liste des Anhangs III zu die-
sem Vertrag aufgeführten unsichtbaren Transaktionen beziehen.

Die bestehenden Beschränkungen werden gemöfi den Artikeln 63 bis 65
schittweise beseitigt, soweit hierfiir nicht die Nummern I und 2 oder die son-
stigen Bestirnmungen dieses Kapitels mafigebend sind.

4. Im Bedarfsfall verstöndigen sich die Mitgliedstaaten über die MaSnahmen,
die zur Gewährleistung der in diesem Artikel vorgesehenen Zahlungen und
Transferierungen zu treffen sind; diese MaJJnahmen dürfen die in diesem Yer-
trag genannten Ziele nicht beeinträchtigen."

16. Artikel 7 5 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 75

1. Zur Durchfihrung des Artikels 74 wird der Rat unter Berücksichtigung der
Besonderheiten des Yerkehrs gemäfr dem Vedahren des Artikels 189 c und nach
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses

a).fur den intemationalen Verkehr aus oder nach dern Hoheitsgebiet eines Mit-
gliedstaats oder fiir den Durchgangsverkehr durch das Hoheitsgebiet eines
oder mehrerer Mitgliedstaaten gemeinsame Regeln aufstellen ;

b) fur die Zulassung von Yerkehrsunternehmern zurn Yerkehr innerhalb eines
Mitgliedstaats, in dem sie nicht ansässig sind, die Bedingungenfestlegen;

c) MatJnahmen zur Verbesserung der Yerkehrssicherheit erlassen;

d) alle sonstigen zweckdienlichen Vorschriften erlassen.

2. Die in Absatz I Buchstaben a und b genannten Yorschriften werden im Laufe
der Übergangszeit erlassen.

3. Abweichend von dem in Absatz I vorgesehenen Vedahren werden die Vor-
schriften über die Grundsötze der Verkehrsordnung, deren Anwendung die Le-
benshaltung und die Beschöftigungslage in bestimmten Gebieten sowie den Be-
trieb der Yerkehrseinrichtungen ernstlich beeinträchtigen H)nnte, vom Rat auf
Yorschlag der Kommission und nach Anhörung des Earopöischen Parlaments
und des Wirtschafts- und Sozialausschusses einstimmig erlassen; dabei berück-
sichtigt er die Notwendigkeit einer Anpassung an die sich aus der Enichtung des
Gemeinsamen Marktes ergebende wirtschaftliche Entwickung."
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17. Im bisherigen Dritten Teil wird ,,Titel I - Gemeinsame Regeln" durch folgen-
den Wortlaut ersetzt:

,,TITEL V

GEMEINSAME REGELN
BETREFFEND WETTBEVERL STEUERFRAGEN UND

A NGLE IC H U NG D E R RE C H TS VO RS CH RI FTE N"

18. In Artikel 92 Absatz 3

wird folgender Buchstabe eingefügt :

,,d) Beihilfen zur Förderung der Kultur und der Erhaltung des kuhurellen Erbes,
soweit sie die Handels- und Wettbewerbsbedingungen in der Gemeinschaft
nicht in einem MaS beeinträchtigen, das dem gemeinsamen Interesse zu-
widerlöuft;"

wird der bisherige Buchstabe d Buchstabe e.

19. Artikel 94 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 94

Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europöü
schen Parlaments mit quali/izierter Mehrheit alle zweckdienlichen Durchffih-
rungsverordnungen zu den Artikeln 92 und 93 erlassen und insbesondere die Be-
dingungen fi:ir die Anwendung des Artikels 93 Absatz 3 sowie diejenigen Arten
von Beihilfen festlegen, die von diesem Vedahren ausgenommen sind."

20. Artikel 99 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 99

Der Rat erlößt auf Yorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäi-
schen Parlatnents und des Wirtschafts- und Sozialausschusses einstimrnig die Be-
stimmungen zur Harmonisierung der Rechtsvorcchriften über die Umsatzsteuern,
die Verbrauchsabgaben und sonstige indirekte Steuern, soweit diese Harmonisie-
rung für die Errichtung und das Funktionieren des Binnenmarkts innerhalb der
in Artikel 7 a gesetzten Frist notwendig ist."
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21. Artikel 100 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 100

Der Rat erlöfit einstimmig auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung
des Europäischen Parlaments und des Wir*chaf*- und Sozialausschusses Richt-
Iinien fiir die Angleichung derjenigen Rechts- und Verwaltungsvorschriften der
Mitgliedstaatm, die sich unmittelbar auf die Errtchtung oder das Funktionieren
des Gemeinsamen Marktes auswirken."

22. Artikel100 a Absatz I erhält folgende Fassung:

,,1. Soweit in diesem Vertrag nichts anderes bestimmt ist, gilt abweichend von
Artikel 100 für die Verwirklichung der Ziele des Artikels 7 a die nachstehende
Regelung. Der Rat erlö$t gernäfi dern Yedahren des Artikels 189 b und nach An-
hörung des lTirtschafts- und Sozialausschusses die Mafrnahrnen zur Angleichung
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten, welche die Errich-
tung und das Funktionieren des Binnenmarkts zurn Gegenstand haben."

23. Folgender Artikel wird eingefügt:

,,Artikel 100 c

1. Der Rat bestimmt auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des
Europtiischen Parlaments einstimmig die dritten Ldnder, deren Staatsangehörige
beim iiberschreiten der AulSengrenzen der Mitgliedstaaten im Besitz eines Yi-
sums sein müssen.

2. Bei einer Notlage in einem dritten Land, die zu einem plötzlichen Zustrom
von Staatsangehörigen dieses Landes in die Gemeinschaft zu Jfihren droht, kann
der Rat jedoch auf Empfehlung der Kommission mit qualifizierter Mehrheit fi)r
einen Zeitraum von höchstens sechs Monaten den Yisumzwang ftir Staatsange-
hörige des betreffenden Landes einführen. Der nach diesem Absatz eingeftihrte
Visumzwang kann nach dem Verfahren des Absatzes I verlängert werden.

3. Vom I. Januar 1996 an triffi der Rat Entscheidungen im Sinne des Ab-
satzes I mit quali/izierter Mehrheit. Vor diesem Zeitpunkt erlößt der Rat mit
quali/izierter Mehrheit auf Yorschlag der Kommission und nach Anhörung des
Europöischen Parlaments die Maßnahmen zur einheitlichen Visagestaltung.

4. In den in diesern Artikel genannten Bereichen hat die Kommission jeden von
einem Mitgliedstaat gestelltm Antrag zu prüfen, in dem sie ersucht wird, dem
Rat einen Vorschlag zu unterbreiten.

5. Dieser Artikel läßt die Ausübung der Verantwortung der Mitgliedstaaten ftir
die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und den Schutz der inneren
Sicherheit unberührt.
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6. Dieser Artikel gilt fiir weitere Bereiche, falls ein entsprechender Beschlu! nach
Artikel K.9 der die Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz und Inneres betref-
fenden Bestimmungen des Yertrags über die Europäische Union gefatJt wird; dies
gilt vorbehaltlich des gleichzeitig festgelegten Abstimmungsvedahrens.

7. Die Bestimmungen der zwischen den Mitglied*aaten geltenden Abkommen,
die durch diesen Artikel edaßte Sachbereiche regeln, bleiben in Kraft, solange sie
nicht durch Richtlinien oder Mafinahmen aufgrund dieses Artikels inhaltlich er-
setzt worden sind."

24. Folgender Artikel wird eingefügt:

,,Artikel 100 d

Der aus hohen Beamten bestehende Koordinientngsausschu$, der durch Artikel
K.4 des Vertrags über die Europöische Union eingesetzt wird, trägt unbeschadet
des Artikels 151 zur Yorbereitung der Arbeiten des Rates in den in Artikel 100 c
genannten Bereichen bei."

25. Im bisherigen Dritten Teil werden ,,Titel II - Die Wirtschaftspolitik" sowie die
Kapitel l, 2 und 3 durch folgenden Wortlaut ersetzt:

,,TITEL I/I

DIE WIRTSCHAFTS. UND WÄ.HRUNGSPOLITIK

KAPITEL I

Die Wirtschaftspolitik

Artikel 102 a

Die Mitgliedstaaten richten ihre Wirtschaftspolitik so aus, dafi sie im Rahmen
der in Artikel 103 Absatz 2 genannten Grundzüge zur YerwirHichung der Ziele
der Gemeinschaft im Sinne des Artikels 2 beitragen. Die Mitgliedstaaten und die
Gemeinschaft handeln im Einklang mit dem Grundsatz einer offenen Marktwirt-
schaft mit freiem Wettbewerb, wodurch ein ffizienter Einsatz der Ressourcen ge-
fördert wird, und halten sich dabei an die in Artikel 3 a genannten Grundsötze.
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Artikel 103

1. Die Mitgliedstaaten betrachten ihre Wirtschaftspolitik als eine Angelegenheit
von gemeinsamem Interesse und koordinieren sie im Rat nach Mafigabe des
Artikels 102 a.

2. Der Rat erstellt mit qualifizierter Mehrheit auf Empfehlung der Kommission
einen Entwud/ir die Grundzüge der lTirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten und
der Gemeinschaft und erstattet dem Europäischen Rat hierüber Bericht-

Der Earopäische Rat erörtert auf dir Grundlage dieses Berichts des Rates eine
Schlufifolgentng zu den Grundzügen der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaatm
und der Gemeinschaft.

Auf der Grundlage dieser SchluJtfolgerung verabschiedet der Rat mit quaffizier-
ter Mehrheit eine Empfehlung, in der diese Gntndzüge dargelegt werden. Der
Rat untenichtet das Europöische Parlament über seine Empfehlang-

3. Um eine engere Koordinierung der Wirtschaftspolitik und eine dauerhafte
Konvergenz der Wirßchaftsleistungen der Mitgliedstaaten zu gewährleisten,
überwacht der Rat anhand von Berichten der Kommission die wirtschaftliche
Entwicklung in jedem Mitgliedstaat und in der Gemeinschaft sowie die Yerein-
barkeit der Wirtschaftspolitik mit den in Absatz 2 genannten Grundzügen und
nimmt in regelmä$igen Abstönden eine Gesatntbewertung vor.

Zum Zwecke dieser multilateralen tJberwachung übermitteln die Mitgliedstaaten
der Kommission Angaben zu wichtigen einzelstaatlichen Mafinahmen auf dem
Gebiet ihrer llirßchaftspolitik sowie weitere von ihnen für edorderlich erachtete
Angaben.

4. Wird im Rahmen des Vedahrens nach Absatz 3 festgestellt, daf die Wirt-
schaftspolitik eines Mitgliedstaats nicht mit den in Absatz 2 genannten Grundzü-
gen vereinbar ist oder das ordnungsgemäfie Funktionieren der Wirtschafty u1d
Wöhrungsunion za gefährden droht, so kann der Rat mit quaffizierter Mehrheit
auf Empfehlung der Kommission die erforderlichen Empfehlungen an den betref'

fenden Mitgliedstaat richten. Der Rat kann mit quaffizierter Mehrheit auf Vor-
schlag der Komrnission beschliefien, seine Ernpfehlungen zu veröffentlichen.

Der Präsident des Rates und die Kommission erstatten dem Europöischen Parla-
ment über die Ergebnisse der multilateralen Üben+achung Bericht. Der häsident
des Rates kann ersucht werden, vor dem zustöndigen Ausschu$ des Europäischen
Parlaments zu erscheinen, wenn der Rat seine Empfehlungen veröffentlicht hat.

5. Der Rat kann nach dem Vedahren des Artikels 189 c die Einzelheiten des
Vedahrens der muhilateralen Überuachung im Sinne der Absötze 3 und 4 fest-
legen.
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Artikel 103 a

l. Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission unbeschadet der sonstigen in
diesem Yertrag vorgesehenen Vedahren einstimmig über die der l4rirtschaftslage
angemessenen Mafinahmen entscheiden, insbesondere falls gravierende Schwie-
rigkeiten in der Versorgung mit bestimmten Waren auftreten.

2. Ist ein Mitgliedstaat aufgrand aufiergewöhnlicher Ereignßse, die sich seiner
Kontrolle entziehen, von Schwierigkeiten betroffen oder von gravierenden Schwie-
rigkeiten ernstlich bedroht, so kann der Rat einstimmig auf Vorschlag der Kom-
rnission beschlietlen, dem betreffenden Mitgliedstaat unter bestimmten Bedingun-
gen einen finanziellen Beistand der Gerneinschaft zu gewähren. Sind die gravie-
renden Schwierigkeiten auf Naturkatastrophen zunickzu/tihren, so beschlieltt der
Rat mit quali/izierter Mehrheit. Der Präsident des Rates unterrichtet das Euro-
päische Parlament über den BeschluS.

Artikel 104

I. tlberziehungs- oder andere Kreditfazilitöten bei der EZB oder den Zentral-
banken der Mitgliedstaaten (im folgenden als ,nationale Zentralbanken' bezeich-
net)frir Organe oder Einrichtungen der Gemeinschaft, Zentralregierungen, regio-
nale oder lokale Gebietskörpercchaften oder andere öffentlich-rechtliche Körper-
schaften, sonstige Einrtchtungen des öffentlichen Rechts oder öffentliche Uiter-
nehmen der Mitgliedstaaten sind ebenso verboten wie der unmittelbare Erwerb
von Schuldtiteln von diesen durch die EZB oder die nationalen Zentralbanken.

2. Die Bestimmungen des Absatzes I gehen nicht für Kreditinstitute in öffentli-
chem Eigentum; diese werden von der jeweiligen nationalen Zentralbank und der
EZB, was die Bereitstellung von Zentralbankgeld betrffi, wie private Kreditinsti-
tute behandelt.

Artikel 104 a

I. Ma$nahmen, die nicht aus aufsichtsrechtlichen Gründen getroffen werden und
einen bevonechtigten Zugang der organe und Einrichtungen der Gemeinschaft,
der Zentralregierungen, der regionalen oder lokalen Gebietskörperschaften oder
anderen öffentlich-rechtlichen Körpenchaften, sonstiger Einrichtungen des öffent-
lichen Rechts oder öffentlicher (Jnternehmen der Mitgliedstaaten zu den Finanz-
instituten schaffen, sind verboten.

2. Der Rat legt vor dem I. Januar 1994 nach dem Yedahren des Artikels 189 c
die Begriffsbestimmungen für die Anwendung des in Absatz I vorgesehenen ver-
bots fest.
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Artikel 104 b

I. Die Gemeinschaft haftet nicht fiir die Verbindlichkeiten der Zentralregierun'
gen, der regionalen oder lokalen Gebietskörpercchaften oder anderen iiffentliclt-
|echtlichen-Körpercchaften, sonstiger Einrichtungen des öffentlichen Rechts oder
öffentlicher (Jntentehmen von Mitgliedstaaten und tritt nicht fiir derartige Ver-
bindlichkeitm ein; dies gilt unbeschadet der gegenseitigen /inanziellen Garantien

für die gemeinsame Darchführung eines bestimmten Vorhabens. Ein Mitglied-
staat haftet nicht für die Verbindlichkeiten der Zentralregientngen, der regiona-
Ien oder lokalen Gebietskörperschaften oder anderen öffentlich-rechtlichen Kör-
perschaften, sonstiger Einrichtungen des öffentlichen Rechts oder öffentlichn yry--ternehmen 

eines anderen Mitgliedstaats und tritt nicht ftir derartige Verbindlich-
keiten ein; dies gilt unbeschadet der gegenseitigen finanziellen Garantien fi)r die
gemeinsame Durchführung eines bestirnmten Vorhabens.

2. Der Rat kann edorderlichenfalts nach dem Yedahren des Artikels 189 c Defi-
nitionen fi)r die Anwendung der in Artikel 104 und in diesem Artikel vorgesehe-
nen Verbote nöher bestimrnen.

. Artikel 104 c

t. Die Mitgliedstaaten vermeiden übermäJJige öffentliche Defizite.

2. Die Kommission überwacht die Entwicklung der Haushaltslage und der Höhe
des öffentlichen Schuldenstands in den Mitgliedstaaten im Hinblick auf die Fest-
stellung schwerwiegender Fehler. Insbesondere prüft sie die Einhaltung der Haus-
haltsdisziplin anhand von zwei Kriterien, nömlich daran,

a) ob das Yerhältnis des geplanten oder tatsächlichen öffentlichen Defizits zum
Bntttoinlandsprodukt einen bestimmten Referenzwert überschreitet, es sei
denn,

- daß entweder das Verhähnis erheblich und laufend zurückgegangen ist
und einen Wert in der Nöhe des Referenzwerts erreicht hat

- oder der Referenzwert nur ausnahmsweise und vorübergehend überschrit'
ten wird und das Yerhdltnis in der Nähe des Referenzwerts bleibt;

b) ob das Verhöltnis des öffentlichen Schuldenstands zum Brattoinlandsprodukt
einen bestimmten Referenzwert überschreitet, es sei denn, dafi das Yerhöltnis
hinreichend rückläufig ist und sich rasch genug dem Referenzwert nöhert.

Die Referenzwerte werden in einem diesem Vertrag beigefi)igten hotokoll über
das Verfahren bei einem übermäfiigen Defizit im einzelnen festgelegt-

3. Er/tillt ein Mitgliedstaat keines oder nur eines dieser Kriterien, so erstellt die
Kommission einen Bericht. In diesem Bericht wird berüclcsichtigt, ob das öffent-
liche Defizit die öffentlichen Ausgaben fiir Investitionen übertifft; berüclcsichtigt
werden ferner alle sonstigen einschlägigen Faktoren, einschliefilich der mitteffi-
stigen Wirßchafts- und Haushaltslage des Mitgliedstaats-
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Die Kommission kann ferner einen Bericht erstellen, wenn sie ungeachtet der Er-
fällung der Kriterten der Auffassung ist, dafi in einern Mitgliedstaat die Gefahr
eines übermö$igen Defizits besteht.

4. Der Ausschufi nach Artikel 109 c gibt eine Stellungnahme zu dem Bericht der
Kommission ab.

5. Ist die Kommission der Auffassung, daß in einem Mitgliedstaat ein übermägi-
ges Defizit besteht oder sich ergeben könnte, so legt sie dern Rat eine Stellung-
nahme vor.

6. Der Rat entscheidet mit qualifizierter Mehrheit auf Empfehlung der Kommis-
sion und unter Berüclcsichtigung der Bemerkungen, die der betreffende Mitglied-
staat gegebenenfalls abzugebm wünscht, nach Prüfung der Gesamtlage, ob ein
übennäfiges Defizit besteht.

7. Wird nach Absatz 6 ein übermöSiges De/izit festgestellt, so richtet der Rat an
den betreffenden Mitgliedstaat Empfehlungen mit dem Ziel, dieser Lage inner-
halb einer bestimmten Frist abzuhelfen. Vorbehaltlich des Absatzes 8 werden
diese Ernpfehlungen nicht v eröffentlich t.

8. Stellt der Rat fest, dafi seine Empfehlungen innerhalb der gesetzten Frist
keine wirlcsarnen Mafnahmen ausgelöst haben, so kann er seine Empfehlungen
veröffentlichen.

9. Falls ein Mitgliedstaat den Empfehlungen des Rates weiterhin nicht Folge lei-
stet, kann der Rat beschliefim, den Mitgliedstaat mit der MaJtgabe in Verzug zu
setzen, innerhalb einer bestimmten Fist MaJlnahmen für den nach Auffassung
des Rates zur Sanierung e{orderlichen De/izitabbau zu teffen.

Der Rat kann in diesem Fall den betreffenden Mitgliedstaat ersuchen, nach ei-
nem konkreten Zeitplan Berichte vorzulegen, um die Anpassungsbemühungen des
Mitgliedstaats überpnifen zu kännen.

10. Das Recht auf Klageerhebung nach den Artikeln 169 und 170 kann irn Rah-
men der Absätze I bis 9 dieses Artikels nicht ausgeübt werden.

11. solange ein Mitgliedstaat einen BeschlutJ nach Absatz 9 nicht befolgt, kann
der Rat beschliefien, eine oder mehrere der nachstehenden Mafinahmen anzu-
wenden oder gegebenenfalls zu verschörfen, nörnlich

- von dem betreffenden Mitgliedstaat verlangen, vor der Emission von Schuld-
verschreibungen und sonstigen Wertpapieren vom Rat nöher zu bezeichnende
zusätzliche Angaben zu veröffentlichen ;

- die Europöische Investitionsbank ersuchen, ihre Darlehenspolitik gegenüber
dem Mitgliedstaat zu überpüfen;

- von dem Mitgliedstaat verlangen, eine unverzinsliche Einlage in angemesse-
ner Höhe bei der Gemeinschaft zu hinterlegen, bis das übermäJJige De/izit
nach Ansicht des Rates konigiert worden ist;
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- GeldbutJen in angernessener Höhe verhängen.

Der Prösident des Rates unterrichtet das Europöische Parlatnent von den Be-
schlüssen.

12. Der Rat hebt einige oder sdmtliche Entscheidungen nach den Absätzen 6 bis
9 und 1l so weit auf, wie das übermätJige Defizit in dem betreffenden Mitglied-
staat nach Ansicht des Rates korrigiert worden ist. Hat der Rat zuvor Empfeh-
lungen veröffentlicht, so stellt er, sobald die Entscheidung nach Absatz 8 aufge-
hoben worden ist, in einer öffentlichen Erklörung fest, dafr in dem betreffenden
Mitgliedstaat kein übermö$iges De/izit mehr besteht.

13. Die Beschlu$fassung des Rates nach den Absätzen 7 bis 9 sowie 11 und 12
edolgt auf Empfehlung der Kornmission mit einer Mehrheit von zwei.Dritteln der
gemä$ Artikel 148 Absatz 2 gewogenen Stimmen der Mitgliedstaaten mit Aus-
nahme der Stimmen des Yertreters des betroffenen Mitgliedstaats.

14. Il'eitere Bestimmungen über die Durchführung des in diesem Artikel be-
schriebenen Yerfahrens sind in dem diesern Vertrag beigeJiigten hotokoll über
das Yerfahren bei einem übermäfrigen Defizit enthalten.

Der Rat verabschiedet einstimrnig auf Yorschlag der-Kommission und nach An-
hörung des Europäischen Parlarnents sowie der EZB die geeigneten Bestimmun-
gen, die sodann das genannte hotokoll ablösen.

Der Rat beschliefit vorbehaltlich der sonstigen Bestirnrnungen dieses Absatzes vor
dem I. Januar 1994 rnit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission
und nach Anhörung des Earopriischen Parlaments nöhere Einzelheiten und Be-
griffsbestimmungen für die Durchftihrung des genannten hotokolls.

KAPITEL 2

Die Währungspolitik

Artikel 105

I. Das vonangige Ziel des ESZB ist es, die Preisstabilität zu gewährleisten. So-
weit dies ohne Beeintröchtigung des Zieles der Preisstabilitöt möglich ist, unter-
stützt das ESZB die allgetneine Wirtschaftspolitik in der Gemeinschaft, um zur
Verwirklichung der in Artikel 2 festgelegten Ziele der Gemeinschaft beizutragen.
Das ESZB handelt im Einklang mit dem Grundsatz einer offenen Marktwirt-
schaft mit freiem Wettbewerb, wodurch ein efrizienter Einsatz der Ressourcen ge-

fiirdert wird, und hölt sich dabei an die in Artikel 3 a genannten Grundsätze.

2. Die grundlegenden Aufgaben des ESZB bestehen dartn,

- die Geldpolitik der Gemeinschaft festzulegen und auszuJühren;
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Devisengeschöfte im Einklang mit Artikel 109 durchzu/iihren;

die offiziellen Wdhrungsresemen der Mitgliedstaaten zu halten und zu verwal-
ten;

- das reibungslose Funktionieren der Zahlungssysteme zu flirdern.

3. Absatz 2 dritter Gedankenstrich berührt nicht die Haltung und Yerwaltung
von Arbeitsguthaben in Fremdwöhrungen durch die Regierungen der Mitglied-
staaten.

4. Die EZB wird gehört

- zu allen Vorschlögen fi)r Rechtsakte der Gemeinschaft im Zustöndigkeitsbe-
reich der EZB;

- von den nationalen Behörden zu allen Entwürfen für Rechtsvorschiften irn
Zuständigkeitsbereich der EZB, und zwar innerhalb der Grenzen und unter
den Bedingungen, die der Rat nach dem Vedahren des Artikels 106 Absatz 6
fe*legt.

Die EZB kann gegenüber den zustöndigen Organen und Einrtchtangen der Ge-
meinschaft und gegenüber den nationalen Behörden Stellungnahmen zu in ihren
Zustrindigkeitsbereich fallenden Fragen abgeben.

5. Das ESZB trögt zur reibungslosen Durchfiihrung der von den zuständigen Be-
hörden auf dem Gebiet der Aufsicht über die Kreditinstitute und der Stabilität
des Finanzsystems ergriffenen MatJnahmen bei.

6. Der Rat kann durch einstimmigen Beschlu$ auf Vorschlag der Kommission
nach Anhörung der EZB und nach Zustimmung des Europäischen Parlaments
der EZB besondere Aufgaben im Zusarnmenhang mit der Aufsicht über Kreditin-
stitute und sonstige Finanzinstitute rnit Ausnahme von Yersicherungsunterneh-
men übertragen.

Artikel 105 a

I. Die EZB hat das ausschlieJJliche Recht, die Ausgabe von Banknoten inner-
halb der Gemeinschaft zu genehmigen. Die EZB und die nationalen Zentralban-
ken sind zur Ausgabe von Banlototen berechtigt. Die von der EZB und den na-
tionalen Zentralbanken ausgegebenen Banknoten sind die einzigen Banlcnoten,
die in der Gemeinschaft als gesetzliches Zahlungsmittel gelten.

2. Die Mitgliedstaaten haben das Recht zur Ausgabe von Münzen, wobei der
Umfang dieser Ausgabe der Genehmigung durch die EZB bedarf. Der Rat kann
nach dem Vedahren des Artikels 189 c und nach Anhöntng der EZB Matlnah-
men erlassen, um die Stückelung und die technischen Merkmale aller für den
Umlauf bestimmten Münzen so weit zu harmonisieren, wie dies fi)r deren rei-
bungslosen Urnlauf innerhalb der Gemeinschaft erforderlich ist.
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Artikel 106

1. Das ESZB besteht aus der EZB und den nationalen Zentralbanken.

2. Die EZB besitzt Rechtspersönlichkeit.

3. Das ESZB wird von den Beschlu$organen der EZB, nämlich dem EZB-Rat
und dem Direktorium, geleitet.

4. Die Satzung des ESZB ist in einetn diesem Vertrag beige/ügten hotokoll fest-
gelegt.

5.  Der Rat kann die Art ikel  5.1,5.2,5.3, 17, 18, 19.1,22,23,24,26,32.2,32.3,
32.4,32.6,33.1.a und 36 der Satzung des ESZB entweder mit qualifizierter
Mehrheit auf Empfehlung der EZB nach Anhörung der Kommission oder ein-
stimmig auf Vorschlag der Kommission nach Anhörung der EZB ändern. Die
Zustimmung des Europtiischen Parlaments ist dabei jeweils erforderlich.

6. Der Rat erlöflt mit qualiJizierter Mehrheit entweder auf Vorschlag der Kom-
mission und nach Anhörung des Europöischen Parlaments und der EZB oder auf
Empfehlung der EZB und nach Anhörung des Europäischen Parlarnents und der
Kommission die in den Artikeln 4,5.4, 19.2,20,28.1,29.2,30.4 und 34.3 der
Satzung des ESZB genannten Bestimrnungen.

Artikel 107

Bei der Wahrnehmung der ihnen durch diesen Vertrag and die Satzung des
ESZB übertragenen Befugnisse, Aufgaben und P/lichten darf weder die EZB
noch eine nationale Zentralbank, noch ein Mitglied ihrer Beschlufrorgane Wei-
sungen von Organen oder Einrichtungen der Gemeinschaft, Regierungen der Mit-
gliedstaaten oder anderen Stellen einholen oder entgegennehmen. Die Organe
und Einrichtungen der Getneinschaft sowie die Regierungen der Mitgliedstaaten
verpflichten sich, diesen Grandsatz zu beachten und nicht zu versuchen, die Mit-
glieder der Beschluforgane der EZB oder der nationalen Zentralbanken bei der
Wahrnehmung ihrer Aufgaben zu beeinflussen.

Artikel 108

Jeder Mitgliedstaat stellt sicher, dafi sptitestens zurn Zeitpunkt der Errichtung
des ESZB seine innerstaatlichen Rechtsvorschriften einschließlich der Satzung
seiner Zentralbank rnit diesem Vertrag sowie mit der Satzung des ESZB im Ein-
klang stehen.

Artikel 108 a

I. Zur Erfiillung der dem ESZB übertragenen Aufgaben werden von der EZB
gemö$ diesem Vertrag und unter den in der Satzung des ESZB vorgesehenen
Bedingungen
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Yerordnungen erlassen, insoweit dies fir die Erfiillung der in Artikel 3.1 er-
ster Gedankenstrtch, Artikel 19.1, Artikel 22 oder Artikel 25.2 der Satzung
des ESZB festgelegten Aufgaben erforderlich ist; sie erläßt Verordnungm fer-
ner in den Föllen, die in den Rechtsakten des Rates nach Artikel 106 Ab-
satz 6 vorgesehen werden;

- Entscheidungen erlassen, die zur Erfiillung der dem ESZB nach diesem Yer-
trag und der Satzung des ESZB übertragenen Aufgaben erforderlich sind;

- Empfehlungen und Stellungnahmen abgegeben.

2. Die Yerordnung hat allgemeine Geltung. Sie ist in allen ihren Teilen verbind-
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Die Empfehlungen und Stellungnahmen sind nicht verbindlich.

Die Entscheidung ist in allen ihren Teilen fir diejenigen verbindlich, an die sie
gerichtet ist.

Die Artikel 190, 191 und 192 des Yertags geltenfür die Yerordnungen und Ent-
scheidungen der EZB.

Die EZB lcann die Yeröffentlichung ihrer Entscheidungen, Empfehlungen und
S tellungnahmen beschliefi en.

3. Innerhalb der Grenzen und unter den Bedingungen, die der Rat nach dem
Vedahren des Artikels 106 Absatz 6 festlegt, ist die EZB befugt, (Jntemehmen
bei Nichteinhaltung der Verpflichtungen, die sich aus ihren Verordnungen und
Entscheidungen ergeben, mit Geldbufen oder in regelmöfigen Abstönden zu zah-
lenden Zwangsgeldern zu belegen.

Artikel 109

l. Abweichend von Artikel 228 kann der Rat einstimmig auf Empfehlung der
EZB oder der Komtnission und nach Anhörung der EZB in dem Bemühen, zu ei-
nem mit dem Ziel der heisstabilitöt im EinHang stehenden Konsens zu gelan-
gen, nach Anhörung des Europäischen Parlaments gemöfi den in Absatz 3 für die
Festlegung von Modalitöten vorgesehenen Yedahren fiirtnliche Yereinbarungen
über ein Wechselhtrssystem /fir den Ecu gegenüber Drittlandswährungen treffen.
Der Rat kann mit quali/izierter Mehrheit auf Empfehlung der EZB oder der
Kommission und nach Anhörung der EZB in dem Bemühen, zu einem rnit dem
Ziel der Preisstabilitöt im Einklang stehenden Konsens zu gelangen, die Ecu-
Leitkurse innerhalb des llechselkurssystems festlegen, ändem oder aufgeben.
Der häsident des Rates unterrichtet das Europöische Parlament von der Festle-
gung, Änderung oder Aufgabe der Ecu-Leithtrse.

2. Besteht gegenüber einer oder mehreren Drittlandswährungen kein Wechsel-
kurssystem nach Absatz I, so kann der Rat rnit quali/izierter Mehrheit entweder
auf Ernpfehlung der Kommission und nach Anhöntng der EZB oder auf Empfeh-
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lung der EZB allgemeine Orientierungen fir die Wechselhtrspolitik gegenüber
diesen Währungen aufstellen. Diese allgemeinen Orientierungen düden das vor-
rangige Ziel des ESZB, die heisstabilität zu gewöhrleisten, nicht beeintröch-
tigen.

3. llenn von der Gemeinschaft mit einem oder mehreren Staaten oder interna-
tionalen Organisationen Yereinbarangen im Zusamrnenhang mit Wöhrungsfra-
gen oder Devisenregelungen aaszuhandeln sind, beschlieft der Rat abweichend
von Artikel 228 mit qualifizierter Mehrheit auf Empfehlung der Kommission und
nach Anhörung der EZB die Modalitötenfiir die Aushandlung und den Abschluß
solcher Yereinbarungen. Mit diesen Modalitäten wird gewöhrleistet, daß die
Gemeinschaft einen einheitlichen Standpunkt vertritt. Die Kommission wird an
den Verhandlungen in vollem amfang beteiligt.

Die nach diesem Absatz getroffenen Vereinbarungen sind fiir die Organe der
Gemeinschaft, die EZB und die Mitgliedstaaten verbindlich.

4. Yorbehahlich des Absatzes I befindet der Rat auf Yorschlag der Kommission
und nach Anhörung der EZB mit quaffizierter Mehrheit über den Standpunkt
der Gemeinschaft auf internationaler Ebene zu Fragen, die von besonderer Be-
deutung fiir die l;Itirtschaf*- und Währungsunion sind, sowie einstimmig über
ihre Yertretung unter Einhaltung der in den Artikeln 103 und 105 vorgesehenen
Zus t öndi g kei ts v e rt ei Iu n g.

5. Die Mitgliedstaaten haben das Recht, unbeschadet der Gemeinschaftszustön-
digkeit und der Gemeinschaftsvereinbarungen über die Wir*chafts- und Wöh-
rungsunion in internationalen Gremien Verhandlungen zu /fihren und internatio-
nale Vereinbarungen zu treffen.

KAPITEL 3

Institutionelle Bestimmungen

Artikel 109 a

I. Der EZB-Rat besteht aus den Mitgliedern des Direktortums der EZB und den
Präsidenten der nationalen Zentralbanken.

2. a) Das Direktorium besteht aus dem Prösidenten, dem Yizepräsidenten und
vier weiteren Mitgliedern.

b) Der Präsident, der Yizepräsident und die weiteren Mitglieder des Direkto-
riurns werden von den Regierungen der Mitgliedstaaten auf der Ebene der
Staats- und Regierungschefs auf Empfehlung des Rates, der hierzu das
Europöische Parlament und den EZB-Rat anhört, aus dem Kreis der in
Wöhrungs- oder Bankfragen anerkannten und erfahrenen Persönlichkeiten
einvernehmlich ausgewählt und ernannt.
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Ihre Atntszeit betrögt acht Jahre; Wiederemennung ist nicht zulässig.

Nur Staatsangehörige der Mitgliedstaaten können Mitglieder des Direkto-
riurns werden.

Artikel 109 b

I. Der Präsident des Rates und ein Mitglied der Kommission können ohne
Stimmrecht an den Sitzungen des EZB-Rates teilnehmen.

Der hösident des Rates kann dem EZB-Rat einen Antrag zur Beratung vorle-
gen.

2. Der Präsident der EZB wird zur Teilnahme an den Tagungen des Rates ein-
geladen, wenn dieser Fragen im Zusammenhang mit den Zielen und Aufgaben
des ESZB erörtert.

3. Die EZB unterbreitet dem Europöischen Parlament, dem Rat und der Kom-
mission sowie auch dem Europöischen Rat einen Jahresbericht über die Tötigkeit
des ESZB und die lildhrungspolitik im vergangenen und im laufenden Jahr. Der
hösident der EZB legt den Bericht dem Rat und dern Europöischen Parlament
vor, das auf dieser Grundlage eine allgemeine Aussprache durch/ühren kann.

Der Pnisident der EZB und die anderen Mitglieder des Direktoriurns können auf
Ersuchen des Europäischen Parlaments oder auf ihre Initiative hin von den zu-
ständigen Ausschüssen des Europdischen Parlarnents gehört werden.

Artikel 109 c

1. Um die Koordinierung der Politiken der Mitgliedstaaten in demftir das Funk-
tionieren des Binnenmarkts erforderlichen arnfang zu fördern, wird ein Beraten-
der ll'ährungsausschufi eingesetzt.

Dieser hat die Aufgabe,

die Wöhrungs- und Finanzlage der Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft so-
wie den allgemeinen Zahlungsverkehr der Mitgliedstaaten zu beobachten und
dem Rat und der Kommission regelmätJig darüber Bericht zu erstatten;

auf Ersuchen des Rates oder der Kommission oder von sich aus Stellungnah-
men an diese Organe abzugeben;

unbeschadet des Artikels I5I an der Vorbereitung der in Artikel 73 f, Artikel
73 g, Artikel 103 Absötze 2, 3, 4 und 5, Artikel 103 a, Artikel 104 a, Artikel
104 b, Artikel 104 c, Artikel 109 e Absatz 2, Artikel 109 f Absatz 6, Artikel
109 h, Artikel 109 i, Artikel 109 j Absatz 2 sowie Artikel 109 k Absatz I ge-
nannten Arbeiten des Rates mitzuwirken;
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- mindestens einmal jährlich die Lage hinsichtlich des Kapitalverkehrs und der
Freiheit des Zahlungsverkehrs, wie sie sich aus der Anwendung dieses Ver-
trags und der MatJnahmen des Rates ergeben, zu prüfen; die Prfifung er-
streckt sich auf alle Ma$nahmen im Zusammenhang mit dem Kapital- und
Zahlungsverkehr; der AusschuJJ erstattet der Komrnission und dem Rat Be-
richt über das Ergebnis dieser hüfung.

Jeder Mitgliedstaat sowie die Kommission ernennen zwei Mitglieder des Wäh-
rungsausschusses.

2. Mit Beginn der ditten Stufe wird ein Wirtschafts- und Finanzausschu$ einge-
setzt. Der in Absatz I vorgesehene Wöhrungsausschufi wird aufgelöst.

Der Wirtschafts- und Finanzausschufi hat die Aufgabe,

- auf Ersuchen des Rates oder der Kommission oder von sich aus Stellungnah-
tnen an diese Organe abzugeben;

- die Wirtschaf*- und Finanzlage der Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft zu
beobachten und dem Rat und der Kommission regelmälhig darüber Bericht zu
erstatten, insbesondere über die Jinanziellen Beziehungen zu dritten Ländern
und internationalen Einrichtungen ;

- unbeschadet des Artikels 151 an der Yorbereilung der in Artikel 73 f, Artikel
73 g, Artikel 103 Absätze 2, 3, 4 und 5, Artikel 103 a, Artikel 104 a, Artikel
104 b, Artikel 104 c, Artikel 105 Absatz 6, Artikel 105 a Absatz 2, Artikel 106
Abstitze 5 und 6, Artikel 109, Artikel 109 h, Artikel 109 i Absätze 2 und 3,
Artikel 109 k Absatz 2, Artikel 109 I Absötze 4 und 5 genannten Arbeiten des
Rates mitzuwirken und die sonstigen ihm vom Rat übertragenen Beratungs-
aufgaben und vorbereitenden Arbeiten auszuführen;

- mindestens einmal jährlich die Lage hinsichtlich des Kapitalverkehrs und der
Freiheit des Zahlungsverkehrs, wie sie sich aus der Anwendung dieses Ver-
trags und der Ma$nahmen des Rates ergeben, zu prüfen; die Pnifung er-
streckt sich auf alle Mafinahmen im Zusammenhang rnit dern Kapital- und
Zahlungsverkehr; der AusschuJJ erstattet der Kommission und dem Rat Be-
icht über das Ergebnis dieser Hifung.

Jeder Mitgliedstaat sowie die Kommission und die EZB errTennen jeweils höch-
stens zwei Mitglieder des Ausschusses.

3. Der Rat legt mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission und
nach Anhörung der EZB und des in diesem Artikel genannten Ausschusses im
einzelnen fest, wie sich der Wirtschafts- und Finanzausschuf zusammensetzt. Der
häsident des Rates unterrichtet das Europäische Parlament über diesen Be-
schlufi.

4. Sofern und solange es Mitgliedstaaten gibt, /iir die eine Ausnahrneregelung
nach den Artikeln 109 k und 109 I gilt, hat der Ausschafl zusätzlich zu den in Ab-
satz 2 beschriebenen Aufgaben die Währungs- und Finanzlage sowie den allge-
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meinen Zahlungsverkehr der betreffenden Mitgliedstaaten zu beobachten und
dem Rat und der Kommission regelmöfiig darüber Bericht zu erstatten.

Artikel 109 d

Bei Fragen, die in den Geltungsbereich von Artikel 103 Absatz 4, Artikel 104 c
mit Ausnahme von Absatz 14, Artikel 109, Artikel 109 j, Artikel 109 k und Arti-
kel 109 I Absötze 4 und 5 fallen, kann der Rat oder ein Mitgliedstaat die Kom-
mission ersuchen, je nach ZweckrnäSigkeit eine Empfehlung oder einm Yor-
schlag zu unterbreiten. Die Komrnission prüft dieses Ersuchen und unterbreitet
dem Rat umgehend ihre Schlufifolgentngen.

KAPITEL 4

tJb e rgang s b es t immung en

Artikel 109 e

I. Die zweite Stufefiir die YeruirHichung der Wirtschafts- und Wöhntngsunion
beginnt am I. Januar 1994.

2. Yor diesern Zeitpunkt wird

a) jeder Mitgliedstaat

- soweit eforderlich, geeigrete Mafnahmen erlassen, um die Beachtung der
Verbote sicherzustellen, die in Artikel 73 b - unbeschadet des Artikels
73 e - sowie Artikel 104 und Artikel 104 a Absatz I niedergelegt sind;

- erforderlichenfalls irn Hinblick auf die unter Buchstabe b vorgesehene Be-
wertung mehrjöhrtge hogramme festlegen, die die für die Verwirklichung
der Wirtschafts- und Wöhrungsunion notwendige dauerhafte Konvergenz,
insbesondere hinsichtlich der heisstabilität und gesunder öffintlicher Fi-
nanzen, gewährleisten sollen ;

b) der Rat auf der Grundlage eines Berichts der Kommission die Fortschritte bei
der Konvergenz im Wirtschafts- und Währungsbereich, insbesondere hinsicht-
lich der heisstabilität und gesunder öffentlicher Finanzen, sowie bei der Um-
setzung der gerneinschaftlichen Rechtsvorschriften über den Binnenrnarkt be-
werten.

3. Artikel 104, Artikel 104 a Absatz l, Artikel 104 b Absatz I und Artikel 104 c
mit Ausnahrne der Absätze 1,9, I1 und 14 gelten ab Beginn der zweiten Stufe.

Artikel 103 a Absatz 2, Artikel 104 c Absätze 1,9 und lI, Artikel 105, Artikel
105 a, Artikel 107, Artikel 109, Artikel 109 a, Artikel 109 b und Artikel 109 c Ab-
sötze 2 und 4 gelten ab Beginn der dritten Stufe.
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4. In der zweiten Stufe sind die Mitgliedstaaten bemüht, übermöfiige öffentliche
Defizite zu vermeiden.

5. In der zweiten Stufe leitet jeder Mitgliedstaat, soweit angezeigt, nach Artikel
108 das Vedahren ein, mit dem die Unabhängigkeit seiner Zentralbank herbeige-
Jfihrt wird.

Artikel 109 f

1. Zu Beginn der zweiten Stufe wird ein Europöisches Währungsinstitut (imfol-
genden als ,EWI'bezeichnet) errichtet und nimrnt seine Tätigkeit auf; es besitzt
Rechtspersönlichkeit und wird von einem Rat geleitet und verutaltet; dieser be-
steht aus einem häsidenten und den Präsidenten der nationalen Zentralbanken,
von denen einer zum Vizepräsidenten bestellt wird.

Der häsident wird von den Regierungen der Mitgliedstaaten auf der Ebene der
Staats- und Regierungschefs auf Empfehlung des Ausschusses der häsidenten
der Zentralbanken der Mitgliedstaaten (im folgenden als ,Ausschufi der hösi-
denten der Zentralbanken'bezeichnet) bzw. des Rates des EWI und nach Anhö-
rung des Europäischen Parlaments und des Rates einvernehmlich emannt. Der
häsident wird aus dem Kreis der in Währungs- oder Bankfragen anerkannten
und erfahrenen Persönlichkeiten ausgewählt. Nur Staatsangehörige der Mitglied-
staaten können hösident des EIYI sein. Der Rat des EWI entennt den Yizeprä-
sidenten.

Die
Iegt.

Satzung des EWI ßt in einern diesem Yertrag beigefügten hotokoll festge-

Der Ausschu$ der häsidenten der Zentralbanken wird mit Beginn der zweiten
Stufe aufgelöst.

2. Das EWI hat die Aufgabe,

- die Zusamrnenarbeit zwßchen dm nationalen Zentralbanken zu verstörken;

- die Koordinierung der Geldpolitiken der Mitgliedstaaten mit dem Ziel zu ver-
stärken, die Preisstabilität aufrechtzuerhalten ;

- das Funktionieren des Europöischm Wähntngssystems zu überwachen;

- Konsultationen zu Fragen durchzufiihren, die in die Zuständigkeit der natio-
nalen Zentralbankenfallen und die Stabilitöt der Finanzinstitute und -mörkte
berühren;

- die Aufgaben des Europöischen Fonds fi)r währungspolitische Zusammenar-
beit, der aufgelöst wird, zu übernehmen; die Einzelheiten der Auflösung wer-
den in der Satzung des EWlfestgelegt;
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- die Yerwendung des Ecu zu erleichtern und deren Entwicklung einschlieflich
des reibungslosen Funktionierens des Ecu-Verrechnungssystems zu über-
wachen.

3. Bei der Vorbereitung der dritten Stufe hat das EWI die Aufgabe,

- die Instrumente und Yerfahren zu entwickeln, die zur Durchfi)hrung einer ein-
heitlichen Geld- und Währungspolitik in der dixen Stufe edorderlich sind;

- bei Bedarf die Harmonisierung der Bestimmungen und Gepflogenheiten auf
dem Gebiet der Erhebung, Zusammenstellung und ll'eitergabe statistischer
Daten in seinem Zustöndigkeitsbereich zu fiirdern;

- die Regeln fi)r die Geschäfte der nationalm Zentralbanken im Rahmen des
ESZB auszuarbeiten;

- die Effizienz des grenzüberschreitenden Zahlungsverkehrs zu fiirdern;

- die technischen Vorarbeitenfür die Ecu-Banknoten zu überutachen.

Das EWI legt bis zum 31. Dezember 1996 in regulatorischer, organisatorischer
und logistischer Hinsicht den Rahmen fest, den das ESZB zur Edüllung seiner
Aufgaben in der dritten Stufe benötigt. Dieser wird der EZB zum Zeitpunkt ihrer
Errichtung zar BeschluSfassung unterbreitet.

4. Das EWI kann mit der Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder seines
Rates

- Stellungnahmen oder Empfehlungen zu der allgerneinen Orientierung der
Geld- und der Wechselkurspolitik der einzelnen Mitgliedstaaten sowie zu de-
ren diesbezüglichen Ma$nahmen abgeben;

- den Regierungen und dern Rat Stellungnahmen oder Empfehlungen zu Mafi'
nahmen unterbreiten, die die interne oder exteme Währungssituation in der
Gemeinschaft und insbesondere das Funktionieren des Europöischen Wäh-
rungssystems beeinflussen könnten ;

- den Währungsbehörden der Mitgliedstaaten Empfehlungen zur Durchführung
ihrer Wöhrungspolitik geben.

5. Das EIAI kann einstimmig beschlietJen, seine Stellungnahmen und Empfeh-
lungen zu veröffentlichen.

6. Das EWI wird vom Rat zu allen Vorschlägen fiir Rechtsakte der Gemein'
s chaft in s einem Zus tändigkeits bereich ang ehört.

Innerhalb der Grenzen und unter den Bedingungen, die der Rat mit qualifizierter
Mehrheit auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäischen
Parlaments und des EIAI festlegt, wird das EWI von den Behörden der Mitglied-
staaten zu allen Entwürfen fir Rechtsvorschriften in seinem Zustöndigkeitsbe-
reich angehört.
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7. Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Euro-
päischen Parlaments und des EWI diesem durch einstimmigen Beschlufi weitere
Aufgaben im Rahmen der Vorbereitung der diuen Stufe übertragen.

8. In den Föllen, in denen dieser Yertrag eine beratende Funktion fiir die EZB
vorsieht, ist vor der Etichtung der EZB unter dieser das EWI zu verstehen.

In den Frillen, in denen dieser Yertrag eine beratende Funktionfür das EWI vor-
sieht, ist vor dem 1. Januar 1994 unter diesem der Ausschufi der häsidenten der
Zentralbanken zu verstehen.

9. Für die Daaer der zweiten Stufe bezeichnet der Ausdruck ,EZB'in den Arti-
keln 173, 175, 176, 177, 180 und 215 das EWI.

Artikel 109 g

Die Zusammensetzung des Ecu-Wöhrungskorbs wird nicht geändert.

Mit Beginn der dritten Stufe wird der Wert des Ecu nach Artikel 109 I Absatz 4
unwi d e r rufl ich fe s t g e s e t z t.

Artikel 109 h

I. Ist ein Mitgliedstaat hinsichtlich seiner Zahlungsbilanz von Schwierigkeiten
betroffen oder emstlich bedroht, die sich entweder aus einem Ungleichgewicht sei-
ner Gesarntzahlungsbilanz oder aus der Art der ihm zur Verfügung stehenden
Devisen ergeben, und sind diese Schwierigkeiten geeignet, insbesondere das
Funktionieren des Gemeinsamen Marktes oder die schrittweise Yenairklichung
der gemeinsamen Handelspolitik zu gefährden, so prüft die Kommßsion unver-
züglich die Lage dieses Staates sowie die Mafinahmen, die er getroffen hat oder
unter Einsatz aller ihm zur Yer/tigung stehenden Mittel nach diesem Yertrag tref-
fen kann. Die Komrnission gibt die Mafinahmen an, die sie dem betreffenden
Staat empfiehlt.

Erweisen sich die von einem Mitgliedstaat ergriffenen und die von der Kommis-
sion angeregten Ma$nahmen als unzureichend, die aufgetretenen oder drohenden
Schwierigkeiten zu beheben, so empfiehlt die Kommission dem Rat nach Anhö-
rung des in Artikel 109 c bezeichneten Ausschusses einen gegenseitigen Beistand
und die da/ür geeigneten Methoden.

Die Kommission unterrichtet den Rat regelmößig über die Lage und ihre Ent-
wicklung.

2. Der Rat gewährt den gegenseitigen Beistand rnit quaffizierter Mehrheit; er er-
löfit Richtlinien oder Entscheidungen, welche die Bedingungen und Einzelheiten
hier/tir festlegen. Der gegenseitige Beistand kann insbesondere erfolgen

a) durch ein abgestimmtes l/orgehen bei anderen internationalen Organisatio-
nen, an die sich die Mitgliedstaaten wenden können;
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b) durch Ma$nahmen, die notwendig sind, um Yerlagerungen von Handelsströ-
men zu vermeiden, falls der in Schwierigkeiten be/indliche Staat mengmmö-
gige Beschrrinhtngen gegenüber dritten Ltindern beibehält oder wieder ein-

fiihrt;

c) durch Bereitstellung von Krediten in begrenzter Höhe seitens anderer Mit-
gliedstaaten; hierzu ist ihr Einverstöndnis erforderlich.

3. Stimmt der Rat dem von der Kommission empfohlenen gegenseitigen Beistand
nicht zu oder sind der gewährte Beistand und die getroffenen Mafinahmen unzu-
reichend, so ermöchtigt die Komrnission den in Schwierigkeiten befindlichen
Staat, Schutzmafinahmen zu treffen, deren Bedingungen und Einzelheiten sie

festlegt.

Der Rat kann mit quaffizierter Mehrheit diese Ennächtigvng aufheben und die
Bedingungen und Einzelheiten öndern.

4. Unbeschadet des Artikels 109 k Absatz 6 endet die Geltungsdauer dieses Arti-
kels zurn Zeitpunkt des Beginns der driuen Stufe.

Artikel 109 i

1. Geröt ein Mitgliedstaat in eine plötzliche Zahlungsbilanzkrise und wird eine
Entscheidung im Sinne des Artikels 109 h Absatz 2 nicht unverzüglich getroffen,
so kann der betreffende Staat vorsorglich die erforderlichen Schutzmatlnahmen
ergreifen. Sie dürfen nur ein Mindestmafi an Störungm im Funktionieren des
Gemeinsamen Marktes hemorrufen und nicht über das zur Behebung der plötz'
lich aufgetretenen Schwiertgkeiten unbedingt edorderliche Ausmaf hinausgehen.

2. Die Kommission und die anderen Mitgliedstaaten werden über die Schutz-
rnafnahmen spätestens bei deren Inkrafttreten unterrichtet. Die Kornrnission
kann dern Rat den gegenseitigen Beistand nach Artikel 109 h empfehlen.

3. Nach Stellungnahme der Kommission und nach Anhörung des in Artiket 109 c
bezeichneten Aasschusses kann der Rat mit quaffizierter Mehrheit entscheiden,
datJ der betreffende Staat diese Schutzmafinahrnen zu ändern, auszusetzen oder
aufzuheben hat.

4. Unbeschadet des Artikels 109 k Absatz 6 endet die Geltungsdauer dieses Arti-
kels zum Zeitpunkt des Beginns der dritten Stafe.

Artikel 109 j

1. Die Kommission und das EllI berichten dem Rat, inwieweit die Mitgliedstaa-
ten bei der Yerwirklichung der Wirtschafts- und Währungsunion ihren VerpJlich-
tungen bereits nachgekornmen sind. In ihren Berichten wird auch die Frage ge-
pnift, inwieweit die innerstaatlichen Rechtsvorcchriften der einzelnen Mitglied-
staaten einschlietJlich der Satzung der jeweiligen nationalen Zentralbank mit Ar-
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tikel 107 und Artikel 108 dieses Vertrags sowie der Satzung des ESZB vereinbar
sind. Ferner wird darin gepnift, ob ein hoher Grad an dauerhafter Konvergenz
erreicht ist; Mafistab hierfür ist, ob die einzelnen Mitgliedstaaten folgende Krite-
rien erfiillen:

- Erreichung eines hohen Grades an Preisstabilitöt, ersichtlich aus einer Infla-
tionsrate, die der Inflationsrate jener - höchstens drei - Mitgliedstaaten
nahekommt, die auf dem Gebiet der heisstabilitöt das beste Ergebnis erzieh
haben;

- eine auf Dauer tragbare Finanzlage der öffentlichen Hand, ersichtlich aus ei-
ner öffentlichen Haushaltslage ohne übermöfliges Defizit im Sinne des Arti-
kels 104 c Absatz 6;

- Einhaltung der normalen Bandbreiten des Wechselkursmechanismus des
Europöischen Währungssystems seit mindestens zwei Jahren ohne Abwertung
gegenüber der Währung eines anderen Mitgliedstaats;

- Dauerhaftigkeit der von dem Mitgliedstaat erreichten Konvergenz und seiner
Teilnahme am Wechselkursmechanismus des Europäischen liltöhntngssy-
stems, die im Niveau der langfristigen Zinssätze zum Ausdruck kommt.

Die vier Kriterien in diesern Absatz sowie die jeweils edorderliche Dauer ihrer
Einhaltung sind in einem diesem Vertrag beigefigten Protokoll näher festgelegt.
Die Berichte der Kommission und des EWI berüclcsichtigen auch die Entwick-
lung des Ecu, die Ergebnisse bei der Integration der Märkte, den Stand und die
Entwicklung der Leistungsbilanzen, die Entwicklung bei den Lohnstückkosten
und andere heisindizes.

2. Der Rat beurteilt auf der Grundlage dieser Berichte auf Empfehlung der
Kommission mit quaffizierter Mehrheit,

- ob die einzelnen Mitgliedstaaten die notwendigen Voraussetzungen /ür die
Einführung einer einheitlichen Währung edüllen,

- ob eine Mehrheit der Mitgliedstaaten die notwendigen Yoraussetzungen fiir
die Eiffihrung einer einheitlichen Wähntng edfillt,

und empfiehlt seine Feststellungen dem Rat, der in der Zusamrnensetzung der
Staats- und Regierungschefs tagt. Das Europäische Parlament wird angehört
und leitet seine Stellungnahme dem Rat in der Zusammensetzung der Staats-
und Regierungschefs zu.

3. Unter gebührender Berüclcsichtigung der Beichte nach Absatz I sowie der
Stellungnahme des Europöischen Parlaments nach Absatz 2 vedährt der Rat, der
in der Zusammensetzung der Staats- und Regierungschefs tagt, spötestens am
31. Dezember 1996 mit quaffizierter Mehrheit wiefolgt:

- Er entscheidet auf der Grundlage der in Absatz 2 genannten Empfehlungen
des Rates, ob eine Mehrheit der Mitgliedstaaten die notwendigen Yorausset-
zungen /iir die Eiffihrung einer einheitlichen Wöhrung erfiillt;
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- er entscheidet, ob es fiir die Gemeinschaft zweckmäSig ist, in die dritte Stufe
einzutreten:

sofern dies der Fall ist,

- bestirnmt er den Zeitpunktfür den Beginn der dritten Stufe.

4. Ist bis Ende 1997 der Zeitpunktfiir den Beginn der drttten Stufe nichtfestge-
legt worden, so beginnt die dritte Stufe am I. Januar 1999. Vor dem l. Juli 1998
bestätigt der Rat, der in der Zusarnmensetzung der Staats- und Regierungschefs
tagt, nach einer Wiederholung des in den Absätzen I und 2 - rnit Ausnahme
vo,n Absatz 2 zweiter Gedankenstrich - vorgesehenen Verfahrens unter Berück-
sichtigung der Berichte nach Absatz I sowie der Stellungnahme des Europäßchen
Parlaments mit quaffizierter Mehrheit auf der Grundlage der Empfehlungen des
Rates nach Absatz 2, welche Mitgliedstaaten die notwendigen Voraussetzungen

fir die Einfihrung einer einheitlichen Währung ediillen.

Artikel 109 k

I. Falls der Zeitpunkt nach Artikel 109 j Absatz 3 bestimrnt wurde, entscheidet
der Rat auf der Grundlage der in Artikel 109 j Absatz 2 genannten Empfehlun-
gen mit quaffizierter Mehrheit auf Empfehlung der Kommission, ob - und ge-
gebenenfalls welchen - Mitgliedstaaten eine Ausnahmeregelung im Sinne des
Absatzes 3 gewährt wird. Die betreffenden Mitgliedstaaten werden in diesem
Yertrag als ,Mitgliedstaaten, /tir die eine Ausnahmeregelung gilt', bezeichnet.

Falls der Rat nach Artikel 109 j Absatz 4 bestötigt hat, welche Mitgliedstaaten
die notwendigen Yoraussetzungen fi)r die Einfihrung einer einheitlichen lTöh-
rung erfiillen, wird den Mitgliedstaaten, die die Voraussetzungen nicht erfüllen,
eine Ausnahmeregelung im Sinne des Absatzes 3 gewöhrt. Die betreffenden Mit-
gliedstaaten werden in diesem Vertrag ebenfalls als ,Mitgliedstaaten, fi)r die eine
Ausnahmeregelung gih', bezeichnet.

2. Mindestens einrnal alle zwei Jahre bzw. auf Antrag eines Mitgliedstaats, /iir
den eine Ausnahmeregelung gih, berichten die Kommission und die EZB dem
Rat nach dem Yerfahren des Artikels 109 j Absatz 1. Der Rat entscheidet nach
Anhörung des Europäischen Parlaments und nach Aussprache im Rat, der in der
Zusarnmensetzung der Staats- und Regierungschefs tagt, auf Vorschlag der
Kommission mit quaffizierter Mehrheit, welche der Mitgliedstaaten, /ür die eine
Ausnahmeregelung gilt, die auf den Krtterien des Artikels 109 i Absatz I beru-
henden Voraussetzungen erfüllen, und hebt die Ausnahmeregelungen der betref-

fenden Mitgliedstaaten auf.

3. Eine Ausnahmeregelang nach Absatz I hat zur Folge, daß die nachstehenden
Artikel für den betreffenden Mitgliedstaat nicht gelten: Artikel 104 c Absätze 9
und ll, Artikel 105 Absötze 1,2,3 und 5, Artikel 105 a, Artikel 108 a, Artikel
109 sowie Artikel 109 a Absatz 2 Buchstabe b. Der Ausschlufi des betreffenden
Mitgliedstaats und seiner Zentralbank von den Rechten und Verpflichtungen im
Rahmen des ESZB wird in Kapitel IX der Satzung des ESZB geregelt.
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4. In Artikel 105 Absätze 1,2 und 3, Artikel 105 a, Artikel 108 a, Artikel 109 so-
wie Artikel 109 a Absatz 2 Buchstabe b bezeichnet der Ausdntck ,Mitgliedstaa-
ten' die Mitgliedstaaten, für die keine Ausnahrneregelung gilt.

5. Das Stimmrecht der Mitgliedstaaten,für die eine Ausnahmeregelung gilt, ruht
bei Beschlüssen des Rates gemäJJ den in Absatz 3 genannten Artikeln. In diesem
Fall gelten abweichend von Artikel 148 und Artikel 189 a Absatz I zwei Drittel
der gemäfi Artikel 148 Absatz 2 gewogenen Stimmen der Vertreter der Mitglied-
staaten, flir die keine Ausnahmeregelung gilt, als qualifizierte Mehrheit; ist /fir
die Änderung eines Rechtsakts Einstimmtgkeü wrgischrieben, so ist die Einsiim-
migkeit dieser Mitgliedstaaten edorderlieh.

6. Artikel 109 h und Artikel 109 i finden weiterhin auf Mitgliedstaaten Anwen-
dung, fiir die eine Ausnahmeregelung gilt.

Artikel 109 I

I. Unmittelbar nach dem gemä$ Artikel 109 j Absatz 3 gefafiten Beschlufi über
den Zeitpunkt fiir den Beginn der dritten Stufe bzw. unmittelbar nach dem I. Juli
1998

- verabschiedet der Rat die in Artikel 106 Absatz 6 genannten Bestimmungen;

- ernennen die Regientngen der Mitgliedstaaten, für die keine Ausnahmerege-
lung gilt, nach dem Verfahren des Artikels 50 der Satzung des ESZB den
Präsidenten, den Yizeprösidenten und die weiteren Mitglieder des Direkto-
rtums der EZB. Bestehen für Mitgliedstaaten Ausnahmeregelungen, so kann
sich das Direktorium aus weniger Mitgliedern, als in Artikel 1t.l der Satzung
des ESZB vorgesehen, zusamrnensetzen; auf keinen Fall darf es jedoch aus
weniger als 4 Mitgliedern bestehen.

anmittelbar nach Ernennung des Direktoriums werden das ESZB und die EZB
errichtet und von diesen Vorkehrungen für die Aufnahme ihrer vollen Tötigkeit
im Sinne dieses Yertrags und der Satzung des ESZB getroffen. Sie nehmen ihre
Befugnisse ab dem ersten Tag der dritten Stufe in vollem IJmfang wahr.

2. anrnittelbar nach Errichtung der EZB übernimmt diese erforderlichenfalls die
Aufgaben des EWI. Dieses wird nach Errichtung der EZB liquidiert; die entspre-
chenden Einzelheiten der Liquidation werden in der Satzung des EWI geregelt.

3. Sofern und solange es Mitgliedstaaten gibt, ftir die eine Ausnahmeregelung
gilt, wird unbeschadet des Artikels 106 Absatz 3 der in Artikel 45 der Satzung
des ESZB bezeichnete Enryeiterte Rat der EZB als drittes Beschlufiorgan der
EZB enichtet.

4. Am ersten Tag der dritten Stufe nimmt der Rat aufgntnd eines einstimmigen
Beschlusses der Mitgliedstaaten, für die keine Ausnahmeregelung gilt, auf Vor-
schlag der Kommission und nach Anhörung der EZB die (Imrechnungskurse, auf
die ihre Währungen unwiderruflich festgelegt werden, sowie die unwiderruflich
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festen Kurse, zu denen diese Wöhntngen durch den Ecu ersetzt werden, an und
wird der Ecu zu einer eigenständigen lAährung. Diese Mafnahme ändert als sol-
che nicht den AuJJenwert des Ecu. Der Rat trifft ferner nach dem gleichen Yer-

fahren alle sonstigen Mafnahmen, die fir die rasche Einführung des Ecu als ein-
heitlicher Währung dieser Mitgliedstaaten edorderlich sind.

5. Wird nach dem Yerfahren des Artikels 109 k Absatz 2 beschlossen, eine Aus-
nahmeregelung aufzuheben, so legt der Rat aufgrund eines einstimmigen Be-
schlusses der Mitgliedstaaten, für die keine Ausnahmeregelung gilt, und des be-
treffenden Mitgliedstaats auf Vorschlag der Komrnission und nach Anhörung der
EZB den Kurs, zu dem dessen Währung durch den Eca ersetzt wird, fest und er-
greift die sonstigen erforderlichen Maflnahtnen zur Eiffihrung des Ecu als ein-
heitlicher Währung in dem betreffenden Mitgliedstaat.

Artikel 109 m

1. Bis zum Beginn der drttten Stufe behandelt jeder Mitgliedstaat seine Wechsel-
kurspolitik als eine Angelegenheit von gemeinsamem Interesse. Er berüclcsichtigt
dabei die Erfahrungen, die bei der Zusammenarbeit im Rahmen des Europäi-
schen Währungssystems (EWS) und bei der Entwicklung des Ecu gesammelt wor-
den sind, und respektiert die bestehenden Zustöndigkeiten.

2. Mit Beginn der dritten Stufe sind die Bestimmungen des Absatzes I auf die
Wechselhtrspolitik eines Mitgliedstaats, für den eine Ausnahmeregelung gilt, fiir
die Dauer dieser Ausnahrneregelung sinngemäfr anzuwenden."

26. lm bisherigen Dritten Teil Titel II wird ,,Kapitel4 - Die Handelspolitik" durch
folgenden Wortlaut ersetzt :

,,TITEL T/II

GE M E I NSA ME HA ND E LS PO LITI K"

27. Artikel111 wird aufgehoben.

28. Artikel 113 erhält folgende Fassung:

,,Artikel I l3

1. Die gemeinsame Handelspolitik wird nach einheitlichen Grundsätzen gestal-
tet; dies gilt insbesondere /iir die Änderung von Zollsötzen, den AbschluJJ von
Zoll- und Handelsabkommen, die Yereinheitlichung der Liberalisierungsmatlnah-
men, die Ausfuhrpolitik und die handelspolitischen Schutzmaflnahmen, zum Bei-
spiel im Fall von Durnping und Subventionen.
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2. Die Kommission unterbreitet dem Rat vorschläge ftir die Durchführung der
gemeinsamen Handelspolitik.

3. Sind mit einem oder mehreren Staaten oder internationalen Organßationen
Abkommen auszuhandeln, so legt die Kommission dem Rat Empfehlungen vor;
dieser ermächtigt die Kommission zur Einleitung der erforderlichen lrerhandlun-
gen.

Die Kommission /iihrt diese Verhandlungen im Benehmen rnit einem zu ihrer
unterstützung vom Rat bestellten besonderen Ausschu$ nach Mafgabe der
Richtlinien, die ihr der Rat erteilen kann.

Die einschlägigen Bestimmungen des Artikels 228 finden Anwendung.

4. Bei der Ausübung der ihm in diesem Artikel übertragenen Befugnisse be-
schliefrt der Rat mit quaffizierter Mehrheit."

29. Artikel 114 wird aufgehoben.

30. Artikel 1 15 erhält folgende Fassung:

,,Artikel I l5

Um sicherzustellen, daJJ die Durchführung der von den Mitgliedstaaten im Ein-
klang mit diesem Yertrag getroffenen handelspolitischen Ma$nahmen nicht durch
Verlagerungen von Handelsströmen verhindert wird, oder wenn (Jnterschiede zwi-
schen diesen MatJnahmen zu wirtschaftlichen Schwierigkeiten in einem oder meh-
reren Staaten führen, empfiehlt die Kommission die Methoden fiir die edorderli-
che Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten. Genügt dies nicht, so kann sie die Mit-
gliedstaaten ermdchtigen, die notwendigen schutzmafinahmen zu treffen, deren
Bedingungen und Einzelheiten sie festlegt.

Im DringlichkeitsfaU ersuchen die Mitgliedstaaten die Kommission, die umge-
hend entscheidet, um die Ermächtigung, selbst die edorderlichen Masnahrnen zu
treffen, und setzen sodann die anderen Mitgliedstaaten davon in Kenntnis. Die
Kornmission kann iederzeit entscheiden, daß die betreffenden Mitgliedstaaten
diese MaJJnahmen zu ändern oder aufzuheben haben.

Es sind mit Vorrang solche Mafinahmen zu wöhlen, die das Funktionieren des
Gemeinsamen Marktes am wenigsten stören."

31. Artikel 116 wird aufgehoben.
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32. Im bisherigen Dritten Teil wird ,,Titel III - Die Sozialpolitik" durch folgenden
Wortlaut ersetzt:

,,TITEL YIII

SOZIALPOLITIK, ALLGEMEINE UND
BERUFLICHE BILDUNG UND JUGEND"

33. Artikel ll8 a Absatz 2 Unterabsatz I erhillt folgende Fassung:

,,2. Als Beitrag zur Verwirklichung des Ziels gemöfi Absatz I erläft der Rat ge-
mält dem Verfahren des Artikels 189 c und nach Anhörung des lVirtschafts- und
Sozialausschusses unter Berüclcsichtigung der in den einzelnen Mitgliedstaaten
bestehenden Bedingungen und technischen Regelungen durch Richtlinien Min-
des tvors chrtft en, die schittweis e anzuwenden s ind. "

34. Artikel 123 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 123

Um die Beschöftigungsmöglichkeiten der Arbeitskröfte im Binnenmarkt'zu ver-
bessern und damit zur Hebung der Lebenshaltung beizutragen, wird nach Mafi-
gabe der folgenden Bestimmungen ein Europöischer Sozialfonds enichtet, dessen
Ziel es ist, innerhalb der Gemeinschaft die berufliche Yem'endbarkeit und die
örtliche und beru/Iiche Mobilität der Arbeitskräfte zu fi)rdern sowie die Anpas-
sung an die industriellen Wandlungsprozesse und an Yerönderungen der hoduk-
tionssysterne insbesondere durch berufliche Bildung und Umschulung zu erleich-
tern."

35. Artikel 125 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 125

Der Rat erlö!3t gemö$ dem Yedahren des Artikels 189 c und nach Anhörung des
Wirtschafts- und Sozialausschusses die den Europäischm Sozialfonds betreffen-
den Durchfihrungsbeschlüsse. "
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36. Die Artikel 126,127 und 128 werden durch folgenden wortlaut ersetzt:

,,KAPITEL 3

Allgemeine und berufliche Bildung und Jugend

Artikel 126

l. Die Gemeinschaft trögt zur Entwicklung einer qualitativ hochstehenden Bil-
dung dadurch bei, dafi sie die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten
fördert und die Tätigkeit der Mitgliedstaaten unter strikter Beachtung der Yer-
antwortung der Mitgliedstaaten fiir die Lehrinhalte und die Gestaltung des Bil-
dungssystems sowie der Vielfalt ihrer Kulturen und Sprachen erforderlichenfalts
unterstützt und ergänzt.

2. Die Tötigkeit der Gemeinschaft hat folgende Ziele:

- Entwicklung der europäischen Dimension im Bildungswesen, insbesondere
durch Erlernen und Verbreitung der Sprachen der Mitgliedstaaten;

Förderung der Mobilitöt von Lernenden und Lehrenden, auch durch die För-
derung der akademischen Anerkennung der Diplome und Studienzeiten;

- Förderung der Zusamrnenarbeit zwischen den Bildungseinrtchtungen;

- Ausbau des Informations- und Erfahrungsaustausches über gemeinsame pro-
blerne im Rahmen der Bildungssysteme der Mitgliedstaaten;

- Förderung des Ausbaus des Jugendaustausches und des Austausches sozial-
pädagogischer Betreuer ;

- Förderung der EntwicHung der Fernlehre.

3. Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten fiirdern die Zusammenarbeit mit
dritten Ländern und den für den Bildungsbereich zuständigen internationalen
Organisationen, insbesondere dem Europarat.

4. Als Beitrag zur verutirklichung der Ziele dieses Artikels erlöSt der Rat

- gemöfi dem Verfahren des Artikels 189 b und nach Anhörung des Wirt-
schafts- und Sozialausschusses und des Aasschusses der Regionen Förder-
matJnahmen unter AusschluJJ jeglicher Harmonisierung der Rechts- und Yer-
waltungsvorschriften der Mitgliedstaaten ;

- mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission Empfehlungen.
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Artikel 127

I. Die Gemeinschaftfihrt eine Politik der beruflichen Bildung, welche die Maß'
nahmen der Mitgliedstaaten unter strikter Beachtung der Verantwortung der
Mitgliedstaaten für Inhalt und Gestaltung der beruflichen Bildung unterstützt
und ergönzt.

2. Die Tätigkeit der Gemeinschaft hat folgende Ziele:

- Erleichterung der Anpassung an die industiellen lA'andlungsprozesse, insbe-
sondere durch berufliche Bildung und Umschulung;

- Verbesserang der beruflichen Erstausbildung und Weiterbildung zur Erleichte'
rung der beruflichen Eingliederung und Wiedereingliedentng in den Arbeits'
markt;

- Erleichterung der Aufnahme einer beru/Iichen Bildung sowie Förderung der
Mobilitöt der Ausbilder und der in beruflicher Bildung befindlichen Personen,
insbesondere der Jugendlichen ;

- Förderung der Zusammenarbeit in Fragen der beru/Iichen Bildung zwischen
antenichtsanstalten und Unternehmen ;

- Ausbau des Informations- und Edahrungsaustausches über gemeinsame ho-
bleme im Rahrnen der Berufsbildungssysteme der Mitgliedstaaten.

3. Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten fördern die Zusammenarbeit mit
driuen Ltindern und den für die berufliche Bildung zuständigen internationalen
Organisationen.

4. Der Rat erläft gernäg dern Vedahren des Artikels 189 c und nach Anhörung
des llirtschafts- und Sozialausschusses Ma$nahmen, die zur YerwirHichung der
Ziele dieses Artikels beitragen, unter Ausschlutl jeglicher Harmonisierung der
Rechts- und Yerwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten."

37. Folgender Wortlaut wird eingefügt:

,,TITEL IX

KULTAR

Artikel 128

I. Die Gerneinschaft leistet einen Beitrag zur Entfaltung der Kulturen der Mit'
gliedstaaten unter Wahrung ihrer nationalen und regionalen Vielfalt sowie
gleichzeitiger Hemorhebung des gemeinsamen kulturellen Erbes-
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2. Die Gemeinschaft fiirdert durch ihre Tötigkeit die Zusammenarbeit zwischen
den Mitgliedstaaten und unterstützt und ergänzt edorderlichenfalls deren Tötig-
keit in folgenden Bereichen:

Yerbesserung der Kenntnis und Yerbreitung der Kultur und Geschichte der
europäischen Völker;

- Erhaltung und Schutz des kulturellen Erbes von europöischer Bedeutung;

- nichtkornmerzieller Kulturaustausch;

- künstlerisches und literarisches Schaffen, einschliefilich im audiovisuellen Be-
reich.

3. Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten fördent die Zusarnrnenarbeit rnit
dritten Löndern und den für den Kuhurbereich zustöndigen internationalen Or-
ganisationen, insbesondere mit dem Europarat.

4. Die Gemeinschaft trägt den kulturellen Aspekten bei ihrer Tötigkeit aufgrund
anderer Bestinmungen dieses Vertrags Rechnung.

5. Als Beitrag zur Verwirklichung der Ziele dieses Artikels erläßt der Rat

- gemä!3 dem Verfahren des Artikels 189 b und nach Anhörung des Ausschus-
ses der Regionen FördermaJ|nahmen unter AusschlutJ jeglicher Harmonisie-
rung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten. Der Rat
beschlielSt im Rahmen des Yerfahrens des Artikels 189 b einstimmig;

- einstimmig auf Yorschlag der Kommission Empfehlungen."

38. Im bisherigen Dritten Teil werden die Titel IV, V, VI und VII durch folgenden
Wortlaut ersetzt:

,,TITEL X

GESUNDHEITSWESEN

Artikel 129

I. Die Gemeinschaft leistet durch Förderang der Zusammenarbeit zwischen den
Mitgliedstaaten und erforderlichenfalls darch Unterstützung ihrer Tätigkeit einen
Beitrag zur Sicherstellung eines hohen Gesundheitsschutzniveaus.

Die Ttitigkeit der Gemeinschaft ist auf die Verhütung von Krankheiten, insbeson-
dere der weitverbreiteten schwerwiegenden Krankheiten einschliefilich der Dro-
g.enabhöngigkeit, gerichtet; dabei werden die Erforschung der arsachen und der
Ubertragung dieser Krankheiten sowie die Gesundheitsinformation und -erzie-
hung gefiirdert.
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Die Erfordernisse im Bereich des Gesundheitsschutzes sind Bestandteil der übri-
gen Politiken der Gemeinschaft.

2. Die Mitgliedstaaten koordinieren untereinander im Benehmen mit der Kom-
mission ihre Politiken und Programme in den in Absatz I genannten Bereichen.
Die Kommission kann in enger Fühlungnahme mit den Mitgliedstaaten alle
Initiativen ergreifen, die dieser Koordinierang fiirderlich sind.

3. Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten fi)rdern die Zusammenarbeit mit
ditten Ländern und den für das Gesundheitswesen zuständigen internationalen
Organisationen.

4. Als Beitrag zur Verwirklichung der Ziele dieses Artikels erläft der Rat

- gemö$ dem Verfahren des Artikels 189 b und nach Anhörung des Wirt-
schafts- und Sozialausschusses und des Ausschusses der Regionen Förder-
matJnahmen unter Ausschlufi jeglicher Harmonisierung der Rechts- und Yer-
waltungsvorschriften der Mitgliedstaaten ;

- mit quaffizierter Mehrheit auf Yorschlag der Kommission Empfehlungen.

TITEL XI

VERBRAUCHERSCHUTZ

Artikel 129 a

1. Die Gemeinschaft leistet einen Beitrag zur Erreichung eines hohen Verbrau-
cherschutzniveaus durch

a) MalSnahmen, die sie im Rahmen der Yerwirklichung des Binnenmarkts nach
Artikel 100 a erläßt;

b) speziJische Aktionen, welche die Politik der Mitgliedstaaten zum Schutz der
Gesundheit, der Sicherheit und der wirtschaftlichen Interessen der Verbrau-
cher und zur Sicherstellung einer angemessenen Information der Verbraucher
unterstützen und ergänzen.

2. Der Rat beschliefit gemöfi dem Verfahren des Artikels 189 b und nach Anhö-
rung des Wirtschafts- und Sozialausschusses die spezifischen Aktionen im Sinne
des Absatzes I Buchstabe b.

3. Die nach Absatz 2 beschlossenen Aktionen hindern die einzelnen Mitglied-
staaten nicht daran, strengere Schutzmaflnahmen beizubehalten oder zu ergrei-
fen. Diese Mafinahmen müssen mit diesem Vertrag vereinbar sein. Sie werden
der Kommission notifiziert.
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TITEL XII

TRA NS E URO PÄ.ß CHE NETZE

Artikel 129 b

I. am einen Beitrag zur YerwirHichung der Ziele der Artikel 7 a und 130 a zu
leisten und den Bürgern der anion, den Wirtschaftsbeteiligten sowie den regiona-
len und loknlen Gebietskörperschaften in vollem amfang die Yorteile zugute
kommen zu lassen, die sich aus der Schaffung eines Raumes ohne Binnengrenzen
ergeben, trögt die Gemeinschaft zurn Auf- und Ausbau transeuropöischer Netze
in den Bereichen der Yerkehrs-, Telekommunikations- und Energieinfrastruktur
bei.

2. Die Tätigkeit der Gemeinschaft zielt im Rahmen eines Systems offener und
wettbewerbsorientierter Mörkte auf die Förderung des Verbunds und der Inter-
operabilitöt der einzelstaatlichen Netze sowie des Zugangs zu diesen Netzen ab.
Sie trögt insbesondere der Notwendigkeit Rechnung, insulare, eingeschlossene
und am Rande gelegene Gebiete mit den zentralen Gebieten der Gemeinschaft zu
verbinden.

Artikel 129 c

I. Zur Eneichung der Ziele des Artikels 129 b geht die Gemeinschaft wiefolgt
vor:

Sie stellt eine Reihe von Leitlinien auf, in denen die Ziele, die Prioritöten und
die Grundzüge der im Bereich der transeuropöischen Netze in Betracht gezo-
genen Aktionen erfaßt werden; in diesen Leitlinien werden Vorhaben von ge-
meinsamem fnturesse ausgewiesen ;

sie führt jede Aktion durch, die sich gegebenenfalls als notwendig erweist, um
die Interoperabilitöt der Netze zu gewöhrleisten, insbesondere im Bereich der
Harmonisierung der technischen Normen;

sie kann die finanziellen Anstrengungen der Mitgliedstaaten fiir von ihnen fi-
nanzierte Vorhaben von gemeinsarnem fnturesse, die im Rahmen der Leitli-
nien gemöfi dem ersten Gedankenstrich ausgewiesen sind, insbesondere in
Form von Durch/iihrbarkeitsstudien, Anleihebürgschaften oder Zinszuschüs-
sen unterstützen; die Gemeinschaft kann auch über den Kohäsionsfonds, der
nach Artikel 130 d bis zum 31. Dezember 1993 zu enichten ist, zu spezi/ischen
Verkehrsinfrastnuktumorhaben in den Mitgliedstaaten /inanziell beitragen.

Die Gemeinschaft berüclesichtigt bei ihren MatJnahmen die potentielle wirtschaft-
liche Lebensföhigkeit der Yorhaben.
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2. Die Mitgliedstaaten koordinieren untereinander in Verbindung mit der Kom-
mission die einzelstaatlichen Politiken, die sich erheblich auf die Verwirklichung
der Ziele des Artikels 129 b auswirken können. Die Komrnission kann in enger
Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten alle Initiativen ergreifen, die dieser
Koordinierung förderlich sind.

3. Die Gemeinschaft kann beschlietlen, mit dritten Ländern zur Fördentng von
Vorhaben von gemeinsamem Interesse sowie zur Sicherstellung der Interoperabi-
litöt der Netze zusammenzuarbeiten.

Artikel 129 d

Die Leitlinien nach Artikel 129 c Absatz I werden vom Rat gemä$ dem Yedah-
ren des Artikels 189 b und nach Anhörung des llirtschafß- und Sozialausschus-
ses und des Ausschusses der Regionen festgelegt.

Leitlinien und Vorhaben von gerneinsamem Interesse, die das Hoheitsgebiet
eines Mitgliedstaats betreffen, bedüden der Billigung des betroffenen Mitglied-
staats.

Der Rat erläfit gemöt| dem Vedahren des Artikels 189 c und nach Anhörung des
Wirtschafts- and Sozialausschusses und des Ausschasses der Regionen die übri-
gen Mafinahmen nach Artikel 129 c Absatz l.

TITEL XIII

INDUSTRIE

Artikel 130

I. Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten sorgen
Voraussetzungen fir die Wettbewerbsfdhigkeit der
gewährleistet sind.

Zu diesem Zweck zielt ihre Tdtigkeit entsprechend
wettbewerbsorientierter Mörkte auf folgendes ab :

dffir, daß die notwendigen
Industrie der Gemeinschaft

einem System offener und

Erleichterung der Anpassung der Industrie an die strukturellen Veränderun'
gen;

Fördentng eines für die Initiative und Weiterentwicklung der Untemehrnen in
der gesamten Gemeinschaft, insbesondere der kleinen und mittleren anter-
nehmen, günstigen Umfelds ;

Fördentng eines /ür die Zusammenarbeit zwischen Unternehmen günstigen
Umfelds;
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- Förderung einer besseren Nutzung des industriellen Potentials der Politik in
den Bereichen Innovation, Forschung und technologische Entwicklung.

2. Die Mitgliedstaaten konsultieren einander in Yerbindung rnit der Kommission
und koordinieren, soweit erforderlich, ihre Matlnahmen. Die Kommission kann
alle Initiativen ergreifen, die dieser Koordinierung fiirderlich sind.

3. Die Gemeinschaft trägt durch die Politik und die Mafinahmen, die sie auf-
grund anderer Bestimrnungen dieses Vertrags durchführt, zur Erreichung der
Ziele des Absatzes I bei. Der Rat kann auf Yorschlag der Kommission und nach
Anhörung des Europöischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses einstimmig spezifrche Mafinahmen zur (Jnterstützung der in den Mit-
gliedstaaten durchge/tihrten Mafinahmen im Hinblick auf die Ven+,irklichung der
Ziele des Absatzes I beschlieSen.

Dieser Titel bietet keine Grundlage dafür, daf die Gemeinschaft irgendeine
Mafinahme eiffihrt, die zu Wettbewerbsverzerrungen ftihren könnte.

TITEL XIV

WIRTSCHAFTLICHER UND SOZIALER ZUSAMMENHALT

Artikel 130 a

Die Gemeinschaft entwickelt und verfolgt weiterhin ihre Politik zur Störkung ih-
res wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts, urn eine harmonische Entwick-
lung der Gemeinschaft als Ganzes zu fördern.

Die Gemeinschaft setzt sich insbesondere zum Ziel, die Unterschiede im Entwick-
lungsstand der verschiedenen Regionen und den Rüclcstand der am stärlcsten be-
nachteiligten Gebiete, einschliefilich der löndlichen Gebiete, za verringern.

Artikel 130 b

Die Mitgliedstaatenfiihren und koordinieren ihre Wirtschaftspolitik in der Weise,
dafi auch die in Artikel 130 a genannten Ziele erreicht werden. Die Festlegung
und Durchfihrung der Politiken und Aktionen der Gemeinschaft sowie die Er-
richtung des Binnenrnarkts berücksichtigen die Ziele des Artikels 130 a und tra-
gen zu deren Verwirklichung bei. Die Gemeinschaft unterstützt auch diese Bemü-
hungen durch die Politik, die sie mit Hilfe der Struktudonds (Europäischer Aus-
richtungs- und Garantiefonds /ür die Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung,
Europäischer Sozialfonds, Europäischer Fonds für regionale Entwicklung), der
Europöischen Investitionsbank und der sonstigen vorhandenen Finanzierungs-
instrumente führt.

Die Kommission erstattet dem Europöischen Parlament, dem Rat, dem Wirt-
schaf*- und Sozialausschu$ und dem AusschutJ der Regionen alle drei Jahre Be-
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richt über die Fortschrixe bei der Verwirklichung des wirßchaftlichen und sozia-
Ien Zusammenhalts und über die Art und Weise, in der die in diesem Artikel vor-
gesehenen Mittel hierzu beigetragen haben. Diesem Bericht werden edorder-
lichenfalls entsprechende Yorschlöge beigefiigt.

Falls sich spezifische Aktionen au$erhalb der Fonds und unbeschadet der im
Rahmen der anderen Politiken der Gemeinschaft beschlossenen Maßnahmen als
edorderlich erweisen, so können sie vorn Rat auf Vorschlag der Kommission und
nach Anhörung des Europäischen Parlaments, des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses und des Ausschusses der Regionen einstimmig beschlossen werden.

Artikel 130 c

Aufgabe des Europöischen Fonds für regionale Entwicklung ist es, durch Beteili-
gung an der Entwicklung und an der strukturellen Anpassung der rücl<stöndigen
Gebiete und an der Umstellung der Industriegebiete mit rücklöufiger Entwicklung
zum Ausgleich der wichtigsten regionalen Ungleichgewichte in der Gemeinschaft
beizutragen.

Artikel 130 d

anbeschadet des Artikels 130 e legt der Rat auf Yorschlag der Kommission und
nach Zustimmung des Europöischen Parlaments sowie nach Anhörung des Wirt-
schafts- und Sozialausschusses und des Ausschusses der Regionen einstimmig die
Aufgaben, die vorrangigen Ziele und die Organisation der Strakturfonds fest,
was ihre Neuordnang einschlie/|en kann. Nach demselben Yerfahren legt der Rat
femer die fiir die Fonds geltenden allgemeinen Regeln sowie die Bestimmungen
fest, die zur Gewährleistung einer wirlcsamen Arbeitsweise und zur Koordinierung
der Fonds sowohl untereinander als auch mit den anderen vorhandenen Finanzie-
rungsinstrumenten erforderlich sind.

Der Rat errichtet nach demselben Vedahren vor dem 31. Dezember 1993 einen
Kohäsionsfonds, durch den zu Vorhaben in den Bereichen Umwelt und transeu-
ropäische Netze auf dem Gebiet der Verkehrsinfrastruktur /inanziell beigetragen
wird.

Artikel 130 e

Die den Europöischen Fonds für regionale Entwicklung betreffenden Durchfiih-
rungsbeschlüsse werden vom Rat gemäfi dem Vedahren des Artikels 189 c und
nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses und des Ausschusses der
Regionen gefaSt.

Für den Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds fi)r die Landwirtschaft,
Abteilung Ausrichtung, und den Europäischen Sozialfonds sind die Artikel 43
bzw. 125 weiterhin anwendbar.
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TITEL XV

IORSCHUNG UND TECHNOLOGISCHE ENTWICKLUNG

Artikel 130 f

1. Die Gemeinschaft hat zum Ziel, die wissenschaftlichen und technologischen
Grundlagen der Industrie der Gemeinschaft zu sttirken und die EntwicHung ihrer
internationalen Wettbewerbsföhigkeit zu fi)rdern sowie alle Forschungsmaßnah-
men zu unterstützen, die aufgrund anderer Kapitel dieses Vertrags fir edorder-
lich gehalten werden.

2. In diesem Sinne unterstützt sie in der gesamten Gemeinschaft die Unterneh-
men - einschliefilich der kleinen and mittleren Unternehmen -, die Forschungs-
zentren und die Hochschulen bei ihren Bemühungen auf dem Gebiet der For-
schung und technologischen EntwicHung von hoher Qualitöt; siefördert ihre Zu-
sarntnenarbeitsbestrebungen, damit die Unternehmen vor allem die Möglichkeiten
des Binnenmarkts voll nutzen können, und zwar insbesondere durch Öffnung des
einzelstaatlichen öffentlichen Auftragswesens, Festlegung gemeinsamer Normen
und Beseitigung der dieser Zusammenarbeit entgegenstehenden rechtlichen und
steuerlichen Hindemisse.

3. Alle Mafinahmen der Gemeinschaft aufgrand dieses Vertrags auf dem Gebiet
der Forschung und der technologischen Entwicklung, einschliefilich der Demon-
strationsvorhaben, werden nach MaSgabe dieses Titels beschlossen und durchge-
ftihrt.

Artikel 130 g

Zur Eneichung dieser Ziele trffi die Gemeinschaftfolgende Mafinahmen, welche
die in den Mitgliedstaaten durchgeführten Aktionen ergänzen:

a) Durchführung von hogrammen fiir Forschung, technologische Entwicklung
und Demonstration unter Förderung der Zusammenarbeit mit und zwischen
Unternehmen, Forschungszentren und Hochschulen ;

b) Fördentng der Zusammenarbeit mit dritten Ltindem und internationalen Or-
ganisationen auf dem Gebiet der gemeinschaftlichen Forschung, technologi-
schen Entwicklung and Demonstration;

c) Verbreitung und Auswertung der Ergebnisse der Tätigkeiten auf dem Gebiet
der gemeinschaftlichen Forschung, technologischen Entwicklung und Demon-
stration;

d) Förderung der Ausbildung und der Mobilittit der Forscher aus der Gernein-
schaft.
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Artikel 130 h

I. Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten koordinieren ihre Tötigkeiten auf
dern Gebiet der Forschung und der technologischen Entwicklung, um die Kohö-
renz der einzelstaatlichen Politiken und der Politik der Gemeinschaft sicherzustel-
Ien.

2. Die Kommission kann in enger Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten alle
Initiativen ergreifen, die der Koordinierung nach Absatz I förderlich sind.

Artikel 130 i

1. Der Rat stellt gemäJ| dem Vedahren des Artikels 189 b und nach Anhörung
des Wirtschafts- und Sozialausschusses ein mehrjöhriges Rahmenprogramm auf,
in dem alle Aktionen der Gemeinschaft zusammengefafit werden. Der Rat be-
schliefit im Rahrnen des Verfahrens des Artikels 189 b einstimmig.

In dem Rahmenprogramm werden

- die wissenschaftlichen und technologischen Ziele, die mit den Mafnahmen
nach Artikel 130 g erreicht werden sollen, sowie die jeweiligen hioritäten
festgelegt;

- die Grundzüge dieser Mafinahmen angegeben;

- der Gesamthöchstbetrag und die Einzelheiten der finanziellen Beteiligung der
Gemeinschaft am Rahmenprograrnrn sowie die jeweiligen Anteile der vorgese-
henen MatJnahmen fe*gelegt.

2. Das Rahmenprogramm wird je nach EntwicHung der Lage angepafit oder er-
gönzt.

3. Die Durchführung des Rahmenprogramms edolgt durch speziJische ho-
gramme, die innerhalb einer jeden Aktion entwickelt werden. In jedem speziJi-
schen Programm werden .die Einzelheiten seiner Durchfiihrung, seine Laufzeit
und diefir notwe4dig erachteten Mittelfestgelegt. Die Summe der in den spezifi-
schen hogrammen ftir notwendig erachteten Betröge dad den ftir das Rahmen-
programm und ftir jede Aktion festgesetzten Gesamthöchstbetrag nicht über-
schreiten.

4. Die spezi/ischen Programme werden vom Rat rnit quaffizierter Mehrheit auf
Yorschlag der Komnission und nach Anhörung des Europöischen Parlaments
und des Wirtschafts- und Sozialausschusses beschlossen.

Artikel 130 j

Zur Durchftihrung des mehrjährigen Rahmenprogramms legt der Rat folgendes
fest:
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die Regeln fir die Beteiligung der Unternehmen, der Forschungszentren und
der Hochschulen;

die Regeln fiir die Yerbreitung der Forschungsergebnisse.

Artikel 130 k

Bei der DurchJiihrung des mehrjährigen Rahmenprogramms können Zusatzpro-
gramme beschlossen werden, an denen nur bestirnmte Mitgliedstaaten teilneh-
men, die sie vorbehaltlich einer etwaigen Beteiligung der Gemeinschaft auch
finanzieren.

Der Rat legt die Regeln fir die Zusatzprograrnme fest, insbesondere hinsichtlich
der Verbreitung der Kenntnisse und des Zugangs anderer Mitgliedstaaten.

Artikel 130 I

Die Gemeinschaft kann im Einvernehien mit den betreffenden Mitgliedstaaten
bei der Durchfiihrung des mehrjährigen Rahmenprogramms eine Beteiligung an
Forschungs- und Entwicklungsprogrammen mehrerer Mitgliedstaaten, einschlietl-
lich der Beteiligung an den zu ihrer Durchfiihrung geschaffenen Strakturen, vor-
sehen.

Artikel 130 m

Die Gemeinschaft kann bei der Durchfihrung des mehrjöhrigen Rahmenpro-
gramms eine Zusarnmenarbeit auf dem Gebiet der gemeinschaftlichen Forschung,
technologischen Entwicklung und Demonstration tnit dritten Ländern oder inter-
nationalen Organisationen vorsehen.

Die Einzelheiten dieser Zusammenarbeit können Gegenstand von Abkommen
zwischen der Gemeinschaft und den betreffenden dritten Parteien sein, die nach
Artikel 228 ausgehandelt und geschlossen werden.

Artikel 130 n

Die Gemeinschaft kann gemeinsame Unternehtnen gründen oder andere Struktu-
ren schaffen, die fiir die ordnungsgemäfie DurchJiihrung der hogratnme.fur ge-
meinschaftliche Forschung, technologische Entwicklung und Demonstration erfor-
derlich sind.

Artikel 130 o

Der Rat legt auf Yorschlag der Kommission und nach Anhörang des Europäi-
schen Parlaments und des Wirßchafß- und Sozialausschusses einstimmig die in
Artikel 130 n vorgesehenen Bestimmungen fest.
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Der Rat legt gemäfi dem Vedahren des Artikels 189 c und nach Anhörung des
Wirtschafts- und Sozialausschusses die in den Artikeln 130 j, 130 k und 130 I
vorgesehenen Bestimrnungen fest. Für die Verabschiedung der Zusatzprogramme
ist die Zustimmung der daran beteiligten Mitgliedstaaten erforderlich.

Artikel 130 p

Zu Beginn jedes Jahres unterbreitet die Kommission dem Europäischen Parla-
ment und dem Rat einen Beicht. Dieser Bericht erstreckt sich insbesondere auf
die Tötigkeiten auf dem Gebiet der Forschung und technologischen Entwicklung
und der Yerbreitung der Ergebnisse dieser Tötigkeiten während des Vorjahrs so-
wie auf das Arbeitsprograrnm des laufenden Jahres.

TITEL XYI

UMWELT

Artikel 130 r

I. Die arnweltpolitik der Gemeinschaft trägt zur Verfolgung der nachstehenden
Ziele bei:

Erhaltung und Schutz der Umwelt sowie Yerbesserung ihrer Qualität;

Schutz der menschlichen Gesundheit;

- umsichtige und rationelle Venuendung der natürlichen Ressourcen;

- Förderung von Mafinahmen auf internationaler Ebene zur Bewältigung regio-
naler oder globaler Umwehprobleme.

2. Die Urnweltpolitik der Gemeinschaft zielt unter Berüclcsichtigung der unter-
schiedlichen Gegebenheiten in den einzelnen Regionen der Gemeinschaft auf ein
hohes Schutzniveau ab. Sie beruht auf den Grundsätzen der Vorsorge und Yor-
beugung, auf dem Gntndsatz, Umweltbeeinträchtigungen mit Yotang an ihrem
Ursprung zu bekämpfen, sowie auf dem Verursacherprinzip. Die Erfordernisse
des arnweltschutzes rnüssen bei der Festlegung und Durchfiihrung anderer Ge-
meinschaftspolitiken einbezogen werden.

Im Hinblick hierauf umfassen die derartigen Erfordemissen entsprechenden Har-
monisierungsmafinahmen gegebenenfalls eine Schutzklausel, mit der die Mit-
gliedstaaten ermöchtigt werden, aus nicht wirtschaftlich bedingten umweltpoliti-
schen Gründen vorlöufige Mafinahtnen zu treffen, die einern gemeinschaftlichen
K on t ro I Iv e rfa h ren un t e rli e g en.
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3. Bei der Erarbeitung ihrer Umweltpolitik berüclcsichtigt die Gemeinschaft

- die verftigbaren wßsenschaftlichen und technischen Daten;

- die Umweltbedingungen in den einzelnen Regionen der Gemeinschaft;

- die Vorteile und die Belastung aufgrund des Tätigwerdens bzw. eines Nicht-
tötigwerdens;

- die wirßchaftliche und soziale Entwicklung der Gemeinschaft insgesamt sowie
die ausgewogene Entwicklung ihrer Regionen.

4. Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten arbeiten im Rahmen ihrer jeweili-
gen Befugnisse mit driuen Ländern und den zustdndigen internationalen Organi-
sationen zusammen. Die Einzelheiten der Zusatnmenarbeit der Gerneinschaft
können Gegenstand von Abkommen zwischen dieser und den betreffinden dritten
Parteien sein, die nach Artikel 228 ausgehandelt und geschlossen werden.

Unterabsatz I berührt nicht die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten, in internatio-
nalen Gremien zu verhandeln und internationale Abkommen zu schliefien.

Artikel 130 s

I. Der Rat beschliefit gemöfi dem Yedahren des Artikels 189 c und nach Anhö-
rung des llirtschafts- und Sozialausschusses über das Tätigwerden der Gemein-
schaft zur Erreichung der in Artikel 130 r genannten Ziele.

2. Abweichend von dem Beschlugverfahren des Absatzes I und unbeschadet des
Artikels 100 a erlöfit der Rat auf Yorschlag der Kommission und nach Anhörung
des Europöischen Parlaments und des Wir*chafts- und Sozialausschusses ein-
stimmig

Vorschrtften überwiegend steuerlicher Art ;

- Mafinahmen im Bereich der Raumordnung, der Bodennutzung - mit Aus-
nahme der Abfallbewirtschaftung und allgetneiner Mafinahmen - sowie der
B ewirtschaftung der Wasserressourcen ;

- Mafinahmen, welche die Wahl eines Mitgliedstaats zwischen verschiedenen
Energiequellen und die allgemeine Struktur seiner Energieversorgang erheb-
lich berühren

Der Rat kann nach dem Verfahren des Unterabsatzes l festlegen, in welchen der
in diesem Absatz genannten Bereiche rnit quaffizierter Mehrheit beschlossen
wird.

3. Der Rat beschliefit gemöfi dem Yerfahren des Artikels 189 b und nach Anhö-
rung des Wir*chafts- und Sozialausschusses in anderen Bereichen allgemeine
Aktionsprogramtne, in denen die vorrangigen Ziele festgelegt werden.

Vertrag über die Europäische Union 59



Titel II

Der Rat legt nach Absatz I bzw. Absatz 2 die zur Durchfiihntng dieser ho-
grarnrne erforderlichen Mafrnahmen fest.

4. Unbeschadet bestimmter Mafinahmen gemeinschaftlicher Art tragen die Mit-
gliedstaaten fiir die Finanzierung und Darchfihrung der Umweltpolitik Sorge.

5. Sofern eine Mafrnahme nach Absatz I mit unverhältnismäfiig hohen Kosten
fi)r die Behörden eines Mitgliedstaats verbunden ist, sieht der Rat unbeschadet
des Yerarsacherprinzips in dem Rechtsakt zur Annahme dieser Mafinahme geeig-
nete Bestimmungen in folgender Form vor:

- vorübergehende Ausnahrneregelungen und./oder

- eine finanzielle Unterstützung aas dem Kohäsionsfonds, der nach Artikel
130 d bis zum 31. Dezember 1993 zu errichten ist.

Artikel 130 t

Die Schutzmafinahmen, die aufgrund des Artikels 130 s getroffen werden, hin-
dem die einzelnen Mitgliedstaaten nicht daran, verstärkte Schutzmafinahrnen
beizubehalten oder zu ergreifen. Die betreffenden Mafinahmen müssen mit die-
sem Vertrag vereinbar sein. Sie werden der Kommission notifrziert.

TITEL XVII

E NTWI C K LU NG S Z US A M M E NA RB E I T

Artikel 130 u

l. Die Politik der Gemeinschaft auf dem Gebiet der Entwicklungszusarnmenar-
beit, die eine Ergönzung der entsprechenden Politik der Mitgliedstaaten darstellt,
fördert

- die nachhaltige wirtschaftliche und soziale Entwicklung der Entwicklungslän-
der, insbesondere der am meisten benachteiligten Entwicklungsländer ;

- die harmonische, schrittweise Eingliederung der Entwicklungsländer in die
Weltwirtschaft;

- die Belaimpfung der Armut in den EntwicHungslöndern.

2. Die Politik der Gemeinschaft in diesem Bereich trägt dazu bei, das allgemeine
Ziel einer Fortentwicklung und Festigung der Demokratie und des Rechtsstaats
sowie das Ziel der Wahrung der Menschenrechte und Grundfreiheiten zu verfol-
gen.

60



Titel II

3. Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten kommen den im Rahmen der Yer-
einten Nationen und anderer zuständiger internationaler Organisationen gegebe-
nen Zusagen nach und beniclcsichtigen die in diesem Rahmen gebilligten Zielset-
zungen.

Artikel 130 v

Die Gemeinschaft berüclesichtigt die Ziele des Artikels 130 u bei den von ihr ver-

folgten Politiken, welche die Entwicklungsländer berühren können-

Artikel 130 w

l. Unbeschadet der übrigen Bestimmungen dieses Vertrags erlößt der Rat nach
dem Vedahren des Artikels 189 c die zur Verfolgung der Ziele des Artikels 130 u
edorderlichen Maflnahmen. Diese Mafinahmen können die Form von Mehriah-
resprogrammen annehmen.

2. Die Europäische Investitionsbank trägt nach Mafigabe ihrer Satzung zur
Durchliihrung der Mafinahmen irn Sinne des Absatzes I bei.

3. Dieser Artiket berührt nicht die Zusammenarbeit mit den Löndern Afrikas,
des karibischen Raurnes und des Pazifischen Ozeans im Rahmen des AKP-
EWG-Abkommens.

Artikel 130 x

t. Die Gerneinschaft and die Mitgliedstaaten koordinieren ihre Politik auf dem
Gebiet der Entwicklungszusammenarbeit und stimmen ihre Hilfsprogramme,
auch in internationalen Organisationen und auf internationalen Konferenzen, ab.
Sie können gemeinsame Ma$nahmen ergreifen. Die Mitgliedstaaten tragen er'

fordertichenfalls zur Durchfihrung der Hilfsprogramme der Gerneinschaft bei.

2. Die Kommission kann alle Initiativen ergretfen, die der in Absatz 1 genannten
Koordinierung förderlich sind.

Artikel 130 y

Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten arbeiten im Rahmen ihrer ieweiligen
Befugnisse mit dritten Ländem und den zustöndigen internationalen Organisa'
tionen zusarnmen. Die Einzelheiten der Zusammenarbeit der Gemeinschaft kön-
nen Gegenstand von Abkommen zwischen dieser und den betreffenden dritten

Parteiei sein, die nach Artikel 228 ausgehandelt und geschlossen werden.

Absatz I berührt nicht die Zustöndigkeit der Mitgliedstaaten, in internationalen
Gremien zu verhandeln und internationale Abkommen zu schliefen."
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E. Im Fünften Teil ,rDie Organe der Gemeinschaft" gilt folgendes:

39. Artikel 137 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 137

Das Europäische Parlament besteht aus Yertretern der Völker der in der Gemein-
schaft zusammengeschlossenen staaten; es übt die Befugnisse aus, die ihm nach
diesem Yertrag zustehen."

40. Artikel 138 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

,,3. Das Europöische Parlament arbeitet Entwürfe fir allgemeine anmittelbare
Wahlen nach einem einheitlichen Verfahren in allen Mitgliedstaaten aus.

Der Rat erläfit nach Zustimmung des Europäischen Parlaments, die mit der
Mehrheit seiner Mitglieder erteilt wird, einstimmig die entsprechenden Bestim-
mungen und empfiehlt sie den Mitgliedstaaten zur Annahme gemäf ihren vedas-
sungsrechtlichen Yorschriften. "

41. Folgende Artikel werden eingefügt:

,,Artikel 138 a

Politische Parteien auf europöischer Ebene sind wichtig als Faktor der Integra-
tion in der Union. Sie tragen dazu bei, ein europöisches Bewufitsein herauszubil-
den und den politischen willen der Bürger der union zum Ausdruck zu bringen.

Artikel 138 b

Das Europöische Parlament ist an dem Prozefi, der zur Annahme der Gemein-
schaf*akte Jiihrt, in dem in diesem Yertrag vorgesehenen (Imfang durch die Aus-
übung seiner Befugnisse irn Rahmen der Yerfahren der Artikel 189 b und 189 c
sowie durch die Erteilung seiner zustimmung oder die Abgabe von Stellungnah-
rnen beteiligt.

Das Europöische Parlament kann mit der Mehrheit seiner Mitglieder die Kom-
mission auffordern, geeignete Vorschläge zu Fragen zu unterbreiten, die nach sei-
ner Auffassung die Ausarbeitung eines Gemeinschaftsakts zur Durch/i)hrung die-
ses Vertrags erfordern.
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Artikel 138 c

Das Europäische Parlament kann bei der Erfi)llung seiner Aufgaben auf Antrag
eines Yiertels seiner Mitglieder die Einsetzung eines nichtständigen Unter-
suchungsausschusses beschliefien, der unbeschadet der Befugnßse, die anderen
Organen oder Institutionen durch diesen Vertrag übertragen sind, behauptete
ferstAße gegen das Gemeinschaftsrecht oder Mifistände bei der Anwendung des-
selben pnift; dies gilt nicht, wenn ein Gericht mit den behaupteten Sachverhalten
befafit ist, solange das Gerichtsvedahren nicht abgeschlossen ist.

Mit der Yorlage seines Berichts hört der nichtständige (JntersuchungsausschutJ

auf zu bestehen.

Die Einzelheiten der Ausübung des (Jntersuchungsrechts werden vom Europöi'
schen Parlament, vom Rat und von der Kommission im gegenseitigen Einverneh-
men festgelegt.

Artikel 138 d

Jeder Bürger der Union sowie jede natürliche oder juristische Person mit Wohn-
ort oder satzungsmäfigem Sitz in einem Mitgliedstaat kann allein oder zusam-
men mit anderen Bürgem oder Personen in Angelegenheiten, die in die Tätig-
keitsbereiche der Gemeinschaft fallen und die ihn oder sie unmittelbar betreffen,
eine Petition an das Europöische Parlament richten.

Artikel 138 e

t. Das Europäische Parlament emennt einen Bürgerbeauftragten, der befugt ist,
Beschwerdei vonjedem Bürger der (Jnion oder vonjeder natürlichen oderiurtsfi-
schen Person mit Wohnort oder satzungsmöfigem Sitz in einem Mitgliedstaat
über MiJtstände bei der Tötigkeit der Organe oder Institutionen der Gemein-
schaft, mit Ausnahme des Gerichtshofs und des Gerichts erster Instanz in Aas-
übung ihrer Rechtsprechungsbefugnisse, entgegenzunehmen-

Der Bürgerbeauftragte ffihrt im Rahmen seines Auftrags von sich aus oder auf-
grund von Beschwerden, die ihm unmittelbar oder über ein Mitglied des Europäi-
ichen Parlaments zugehen, (Intersuchungen durch, die er ftir gerechtfertigt hält;
dies gilt nicht, wenn die behaupteten Sachverhalte Gegenstand eines Gerichtsver-

fahrins sind oder waren. Hat der Bürgerbeauftragte einen Mifstand festgestellt,
so befaJht er das betreffende Organ, das über eine Frist von drei Monaten ver-

fügt,-um ihm seine Stellungnahme zu übermitteln. Der Bürgerbeauftragte legt qn'
sihtiejend dem Europöischen Parlarnent und dem betreffenden Organ einen Be'
richt vor. Der Beschwerdefihrer wird über das Ergebnis dieser Untersuchungen
unterrichtet.

Der Bürgerbeauftragte legt dern Europöischen Parlament iährlich einen Bericht
über die Ergebnisse seiner Untersuchungen vor.
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2. Der Bürgerbeauftragte wird nach jeder lAaH des Europöischen Parlaments
fiir die Dauer der Wahlpeiode ernannt. lliederernennung ist zulössig.

Der Bürgerbeauftragte kann auf Antrag des Europöischen Parlaments vom Ge-
richtshof seines Amtes enthoben werden, wenn er die Yoraussetzungen fir die
4usübung seines Amtes nicht mehr er/iillt oder eine schwere Verfehlung begangen
hat.

3. Der Bürgerbeauftragte übt sein Amt in völliger Unabhöngigkeit aus. Er darf
bei der Erfiillung seiner P/Iichten von keiner Stelle Anweisungen anfordern oder
entgegennehmen. Der Bürgerbeauftragte darf während seiner Amtszeit keine an-
dere entgeltliche oder unentgeltliche Berußtätigkeit ausüben.

4. Das Europöische Parlament legt nach Stellungnahme der Kommission und
nach rnit quaffizierter Mehrheit erteilter Zustimmung des Rates die Regelungen
und allgemeinen Bedingungen für die Ausübung der Aufgaben des Bürgerbeauf-
tragten fest."

42. Artikel lzA Absatz 2 wird durch folgenden Satz ergänzt:

,,fn diesem Fall endet die Amtszeit der als Nachfolger ernannten Mitglieder der
Kommission zu dern Zeitpunkt, zu dem die Amtszeit der geschlossen zur Amts-
niederlegung verpflichteten Mitglieder der Kommission geendet hötte."

43. Folgender Artikel wird eingefügt:

,,Artikel 146

Der Rat besteht aus ie einem Yertreter jedes Mitgliedstaats auf Ministerebene,
der befugt ßt, für die Regierung des Mitgliedstaats verbindlich zu handeln.

Der Yorsitz im Rat wird von den Mitgliedstaaten nacheinander "fur je sechs Mo-
nate wahrgenornmen, und zwar in folgender Reihenfolge der Mitgliedstaaten:

- wöhrend einer ersten Periode von sechs Jahren: Belgien, Dönemark, Deutsch-
land, Griechenland, Spanien, Frankreich, Irland, Italien, Luxemburg, Nie-
derlande, Portugal, Vereinigtes Königreich ;

- während der folgenden Peiode von sechs Jahren: Dänemark, Belgien, Grie-
chenland, Deutschland, Frankreich, Spanien, Italien, Irland, Niederlande,
Luxemburg, Yereinigtes Königreich, Portugal."
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44. Folgender Artikel wird eingefügt:

,,Artikel 147

Der Rat wird von seinem häsidenten aus eigenem Entschlu$ oder auf Antrag
eines seiner Mitglieder oder der Kommission einberufen."

45. Artikel 149 wird aufgehoben.

46. Folgender Artikel wird eingefügt:

,,Artikel l5l

t. Ein AusschuJS, der sich aus den Strindigen Vertretent der Mitgliedstaaten zu'
satnmensetzt, hat die Aufgabe, die Arbeiten des Rates vorzubereiten und die ihm
vom Rat übertragenen Aufträge auszuführen.

2. Der Rat wird von einem Generalsekretariat unterstützt, das einem General-
sekretär untersteht. Der Generalsekretör wird vom Rat durch einstimmigen
Beschlu$ ernannt.

Der Rat entscheidet über die Organisation des Generalsekretartats.

3. Der Rat gibt sich eine Geschäftsordnung."

47. Folgender Artikel wird eingefügt:

,,Artikel 154

Der Rat setzt mit quaffizierter Mehrheit die Gehälter, Yergütungen und Ruhege-
hätter für den Präsidenten und die Mitglieder der Kommission sowie fiir den Prä-
sidenten, die Richter, die Generalanwälte und den Kanzler des Gerichtshofs fest.
Er setzt mit derselben Mehrheit alle sonstigen als Entgelt gezahlten Vergütungen

fest."

48. Folgende Artikel werden eingefügt:

,,Artikel 156

Die Kommission veröffentlicht jährlich, und zwar spätestens einen Monat vor Be-
ginn der Sitzungsperiode des Europäischen Parlaments, einen Gesamtbertcht
über die Tötigkeit der Gemeinschaft.
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Artikel 157

I. Die Kommission besteht aus siebzehn Mitgliedern, die aufgntnd ihrer allge-
meinen Beftihigung ausgewählt werden und volle Gewöhr für ihre unabhöngrg-
keit bieten müssen.

Die Zahl der Mitglieder der Kommission kann vom Rat einstimmig geändert
werden.

Nur Staatsangehörige der Mitgliedstaaten können Mitglieder der Kommission
sein.

Der Kommission mutl mindestens ein Staatsangehöriger jedes Mitgliedstaats an-
gehören, jedoch dürfen nicht mehr als zwei Mitglieder der Kommission dieselbe
S taatsangehörigkeit besitzen.

2. Die Mitglieder der Kommission üben ihre Tätigkeit in voller Unabhöngigkeit
zum allgemeinen lAoH der Gemeinschaft aus.

sie düden bei der Erfüllung ihrer Pflichten anweisungen von einer Regierung
oder einer anderen Stelle weder anfordern noch entgegennehmen. sie haben jede
Handlung zu unterlassen, die mit ihren Aufgaben unvereinbar ist. Jeder Mit-
gliedstaat verpflichtet sich, diesen Grundsatz zu achten und nicht zu versuchen,
die Mitglieder der Kornmission bei der Edüllung ihrer Aufgaben zu beeinflussen.

Die Mitglieder der Kommission dürfen wöhrend ihrer Amtszeit keine andere ent-
geltliche oder unentgeltliche Berufstötigkeit ausüben. Bei der Aufnahme ihrer Tö-
tigkeit übernehmen sie die feierliche verpflichtung, während der Ausübung und
nach Ablauf ihrer Amtstdtigkeit die sich aus ihrem Amt ergebenden Pflichten zu
erfüllen, insbesondere die Pflicht, bei der Annahme gewisser Tätigkeiten oder
Yorteile nach Ablauf dieser Tötigkeit ehrenhaft und zurückhaltend zu sein. Wer-
den diese PJlichten verletzt, so kann der Gertchtshof auf Antrag des Rates oder
der Kommission das Mitglied je nach Lage des Falles gemöfi Artikel 160 seines
Amtes entheben oder ihm seine Ruhegehaltsansprüche oder andere an ihrer
Stelle gewtihrte Vergünstigangen aberkennen.

Artikel 158

I. Die Mitglieder der Kommission werden, gegebenenfalls vorbehaltlich des Arti-
kels 144, nach dem vedahren des Absatzes 2 für eine Amtszeit von fünf Jahren
ernannt.

Wiederernennung ist zulässig.

2.,Die Regierungen der Mitgliedstaaten benennen nach Anhöntng des Europäi-
sehen Parlaments im gegenseitigen Einvernehmen die Persönlichkeit, die sie 2um
Kommissionspräsidenten zu ernennen beabsichtigen.
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Die Regientngen der Mitgliedstaaten benennen in Konsultation mit dem benann-
ten hdsidenten die übrigen Persönlichkeiten, die sie zu Mitgliedern der Kommis-
sion zu ernennen beabsichtigen.

Der häsident und die übrigen Mitglieder der Kommission, die auf diese ll'eise
benannt worden sind, stellen sich als Kollegium einem Zustimmungsvotum des
Europäischen Parlaments. Nach Zustimrnung des Europöischen Parlaments wer-
den der hösident und die übigen Mitglieder der Kornmission von den Regierun-
gen der Mitgliedstaaten im gegenseitigen Einvernehmen ernannt.

3. Die Absätze I und 2 finden erstmals auf den häsidenten und die übrigen
Mitglieder der Kommission Anwendung, deren Amtszeit am 7. Januar 1995 be-
ginnt.

Der hösident und die übrigen Mitglieder der Kommission, deren Amtszeit am
7. Januar 1993 beginnt, werden von den Regierungen der Mitgliedstaaten im
gegenseitigen Einvernehmen ernannt. Ihre Amtszeit endet am 6. Januar 1995.

Artikel 159

Abgesehen von den regelmötJigen Neubesetzungen und von Todesfällen endet das
Amt eines Mitglieds der Kommission durch Rücktritt oder Amtsenthebung.

Für das ausscheidende Mitglied wird für die verbleibende Amtszeit von den Re-
gierungen der Mitgliedstaaten im gegenseitigen Einvernehmen ein neues Mitglied
ernannt. Der Rat kann einstimmig entscheiden, für diese Zeit einen Nachfolger
nicht zu ernennen.

Bei Rücktritt, Amtsenthebung oder Tod des hösidenten wirdfür die verbleibende
Amtszeit ein Nachfolger ernannt. Für die Ersetzung /indet das Verfahren des Ar-
tikels 158 Absatz 2 Anwendung.

Außer im Fall der Amtsenthebung nach Artikel 160 bleiben die Mitglieder der
Kommission bis zur Neubesetzung ihres Sitzes im Amt.

Artikel 160

Jedes Mitglied der Kommission, das die Voraussetzungen flir die Ausübung sei-
nes Amtes nicht mehr erfüllt oder eine schwere Verfehlung begangen hat, kann
auf Antrag des Rates oder der Kommission durch den Gerichtshof seines Amtes
enthoben werden.

Artikel 161

Die Kommission kann aus ihrer Mitte einen oder zwei Vizepräsidenten ernennen.
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Artikel 162

I. Der Rat und die Kommission ziehen einander zu Rate und regeln einvernehm-
Iich die Art und Weise ihrer Zusammenarbeit.

2. Die Kommission gibt sich eine Geschäftsordnung, um ihr ordnungsgemöfies
Arbeiten und das ihrer Dienststellen nach Mafigabe dieses Yertrags zu gewöhrlei-
sten. Sie sorgt /fir die Yeröffentlichung dieser Geschäftsordnung.

Artikel 163

Die Beschlüsse der Kommission werden mit der Mehrheit der in Artikel 157 be-
stimmten Anzahl ihrer Mitglieder gefaßt.

Die Kommission kann nur dann wirlcsam tagen, wenn die in ihrer Geschäftsord-
nung festgesetzte Anzahl von Mitgliedern anwesend ist."

49. Artikel 165 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 165

Der Gerichtshof besteht aus dreizehn Richtern.

Der Gerichtshof tagt in Vollsitzungen. Er kann jedoch aus seiner Mitte Kammern
mit je drei oder ftinf Richtern bilden, die bestimmte vorbereitende Aufgaben erle-
digen oder bestimmte Gruppen von Rechtssachen entscheiden; hierfiir gehen die
Vorschriften einer besonderen Regelung.

Der Gertchtshof tagt in Vollsitzungen, wenn ein Mitgliedstaat oder ein Organ der
Gemeinschaft als Partei des Yerfahrens dies verlangt.

Auf Antrag des Gerichtshofs kann der Rat einstimmig die Zahl der Richter erhö-
hen und die erftrderlichen Anpassungen der Absätze 2 und 3 und des Artikels
167 Absatz 2 vornehmen."

50. Artikel 168 a erhält folgende Fassung:

,,Artikel 168 a

1. Dem Gerichtshof wird ein Gericht beigeordnet, das fir Entscheidungen über
einzelne, nach Absatz 2 festgelegte Gruppen von Klagen im ersten Rechtszug zu-
ständig ist und gegen dessen Entscheidungen ein auf Rechtsfragen beschränktes
Rechtsmittel beim Gerichtshof nach Mafrgabe der Satzung eingelegt werden
kann. Das Gericht erster Instanz ist nicht fiir Vorabentscheidungen nach Artikel
177 zuständig.
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2. Auf Antrag des Gerichtshofs und nach Anhörung des Europäischen Parla-
rnents und der Kommission legt der Rat einstimmig die Gruppen von Klagen im
Sinne des Absatzes I und die Zusammensetzung des Gerichts erster Instanz fest
und beschliefit die Anpassungen und ergönzenden Bestimmungen, die in bezug
auf die Satzung des Gerichtshofs notwendig werden. llenn der Rat nichts ande-
res beschlieft, finden die den Gerichtshof betreffenden Bestimmungen dieses Ver-
trags und insbesondere die Bestimmungen des hotokolls über die Satzung des
Gerichtshofs auf das Gericht erster Instanz Anwendung.

3. Zu Mitgliedem des Gerichts erster Instanz sind Personen auszuwählen, die
jede Gewähr für Unabhängigkeit bieten und über die Beftihigung zur Ausübung
richterlicher Tötigkeiten verfiigen; sie werden von den Regierungen der Mitglied-
staaten im gegenseitigen Einvernehmen fiir sechs Jahre ernannt. Alle drei Jahre
wird das Geicht teilweise neu besetzt. Die Wiederernennung ausscheidender Mit-
glieder ist zulässig.

4. Das Gericht erster Instanz erkitJt seine Verfahrensordnung irn Einvernehmen
mit dem Gerichtshof. Sie bedad der einstimmigen Genehmigung des Rates."

51,. Artikel I7I erhält folgende Fassung:

,,Artikel l7l

I. Stellt der Gerichtshoffest, dafi ein Mitgliedstaat gegen eine Verpflichtung aus
diesem Vertrag verstofien hat, so hat dieser Staat die Mafinahmen zu ergreifen,
die sich aus dem Urteil des Gerichtshofs ergeben.

2. Hat nach Auffassung der Kommission der betreffende Mitgliedstaat diese
Mafinahmen nicht ergriffen, so gibt sie, nachdem sie ihm Gelegenheit zur Aufie'
rung gegeben hat, eine rnit Gründen versehene Stellungnahrne ab, in der sie auf-

führt, in welchen htnkten der betreffende Mitgliedstaat dem Urteil des Gerichts-
hofs nicht nachgekommen ist.

Hat der betreffinde Mitgliedstaat die Matlnahmen, die sich aus dem arteil des
Gerich*hofs ergeben, nicht innerhalb der von der Kommission gesetzten Frist ge-
troffen, so kann die Kommission den Gerichtshof anrufen. Hierbei benennt sie
die Höhe des von dem betreffenden Mitgliedstaat zu zahlenden Pauschalbetrags
oder Zwangsgelds, die sie den Umstönden nach für angernessen hölt-

Stellt der Gerichtshof fest, daf der betreffende Mitgliedstaat seinem Urteil nicht
nachgekommen ist, so kann er die Zahlung eines Pauschalbetrags oder Zwangs-
gelds verhängen.

Dieses Verfahren löfit den Artikel 170 unberührt."
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52. Artikel 172 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 172

Aufgrund dieses Vertrags vom Europöischen Parlament und vom Rat gemeinsam
sowie vom Rat erlassene Yerordnungen kännen hinsichtlich der darin vorgesehe-
nen ZwangsmaSnahmen dem Geichtshof eine Zuständigkeit übertragen, welche
die Befugnis zu unbeschränkter Ermessensnachpnifung und zur Änderung oder
Yerhöngung solcher Mafinahmen umfaft."

53. Artikel 173 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 173

Der Geichtshof überwacht die Rechtmösigkeit der gemeinsamen Handlungen
des Europöischen Parlaments und des Rates sowie der Handlungen des Rates,
der Kommission und der EZB, soweit es sich nicht urn Empfehlungen oder Stel-
lungnahmen handelt, und der Handlungen des Europöischen Parlaments mit
Rechtswirlqtng gegenüber Ditten.

Zu diesem Zweck ist der Geichtshofftir Klagen zuständig, die ein Mitgliedstaat,
der Rat oder die Kommission wegen Unzustöndigkeit, Verletzung wesentlicher
Formvorschriften, Verletzung dieses l/ertrags oder einer bei seiner Durchführung
anzuwendenden Rechtsnorm oder wegen Ermessensmifibrauchs erhebt.

Der Gerichtshof ist unter den gleichen Voraussetzungen zustöndig /fir Klagen des
Europöischen Parlaments und der EZB, die auf die wahrung ihrer Rechte abzie-
Ien.

Jede natürliche oderjurßtische Person kann unter den gleichen Voraussetzungen
gegen die an sie ergangenen Entscheidungen sowie gägen diejenigen Enßcltei-
dungen Klage erheben, die, obwohl sie als Yerordnung oder als eine an eine an-
dere Person geriehtete Entscheidung ergangen sind, sie unmittelbar und individu-
ell betreffen.

Die in diesem Artikel vorgesehenen Klagen sind binnen zwei Monaten zu erhe-
ben; diese Frist lduft je nach Lage des Falles von der Bekanntgabe der betreffen-
den Handlung, ihrer Mitteilung an den Klöger oder in Ermangelung dessen von
dem Zeitpunkt an, zu dem der Kläger von dieser Handlung Kenntnis erlangt
hat."
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54. Artikel 175 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 175

Unterläßt es das Europöische Parlament, der Rat oder die Kommission unter
Verletzung dieses Vertrags, einen Beschlufi zu fassen, so kiinnen die Mitglied-
staaten und die anderen Organe der Gerneinschaft beim Gerichtshof Klage auf
Fes ts tellung dies er Vertragsv erletzung erheben.

Diese Klage ist nur zulässig, wenn das in Frage stehende Organ zuvor aufgefor-
dert worden ist, tätig za werden. Hat es binnen zwei Monaten nach dieser Auf-

forderung nicht Stellung genommen, so kann die Klage innerhalb einer weiteren
Frist von zwei Monaten erhoben werden.

Jede natürliche oder juristische Person kann nach Mafigabe der Absätze I und 2
vor dem Gerichtshof Beschwerde darüber fi)hren, dafi ein Organ der Gemein-
schaft es unterlassen hat, einen anderen Akt als eine Empfehlung oder eine Stel-
lungnahme an sie zu richten.

Der Gerichtshof ist unter den gleichen Yoraussetzungen zustöndig fiir Klagen, die
von der EZB in ihrem Zustöndigkeitsbereich erhoben oder gegen sie angestengt
werden."

55. Artikel 176 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 176

Das oder die Organe, denen das ftir nichtig erklärte Handeln zur Last fällt oder
deren Untätigkeit als vertragswidrig erklärt worden ist, haben die sich aus dem
Urteil des Gerichtshofs ergebenden Mafinahmen zu ergreifen.

Diese Verpflichtung besteht anbeschadet der Yerpflichtungen, die sich aus der
Anwendung des Artikels 215 Absatz 2 ergeben.

Dieser Artikel gilt auch fi)r die EZB."

56. Artikel 177 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 177

Der Gerichtshof entscheidet im Weg der Yorabentscheidung

a) über die Auslegung dieses Yertrags;

b) über die Gültigkeit und die Auslegung der Handlungen der Organe der Ge-
meinschaft und der EZB;
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c) über die Auslegung der Satzungen der durch den Rat geschaffenen Einrich-
tungen, soweit diese Satzungen dies vorsehen.

Wird eine derartige Frage einem Gericht eines Mitgliedstaats gestellt und htilt
dieses Gericht eine Entscheidung darüber zum Erlafi seines Urteils fiir erforder-
lich, so kann es diese Frage dem Gerichtshof zur Entscheidung vorlegen.

Wird eine derartige Frage in einem schwebenden Yedahren bei einem einzel-
staatlichen Gericht gestellt, dessen Entscheidungen selbst nicht mehr mit Rechts-
mitteln des innerstaatlichen Rechts angefochten werden können, so ist dieses Ge-
richt zur Anrufung des Gerichtshofs verpflichtet."

57. Artikel 180 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 180

Der Gerichtshof ist nach Maggabe der folgenden Bestimmungen zuständig in
Streitsachen über

a) die Er/iillung der verpflichtungen der Mitgliedstaaten aus der satzung der
Europtiischen Investitionsbank. Der Verwaltungsrat der Bank besitzt hierbei
die der Kommission in Artikel 169 übertragenen Befugnisse;

b) die Beschlüsse des Rates der Gouverneure der Europäischen Investitionsbank.
Jeder Mitgliedstaat, die Kornmission und der Verwaltungsrat der Bank kön-
nen hierzu nach Mafigabe des Artikels 173 Klage erheben;

c) die Beschlüsse des Ven'rtahungsrats der Europöischen Investitionsbank. Diese
können nach Matlgabe des Artikels 173 nur von Mitgliedstaaten oder der
Kommission und lediglich wegen Verletzung der Forrnvorschriften des Artikels
21 Absötze 2 und 5 bis 7 der Satzung der Investitionsbank angefochten wer-
den;

d) die Er/iillung der sich aus diesem Vertrag und der Satzung des ESZB erge-
benden Yerpflichtungen durch die nationalen Zentralbanken. Der Rat der
EZB besitzt hierbei gegenüber den nationalen Zentralbanken die Befugnßse,
die der Kommission in Artikel 169 gegenüber den Mitgliedstaaten eingeräumt
werden. Stellt der Geichtshoffest, daJJ eine nationale Zentralbank gegen eine
Yerpflichtung aus diesem Vertrag verstofien hat, so hat diese Bank die Maf-
nahmen zu ergreifen, die sich aus dem Urteil des Gerichtshofs ergeben."
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58. Artikel 184 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 184

Ungeachtet des Ablaufs der in Artikel 173 Absatz 5 gmannten Frist kann jede
Partei in einem Rechtssteit, bei dem es auf die Geltung einer vom Europöischen
Parlatnent und vom Rat gemeinsam erlassenen Verordnung oder einer Verord-
nung des Rates, der Kommission oder der EZB ankommt, vor dem Geichtshof
die Unanwendbarkeit dieser Verordnung aus den in Artikel 173 Absatz 2 ge-
nannten Gründen geltend rnachen."

59. Folgender Abschnitt wird eingefügt:

,,ABSCHNITT 5

Der Rechnungshof

Artikel 188 a

Der Rechnungshof nimmt die Rechnungsprüfuny wahr.

Artikel 188 b

I. Der Rechnungshof besteht aus zwölf Mitgliedern.

2. Zu Mitgliedern des Rechnungshofs sind Persönlichkeiten auszuwählen, die in
ihren Ländern Rechnungsprüfungsorgonen angehören oder angehört haben oder
die für dieses Amt besonders geeignet sind. Sie müssen iede Gewöhr fiir Unab'
höngigkeit bieten.

3. Die Mitglieder des Rechnungshofs werden vom Rat nach Anhörung des Euro'
pöischen Parlaments einstimmig auf sechs Jahre ernannt.

Vier Mitglieder des Rechnungshofs, die durch Los bestimmt werden, erhalten
jedoch bei der ersten Ernennung ein auf vier Jahre begrenztes Mandat.

Die Mitglieder des Rechnungshofs können wiederernannt werden-

Sie wählen aus ihrer Mitte den hdsidenten des Rechnungshofs für drei Jahre.
Wiederwahl ist zulässig.

4. Die Mitglieder des Rechnungshofs üben ihre Tötigkeit in voller Unabhängig-
keit zum allgemeinen Wohl der Gemeinschaft aus.
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sie dürfen bei der Erfüllung ihrer Pflichten Anweisungen von einer Regierung
oder einer anderen Stelle weder anfordern noch entgegennehmen. Sie haben jede
Handlung zu unterlassen, die mit ihren Aufgaben unvereinbar ist.

5. Die Mitglieder des Rechnungshofs dürfen während ihrer Amtszeit keine an-
dere entgeltliche oder unentgeltliche Berafstötigkeit ausüben. Bei der Aufnahme
ihrer Tätigkeit übernehmen sie die feierliche veryflichtung, während der Aus-
übung und nach Ablauf ihrer Amtstätigkeit die sich aus ihrem Amt ergebenden
PJlichten zu erfiillen, insbesondere die Pflicht, bei der Annahrne gewisser Tötig-
keiten oder Vorteile nach Ablauf dieser Tätigkeit ehrenhaft und zurückhaltend zu
sein.

6. Abgesehen von regelmriSigen Neubesetzungen und von Todesföllen endet das
Amt eines Mitglieds des Rechnungshofs durch Rücktritt oder durch Amtsent-
hebung durch den Gertchtshof gemäfi Absatz 7.

Für das ausscheidende Mitglied wird fiir die verbleibende Amtszeit ein Nachfol-
ger ernannt.

Aufier im Fall der Arntsenthebung bleiben die Mitglieder des Rechnungshofs bis
zur Neubesetzung ihres Sitzes im Amt.

7. Ein Mitglied des Rechnungshofs kann nur dann seines Amtes enthoben oder
seiner Ruhegehaltsansprüche oder anderer an ihrer Stelle gewöhrter Vergünsti-
gungen /ür verlustig erklört werden, wenn der Gerichtshof auf Antrag des Rech-
nungshofs feststelh, dafi es nicht mehr die edorderlichen Voraussetzungen erfüllt
oder den sich aus seinem Amt ergebenden verpflichtungen nicht mehr nach-
kommt.

8. Der Rat setzt mit quali/izierter Mehrheit die Beschäftigungsbedingungen ftir
den häsidenten und die Mitglieder des Rechnungshofs fest, insbesondere die Ge-
höher, Yergütungen und Ruhegehälter. Er setzt mit derselben Mehrheit alle son-
stigen als Entgelt gezahlten Yergütungen fest.

9. Die fiir die Richter des Geichtshofs geltenden Bestimmungen des Protokolls
über die Yonechte und Befreiungen der Europäischen Gemeinschaften gelten
auch /tir die Mitglieder des Rechnungshofs.

Artikel 188 c

1, Der Rechnungshof prüft die Rechnung über alle Einnahmen und Ausgaben
der Gemeinschaft. Er prüft ebenfalls die Rechnung über alle Einnahmen und
Ausgaben jeder von der Gemeinschaft geschaffenen Einrichtung, soweit der
Gründungsakt dies nicht ausschlielSt.

Der Rechnungshof legt dem Europäischen Parlament und dem Rat eine Erklö-
rung über die Zuverlössigkeit der Rechnungsfiihrung sowie die Rechtmäfiigkeit
und Ordnungsmät|igkeit der zugrundeliegenden Vorgänge vor.
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2. Der Rechnungshof prüft die Rechtrnäfiigkeit und Ordnungsrnöfigkeit der Ein-
nahmen und Ausgaben und überzeugt sich von der Wirtschaftlichkeit der Haus-
haltsJtihrung.

Die Pnifung der Einnahmen erfolgt anhand der Feststellungen und der Zahlun-
gen der Einnahmen an die Gemeinschaft.

Die Präfung der Ausgaben erfolgt anhand der Mittelbindungen und der Zahlun-
gen.

Diese Prüfungen können vor Abschlufi der Rechnung des betreffenden Haushalts-
jahrs durchgeJührt werden.

3. Die Prüfung wird anhand der Rechnungsunterlagen und edorderlichenfalls an
Ort und Stelle bei den anderen Organen der Gemeinschaft und in den Mitglied-
staaten durchge/tihrt. Die hüfung in den Mitgliedstaaten erfolgt in Verbindung
mit dm einzelstaatlichen Rechnungsprüfungsorganen oder, wenn diese nicht über
die erforderliche Zuständigkeit verffigen, mit den zuständigen einzelstaatlichen
Dienststellen. Diese Organe oder Dienststellen teilen dem Rechnungshof mit, ob
sie an der hüfung teilzunehmen beabsichtigen.

Die anderen Organe der Gemeinschaft und die einzelstaatlichen Rechnungsprü-

fungsorgane oder, wenn diese nicht über die edorderliche Zustöndigkeit verfigen,
die zustöndigen einzelstaatlichen Dienststellen übermitteln dem Rechnungshof
auf seinen Antrag jede /iir die Erfiillung seiner Aufgabe erforderliche anterlage
oder Information.

4. Der Rechnungshof erstattet nach Abschlufi eines jeden Haushaltsjahrs einen
Jahresbeicht. Dieser Bericht wird den anderen Organm der Gemeinschaft vorge-
legt und ra Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften zusammen mit den
Antworten dieser Organe auf die Bemerkungen des Rechnungshofs veröffentlicht.

Der Rechnungshof kann ferner jederzeit seine Bemerlanngen zu besonderen Fra-
gen vorlegen, insbesondere in Form von Sonderberichten, und auf Antrag eines
der anderen Organe der Gemeinschaft Stellungnahmen abgeben.

Er nimmt seine jährlichen Berichte, Sonderberichte oder Stellungnahmen mit der
Mehrheit seiner Mitglieder an.

Er unterstützt das Europöische Parlarnent und den Rat bei der Kontrolle der
Ausfihrung des Haushaltsplans."

60. Artikel 189 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 189

Zur Erffitlung ihrer Aufgaben und nach Mafigabe dieses Yertrags erlassen das
Europäische Parlarnent und der Rat gemeinsam, der Rat und die Kommission
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Verordnungen, Richtlinien und Entscheidungen, sprechen Empfehlungen aus oder
geben Stellungnahrnen ab.

Die Yerordnung hat allgemeine Geltung. Sie ist in allen ihren Teilen verbindlich
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Die Richtlinie ist fiir jeden Mitgliedstaat, an den sie gerichtet wird, hinsichtlich
des zu eteichenden Zieles verbindlich, überläfit jedoch den innerstaatlichen Stel-
len die llahl der Form und der Mittel.

Die Entscheidung ist in allen ihren Teilen fiir diejenigen verbindlich, die sie be-
zeichnet.

Die Empfehlungen und Stellungnahmen sind nicht verbindlich."

61. Folgende Artikel werden eingefügt:

,,Artikel 189 a

I. Wird der Rat kraft dieses Yertrags auf Yorschlag der Kommission tötig, so
kann er vorbehaltlich des Artikels 189 b Absätze 4 und 5 Änderungen dieses Yor-
schlags nur einstirnmig beschliefien.

2. Solange ein BeschlulS des Rates nicht ergangen ist, kann die Kommission ih-
ren Yorschlag jedeneit im Verlauf der Yerfahren zur Annahme eines Rechtsakts
der Gemeinschaft öndern.

Artikel 189 b

I. Wird in diesem Yertrag hinsichtlich der Annahme eines Rechtsakts auf diesen
Artikel Bezug genornmen, so gilt das nachstehende Yerfahren.

2. Die Kommission unterbreitet dem Europöischen Parlament und dem Rat
einen Vorschlag.

Der Rat legt mit qualifizierter Mehrheit und nach Stellungnahme des Europäi-
schen Parlaments einen gemeinsamen Standpunkt fest. Dieser gemeinsame
Standpunkt wird dem Europäischen Parlament zugeleitet. Der Rat unterichtet
das Europäische Parlament in allen Einzelheiten über die Grände, aus denen er
seinen gemeinsamen Standpunkt festgelegt hat. Die Kommission anterrichtet das
Europäische Parlament in allen Einzelheiten über ihren Standpunkt.

Hat das Europäische Parlament binnen drei Monaten nach der iiberrnittlung

a) den gemeinsamen Standpunkt gebilligt, so erlöflt der Rat den betreffenden
Rechtsakt endgültig entsprechend diesem gemeinsarnen Standpunkt ;
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b) nicht Stellung genommen, so erläft der Rat den betreffenden Rechtsakt ent-
sprechend seinem gemeinsamen Standpunkt ;

c) mit der absoluten Mehrheit seiner Mitglieder die Absicht geäutlert, den ge-
meinsamen Standpunkt abzulehnen, so untenichtet es den Rat unverzüglich
hiemon. Der Rat kann den in Absatz 4 genannten Vermittlungsausschufi ein-
berufen, um seinen Standpunkt ausführlicher darzulegen. DarauJhin bestötigt
das Europöische Parlament mit der absoluten Mehrheit seiner Mitglieder die
Ablehnung des gerneinsamen Standpunkts, womit der vorgeschlagene Rechts-
akt als nicht angenommen gilt, oder es schlägt nach Buchstabe d Abänderan-
gen vor;

d) rnit der absoluten Mehrheit seiner Mitglieder Abänderungen an dem gemein-
samen Standpunkt vorgeschlagen, so wird die abgeänderte Fassung dem Rat
und der Kornmission zugeleitet; die Kommission gibt eine Stellungnahme zu
diesen Abänderungen ab.

3. Billigt der Rat mit qualifizierter Mehrheit binnen drei Monaten nach Eingang
der Abönderungen des Europöischen Parlaments alle diese Abänderungen, so än-
dert er seinen gerneinsamen Standpunkt entsprechend und erläft den betreffen-
den Rechtsakt; über Abänderungen, zu denen die Komrnission eine ablehnende
Stellungnahme abgegeben hat, beschlie$t der Rat jedoch einstimmig. Erlöfit der
Rat den betreffenden Rechtsakt nicht, so benuft der häsident des Rates im Ein-
vernehmen mit dem Präsidenten des Europäischen Parlaments unverzüglich den
Ye rm i t tlu n g s au s s chutJ e in.

4. Der Vermittlungsausschu$, der aus den Mitgliedern des Rates oder deren
Vertretern und ebenso vielen Yertretern des Europäischen Parlaments besteht,
hat die Aufgabe, mit der qualifizierten Mehrheit der Mitglieder des Rates oder
deren Verfietern und der Mehrheit der Vertreter des Europöischen Parlaments
eine Einigung über einen gemeinsamen Entwurf zu erzielen. Die Kommission
nimmt an den Arbeiten des Vermittlungsausschusses teil und ergreift alle erfor-
derlichen Initiativen, um auf eine Annäherung der Standpunkte des Europöi-
schen Parlaments und des Rates hinzuwirken.

5. Billigt der Vermittlungsausschuf binnen sechs Wochen nach seiner Einberu-
fung einen gemeinsamen Entwurf, so vedügen das Europäische Parlament und
der Rat ab dieser Billigung über eine Frist von sechs Wochen, um den betreffen-
den Rechtsakt entsprechend dem gemeinsamen Entwud zu erlassen, wobei irn
Europöischen Parlament die absolute Mehrheit der abgegebenen Stimmen und
im Rat die quaffizierte Mehrheit erforderlich ist. Nimmt eines der beiden Organe
den vorgeschlagenen Rechtsakt nicht an, so gilt er als nicht angenommen.

6. Billigt der VermittlungsausschutJ keinen gemeinsarnen Entwurf, so gilt der
vorgeschlagene Rechtsakt als nicht angenommen, sofern nicht der Rat binnen
sechs Wochen nach Ablauf der dem YermittlungsausschuS gesetzten Frist mit
qualifizierter Mehrheit den gemeinsarnen Standpunkt, den er vor Eröffiung des
Vermittlungsverfahrens gebilligt hatte, gegebenenfalls mit vom Europäischen Par-
Iament vorgeschlagenen Abänderungen bestötigt. In diesem Fall ist der betref-
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fende Rechtsakt endgültig erlassen, sofem nicht das Europäßche Parlament die
Yorlage binnen sechs l(ochen nach dem Zeitpunkt der Bestätigung durch den
Rat mit der absoluten Mehrheit seiner Mitglieder ablehnt; der vorgeschlagene
Rechtsakt gilt dann als nicht angenornmen.

7. Die in diesem Artikel genannten Frßten von drei Monaten bzw. sechs Wochen
können irn gegenseitigen Einvernehmen zwischen dem Europöischen Parlament
und dem Rat um höchstens einen Monat bzw. zwei Wochen verlöngert werden.
Die in Absatz 2 genannte Dreimonatsfrist verlöngert sich im Fall der Anwendbar-
keit des Absatzes 2 Buchstabe c automatisch um zwei Monate.

8. Der Anwendungsbereich des in diesem Artikel beschriebenen Yedahrens kann
nach dem Verfahren des Artikels N Absatz 2 des Vertrags über die Europöische
Union auf der Grundlage eines dem Rat von der Kommission spötestens 1996 zu
unterbreitenden Berichts en+teitert werden.

Artikel 189 c

Wird in diesem Yertrag hinsichtlich der Annahme eines Rechtsakts auf diesen
Artikel Bezug genomrnen, so gilt folgendes Vedahren:

a) Der Rat legt rnit quali/izierter Mehrheit auf Yorschlag der Komrnission und
nach Stellungnahme des Europöischen Parlaments einen gemeinsamen Stand-
punktfest.

b) Der gemeinsame Standpunkt des Rates wird dem Europöischen Parlament
zugeleitet. Der Rat und die Kommission unterrichten das Europöische Parla-
ment in allen Einzelheiten über die Gründe, aus denen der Rat seinen gemein-
sarnen Standpunkt festgelegt hat, sowie über den Standpunkt der Kommis-
sion.

Hat das Europöische Parlament diesen gemeinsamen Standpunkt binnen drei
Monaten nach der Übermittlung gebiltigt oder hat es sich innerhalb dieser
Frist nicht geäufert, so erlöft der Rat den betreffenden Rechtsakt endgültig
entsprechend dem gemeinsamen Standpunkt.

c) Das Europäische Parlament kann innerhalb der unter Buchstabe b vorgesehe-
nen Dreimonatsfrist mit der absoluten Mehrheit seiner Mitglieder Abönderun-
gen an dem gemeinsamen Standpunkt des Rates vorschlagen. Es kann ferner
den gemeinsamen Standpunkt des Rates mit der gleichen Mehrheit ablehnen.
Das Ergebnis der Beratungen wird dem Rat und der Kommission zugeleitet.

Hat das Europöische Parlatnent den gemeinsamen Standpunkt des Rates ab-
gelehnt, so kann der Rat in zweiter Lesung nur einstimmig beschlie$en.

d) Die Kornmission überyrüft innerhalb einer Frist von einem Monat den Yor-
schlag, aufgrund dessen der Rat seinen gemeinsamen Standpunkt festgelegt
hat, unter Berücksichtigung der vom Europöischen Parlament vorgeschlagenen
Abänderungen.
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Die Kommission übennittelt dem Rat zusamrnen mit dem von ihr überprüften
Vorschlag die von ihr nicht übemotnmenen Abänderungen des Europöischen
Parlaments und nitnmt dazu Stellung. Der Rat kann diese Abönderungen ein-
stimmig annehmen.

e) Der Rat verabschiedet mit qualifizierter Mehrheit den von der Kornmission
überprüften Vorcchlag.

Der Rat kann den von der Kornmission überprüften Vorschlag nur einstimmig
ändern.

fl In den unter den Buchstaben c, d und e genannten Fällen mufi der Rat bin-
nen drei Monaten beschliefien. Ergeht innerhalb dieser Frist kein Beschlufl, so
gilt der Vorschlag der Kornmission.als nicht angenomrnen.

g) Die unter den Buchstaben b und f genannten Fristen können im gegenseitigen
Einvernehmen zwischen dem Europäischen Parlament und dem Rat arn höch-
stens einen Monat verlängert werden."

62. Artikel 190 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 190

Die Yerordnungen, Richtlinien und Entscheidungen, die vom Europöischen Par-
lament und vom Rat gemeinsam oder vom Rat oder von der Kommission ange-
nommen werden, sind mit Gründen zu versehen und nehmen auf die Yorschläge
oder Stellungnahmen Bezug, die nach diesem Verfiag eingeholt werden tnüssen."

63. Artikel 191 erhält folgende Fassung:

,,Artikel I9l

l. Die nach dem Yedahren des Artikels 189 b angenommenen Yerordnungen,
Richtlinien und Entscheidungen werden vom hösidenten des Europdischen Par-
Iaments und vom Prösidenten des Rates unterzeichnet und im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht. Sie treten zu detn durch sie festge-
legten Zeitpunkt oder andernfalls arn zwanzigsten Tag nach ihrer Yeröffentli-
chung in Kraft.

2. Die Yerordnungen des Rates und der Kommission sowie die an alle Mitglied-
staaten gerichteten Richtlinien dieser Organe werden irz Amtsblatt der Europäi-
schen Gemeinschaften veröffentlicht. Sie treten zu dem durch sie festgelegten
Zeitpunkt oder andernfalls am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichang in
Kraft.

3. Die anderen Richtlinien sowie die Entscheidungen werden denjenigen, fir die
sie bestimmt sind, bekanntgegeben und werden durch diese Bekanntgabe wirk-
sam."
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64. Artikel 194 erhält folgende Fassung:

Die Zahl der Mitglieder des
festgesetzt:

,,Artikel 194

Wirtschafts- und Sozialausschusses wird wie folgt

T2

9

24

I2

2I

24

9

24

6

I2
I2

24

,,Artikel 196

Mitte seinen Prösidenten und sein Prösidium auf

Die Mitglieder des Ausschusses werden vom Rat durch einstimmigen Beschlufi
auf vier Jahre ernannt. Wiederemennung ist zulässig.

Die Mitglieder des Ausschusses sind an keine lV'eisungen gebunden. Sie üben
ihre Tätigkeit in voller Unabhöngigkeit zum allgemeinen Wohl der Gemeinschaft
aus.

Der Rat setzt mit qualifizierter Mehrheit die
Ausschusses fest."

65. Artikel 196 erhält folgende Fassung:

Vergütungen fiir die Mitglieder des

Belgien

Dönemark

Deutschland

Griechenland

Spanien

Frankreich

Irland

Italien

Luxemburg

Niederlande

Portugal

Vereinigtes Königreich

Der Ausschu/3 wöhlt aus seiner
zwei Jahre.

Er gibt sich eine Geschäftsordnung.

Der Ausschufi wird von seinem Präsidenten auf Antrag des Rates oder der Kom-
mission einberufen. Er kann auch von sich aus zusammentreten."
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66. Artikel 198 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 198

Der Ausschufi mu$ vom Rat oder der Kommission in den in diesem Vertrag vor-
gesehenen Föllen gehört werden. Er kann von diesen Organen in allen Fällen ge-
hört werden, in denen diese es /tir zweclonäfiig erachten. Er kann von sich aus
eine Stellungnahme in den Föllen abgeben, in denen er dies fi)r zweckmä$ig
erachtet.

Vllenn der Rat oder die Kommission es für notwendig erachten, setzen sie dem
AusschutJ für die Yorlage seiner Stellungnahme eine Fist; diese beträgt minde-
stens einen Monat, vom Eingang der Mitteilung beim häsidenten des Ausschus-
ses an gerechnet. Nach Ablauf der Frist kann das Fehlen einer Stellungnahme
anberüclcsichtigt bleiben.

Die Stellungnahmen des Ausschusses und der zuständigen fachlichen Gruppe so-
wie ein Bericht über die Beratungen werden dem Rat und der Kommission über-
mittelt."

67. Folgendes Kapitel wird eingefügt:

,,KAPITEL 4

Der Ausschufi der Regionen

Artikel 198 a

Es wird ein beratender Ausschufr aus Yertretern der regionalen und lokalen Ge-
bietsköryerschaften, nachstehend ,Ausschufl der Regionen'genannt, enichtet.

Die Zahl der Mitglieder des Ausschusses der Regionen wird wie folgt festgesetzt:

Belgien 12

Dänemark 9

Deutschland 24

Griechenland 12

Spanien 2I

Frankreich 24

Irland 9

Italien 24

Luxemburg 6

Niederlande 12

Portugal 12

Yereinigtes Königreich 24
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Die Mitglieder des Ausschusses sowie eine gleiche Anzahl von Stellvertretern wer-
den vom Rat auf Yorschlag der jeweiligen Mitgliedstaaten durch einstimmigen
Beschlufi auf vier Jahre ernannt. Wiederernennung ist zulössig.

Die Mitglieder des Ausschusses sind an keine Weisungen gebunden. Sie üben
ihre Tötigkeit in voller Unabhängigkeit zum allgerneinen Wohl der Gerneinschaft
aus.

Artikel 198 b

Der Ausschufr der Regionen wöhlt aus seiner Mitte seinen häsidenten und sein
hösidium auf zwei Jahre.

Er gibt sich eine Geschäftsordnung und legt sie dem Rat zur Genehmigung vor;
der Rat beschlietJt einstimmig.

Der Ausschufi wird von seinem hösidenten auf Antrag des Rates oder der Kom-
mission einberufen. Er kann auch von sich aus zusammentreten.

Artikel 198 c

Der Ausschu$ der Regionen wird vom Rat oder von der Kommission in den in
diesem Yertrag vorgesehenen Ftillen und in allen anderen Fällen gehört, in denen
eines dieser beiden Organe dies Jiir zweclonäfiig erachtet.

Wenn der Rat oder die Kommission es ftir notwendig erachten, setzen sie dem
AusschutJ für die Vorlage seiner Stellungnahme eine Frist; diese betrögt minde-
stens einen Monat, vom Eingang der diesbezüglichen Mitteilung beim Präsiden-
ten des Ausschusses an gerechnet. Nach Ablauf der Frist kann das Fehlen einer
Stellungnahme unberüclcsichtigt bleiben.

l(ird der Wirtschafts- und Sozialausschu$ nach Artikel 198 gehört, so wird der
AusschulS der Regionen vom Rat oder von der Kornmission über dieses Ersuchen
um Stellungnahme unterrichtet. Der AusschuJJ der Regionen kann, wenn er der
Auffassung ist, datJ spezi/ische regionale Interessen berührt werden, eine entspre-
chende Stellungnahme abgeben.

Er kann, wenn er dies für zweckdienlich erachtet, von sich aus eine Stellung-
nahme abgeben.

Die Stellungnahme des Ausschusses sowie ein Bericht über die Beratungen wer-
den dem Rat und der Kommission überrnittelt."
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68. Folgendes Kapitel wird eingefügt:

,KAPITEL 5

Die Europäische Investitionsbank

Artikel 198 d

Die Europöische Investitionsbank besitzt Rechtspersönlichkeit.

Mitglieder der Europöischen Investitionsbank sind die Mitgliedstaaten.

Die Satzung der Europäischen Investitionsbank ist diesem Vertrag als hotokoll
beigefiigt.

Artikel 198 e

Aufgabe der Europdischen Investitionsbank ist es, zu einer aasgewogenen und
reibungslosen Entwicklung des Gemeinsamen Marktes im fnkresse der Gemein-
schaft beizutragen; hierbei bedient sie sich des Kapitalmarkts sowie ihrer eigenen
Mittel. In diesem Sinne erleichtert sie ohne Yerfolgung eines Erwerbszwecl<s
durch Gewährung von Darlehen und Bürgschaften die Finanzierung der nachste-
hend bezeichneten Yorhaben in allen Wirtschaftszweigen:

a) Vorhaben zur Erschliefiung der wmiger entwickelten Gebiete;

b) Yorhaben zur Modernisierung oder IJmstellung von [Jnternehmen oder zur
Schaffung neuer Arbeitsmöglichkeiten, die sich aus der schrittweisen Enich-
tung des Gemeinsamen Marktes ergeben und wegen ihres Umfangs oder ihrer
Art mit den in den einzelnen Mitgliedstaaten vorhandenen Mitteln nicht voll-
stöndig finanziert werden können;

c) Yorhaben von gemeinsamem Interesse/iir mehrere Mitgliedstaatm, die wegen
ihres Umfangs oder ihrer Art mit den in den einzelnen Mitgliedstaaten vor-
handenen Mitteln nicht vollständig /inanziert werden können.

In Erfillung ihrer Aufgabe erleichtert die Bank die Finanzierung von fnvesti-
tionsprogrammen in Yerbindung mit der Unterstützung aus den Strukturfonds
und anderen Finanzierungsinstntmenten der Gemeinschaft."
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69. Artikel 199 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 199

Alle Einnahmen und Ausgaben der Gemeinschaft einschließlich derjenigen des
Europöischen Sozialfunds werden für jedes Haushaltsjahr veranschlagt und in
den Haushaltsplan eingesetzt.

Die /iir die Organe affillenden Yerwaltungsausgaben im Zusammenhang mit
den die Gemeinsame Aufien- und Sicherheitspolitik und die Zusammenarbeit in
den Bereichen Justiz und Inneres betreffenden Bestirnmungen des Yertrags über
die Europäische (Jnion gehen zu Lasten des Haushahs. Die aufgrund der Durch-

fiihrung dieser Bestimmungen entstehenden operativen Ausgaben können unter
den in diesen Bestimmungen vorgesehenen Voraussetzungen dem Haushalt ange-
lastet werden.

Der Haushaltsplan ist in Einnahmen und Ausgaben auszugleichen."

70. Artikel 200 wird aufgehoben

71. Artikel 201 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 201

Der Haushalt wird unbeschadet der sonstigen Einnahmen vollstöndig aus Eigen-
mitteln finanziert.

Der Rat legt auf Yorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäi-
schen Parlaments einstimmig die Bestimmungen über das System der Eigenmittel
der Gemeinschaft fest und emptiehlt sie den Mitgliedstaaten zur Annahme ge-
mölJ ihren verfas sungs rechtlich en Yors chrift en. "

72. Folgender Artikel wird eingefügt:

,,Artikel 201 a

Damit die Haushahsdßziplin gewöhrleistet wird, unterbreitet die Kommission
keine Vorschläge /iir Rechtsakte der Gemeinschaft, ändert nicht ihre Vorschlöge
und erläfit keine Durchführungsmatlnahme, die erhebliche Auswirkungen auf den
Haushaltsplan haben könnte, ohne die Gewöhr zu bieten, datl der betreffende
Vorschlag bzw. die betreffende Matlnahme im Rahmen der Eigenmittel der
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Gemeinschaft /inanziert werden kann, die sich aufgrund der vom Rat nach Arti-
kel 201 festgelegten Bestimmungen ergeben."

73. Artikel 205 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 205

Die Kommission ftihrt den Haushaltsplan nach der gemätJ Artikel 209 festgeleg-
ten Haushaltsordnung in eigener Verantwortung im Rahmen der zugewiesenen
Mittel entsprechend den Grundstitzen der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsfüh-
,ang aus.

Die Beteiligung der einzelnen Organe bei der Vornahme ihrer Ausgaben wird in
der Haushaltsordnung im einzelnen geregelt.

Die Kommission kann nach der gemöfi Artikel 209 festgelegten Haushaltsord-
nang Mittel von Kapitel zu Kapitel oder von (Intergliederung zu Untergliederung
übertragen."

74. Artikel 206 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 206

I. Auf Empfehlung des Rates, der mit quali/izierter Mehrheit beschlieft, erteilt
das Europäische Parlament der Kommission Entlastung zur Ausfühntng des
Haushaltsplans. Zu diesem Zweck prüft es nach dem Rat die in Artikel 205 a ge-
nannte Rechnung und Ubersicht sowie den Jahresbericht des Rechnungshofs zu-
sammen mit den Antworten der kontrollierten Organe auf dessen Bemerkungen
und die einschlägigen Sonderberichte des Rechnungshofs.

2. Das Europäische Parlament kann vor der Entlastung der Kommission sowie
auch za anderen Zwecken im Zusarnmenhang mit der Ausübung ihrer Haus-
haltsbefugnisse die Kornrnission auffordern, Auskunft über die Vornahme der
Ausgaben oder die Arbeitsweise der Finanzkontrollsysteme zu erteilen. Die Kom-
mission legt dem Europöischen Parlament auf dessen Ersuchen alle notwendigen
Informationen vor.

3. Die Komrnission triffi alle zweckdienlichen Mafinahmen, um den Bemerkun-
gen in den Entlastungsbeschlüssen und anderen Bemerkungen des Europäischen
Parlaments zur Vornahme der Ausgaben sowie den Erlöuterungen, die den Ent-
lastungsempfehlungen des Rates beigefiigt sind, nachzukommen.

Auf Ersuchen des Europäischen Parlaments oder des Rates erstattet die Kom-
mission Bericht über die Ma$nahmen, die aufgrund dieser Bemerkungen und Er-
läuterungen getroffen wurden, insbesondere über die Weisungen, die den fiir die
Ausfiihrung des Haushaltsplans zustöndigen Dienststellen erteilt worden sind.
Diese Berichte sind auch dem Rechnangshof zuzuleiten."
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75. Die Artikel 206 a und 206 b werden aufgehoben.

76. Artikel 209 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 20g

Der Rat legt einstimmig auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des
Europäischen Parlaments und Stellungnahme des Rechnungshofs folgendes fest:

a) die Haushaltsordnung, in der insbesondere die Aufstellung und Ausfiihrung
des Haushaltsplans sowie die Rechnungslegung und Rechnungsprüfung im
einzelnen geregeh werden;

b) die Einzelheiten und das Yedahren, nach denen die Haushaltseinnahmen, die
in der Regelung über die Eigenmittel der Gemeinschaft vorgesehen sind, der
Kommission zur Yerffigung gestellt werden, sowie die Mafinahmen, die zu
treffen sind, urn gegebenenfalls die erforderlichen Kassenmittel bereitzustel-
Ien;

c) die Yorschiften über die Yerantwortung der Finanzkontrolleure, der anwei-
sungsbefugten Personen und der Rechnungsführer sowie die entsprechenden
Kontrolbnafinahrnen."

77. Folgender Artikel wird eingefügt:

,,Artikel 209 a

Zur Belaimpfung von Betrügereien, die sich gegen die /inanziellen Interessen der
Gemeinschaft ichten, ergreifen die Mitgliedstaaten die gleichen Mafinahmen, die
sie auch zur Bekämpfung von Betrügereien ergreifen, die sich gegen ihre eigenen

finanziellen Interessen richten.

Die Mitgliedstaaten koordinieren unbeschadet der sonstigen Vertragsbestimmun-
gen ihre Tätigkeit zum Schutz der finanziellen Interessen der Gemeinschaft vor
Betrügereien. Sie sorgen zu diesem Zweck mit Unterstützung der Kommission fi)r
eine enge, regelmäfiige Zusammenarbeit zwischen den zustöndigen Dienststellen
ihrer Behörden."

78. Artikel 215 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 215

Die vertragliche Haftung der Gemeinschaft bestimmt sich nach dem Recht, das
auf den betreffenden Vertrag anzuwenden ist.
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Im Bereich der aufiemertraglichen Haftung ersetzt die Gemeinschaft den durch
ihre Organe oder Bediensteten in Ausübung ihrer Amtstätigkeit verursachten
Schaden nach den allgemeinen Rechtsgrundsötzen, die den Rechtsordnungen der
Mitgliedstaaten gemeinsam sind.

Absatz 2 gilt in gleicher l(eise für den durch die EZB oder ihre Bediensteten in
Ausübung ihrer Amtstätigkeit verursachten Schaden.

Die persönliche Haftung der Bediensteten
sich nach den Vorschriften ihres Statuts
gungsbedingungen."

79. Artikel 227 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

gegenüber der Gemeinschaft bestimmt
oder der fi)r sie geltenden Beschäfti-

,,2. Für die französischen überseeischen Departements gelten mit Inkrafttre-
ten dieses Yertrags seine besonderen und allgemeinen Bestimmungen über

- den freien l(arenverkehr;

- die Landwirtschaft, mit Ausnahme des Artikels 40 Absatz 4;

den freien Dienstleis tungsverkehr ;

die Wettbewerbsregeln ;

- die in den Artikeln 109 h, 109 i und 226 vorgesehenen schutzma/tnah-
men;

- die Organe.

Die Bedingungen /tir die Anwendung der anderen Bestimrnungen dieses ver-
trags werden binnen zwei Jahren nach seinem Inkrafttreten durch einstim-
mige Entscheidungen des Rates auf Yorschlag der Kommission beschlossen.

Die organe der Gemeinschaft sorgen im Rahmen der in diesem Yertrag, ins-
besondere in Artikel 226, vorgesehenen Verfahren für die wirtschaftliche und
soziale Entwicklung dieser Gebiete."

b) Absatz 5 Buchstabe a erhält folgende Fassung:

,,A) Dieser Vertrag findet auf die Färöer keine Anwendung."
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80. Artikel 228 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 228

I. Soweit dieser Vertrag den Abschlufi von Abkommen zwischen der Gernein-
schaft und einem oder mehreren Staaten oder internationalen Organisationen
vorsieht, legt die Kommission dern Rat Empfehlungen vor; dieser ermächtigt die
Kornmission zur Einleitung der edorderlichen Yerhandlungen. Die Komrnission

fiihrt diese Yerhandlungen im Benehmen mit den zu ihrer anterstützung vom Rat
bestellten besonderen Ausschüssen nach Mafigabe der Richtlinien, die ihr der Rat
erteilen kann.

Bei der Ausübung der ihm in diesem Absatz übertragenen Zustöndigkeiten be-
schliefit der Rat, aufier in den Fällen des Absatzes 2 Satz 2, in denen er einstim'
mig beschlieJJt, mit qualifizierter Mehrheit.

2. Vorbehahlich der Zustöndigkeiten, welche die Kommission auf diesem Gebiet
besitzt, werden die Abkommen vom Rat mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag
der Kommission geschlossen. Der Rat beschliefrt einstirnmig, wenn das Abkom'
men einen Bereich betrifft, in dem für die Annahme interner Yorschiften die
Einstimmigkeit erforderlich ist, sowie im Fall der in Artikel 238 genannten Ab-
komrnen.

3. Mit Ausnahme der Abkommen im Sinne des Artikels 113 Absatz 3 schliefit
der Rat die Abkomrnen nach Anhörung des Europtiischen Parlaments, und zwar
auch in den Föllen, in denen das Abkommen einen Bereich betrifft, bei dem für
die Annahme interner Yorschrtften das Vedahren des Artikeß 189 b oder des Ar-
tikels 189 c anzuwenden ist. Das Europöische Parlament gibt seine Stellung-
nahme innerhalb einer Frist ab, die der Rat entsprechend der Dinglichkeit festle-
gen kann. Ergeht innerhalb dieser Frist keine Stellungnahrne, so kann der Rat
einen Beschlufi fassen.

Abweichend von (Jnterabsatz I bedad der Abschlutl von Abkotnmen im Sinne
des Artikels 238 sowie sonstiger Abkommen, die durch Einliihrung von Zusam'
menarbeitsverfahren einen besonderen institutionellen Rahmen schaffen, von Ab-
kommen mit erheblichen finanziellen Folgen für die Gemeinschaft und von Ab-
kornmen, die eine Änderung eines nach dem Yerfahren des Artikels 189 b ange-
nornmenen Rechtsakts bedingen, der Zustimmung des Europöischen Parlaments.

Der Rat und das Europöische Parlarnent kiinnen in dringenden Fällen eine Frist

für die Zustimmung vereinbaren.

4. Abweichend von Absatz 2 kann der Rat die Kommission bei AbschlutJ eines
Abkommens ermöchtigen, Änderungen, die nach jenem Abkommen im Weg eines
vereinfachten Verfahrens oder durch ein durch das Abkommen geschaffenes Or-
gan anzunehmen sind, im Namen der Gemeinschaft zu billigen; der Rat kann
diese Ermdchtigung gegebenenfalls mit besonderen Bedingungen verbinden.
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5. Beabsichtigt der Rat, ein Abkommen zu schlie$en, das Änderungen dieses
vertrags bedingt, so sind diese Änderungen zuvor nach dem verfahren des Arti-
kels N des Vertrags über die Europäische Union anzunehrnen.

6. Der Rat, die Kommission oder ein Mitgliedstaat kann ein Gutachten des Ge-
richtshofs über die Yereinbarkeit eines geplanten Abkommens mit diesem Yertrag
einholen. Ist dieses Gutachten ablehnend, so kann das Abkommen nur nach
MaJJgabe des Artikels N des Yertrags über die Europäische union in Kraft
treten.

7. Die nach Mafigabe dieses Artikels geschlossenen Abkommen sind fiir die or-
gane der Gemeinschaft und fir die Mitgliedstaaten verbindlich."

81. Folgender Artikel wird eingefügt:

,,Artikel 228 a

Ist in gemeinsamen Standpunkten oder gemeinsamen Aktionen, die nach den Be-
stimmungen des Vertrags über die Europäische Union betreffend die Gemein-
same Aufien- und Sicherheitspolitik angenommen worden sind, ein Ttitigwerden
der Gemeinschaft vorgesehen, urn die Wirtschaftsbeziehungen zu einem oder
mehreren driuen Ländern auszusetzen, einzuschränken oder vollständig einzu-
stellen, so trifft der Rat die erforderlichen Sofortmafinahmen; der Rat beschliefit
auf Vorschlag der Kommission mit qualifizierter Mehrheit."

82. Artikel 231 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 231

Die Gemeinschaft flihrt ein enges Zusammenwirken mit der Organisation für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und EntwicHung herbei; die Einzelheiten werden
im gegenseitigen Einvernehmen fes tgelegt. "

83. Die Artikel 236 und 237 werden aufgehoben.

84. Artikel 238 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 238

Die Gemeinschaft kann mit einem oder mehreren Staaten oder einer oder mehre-
ren internationalen Organisationen Abkommen schliefren, die eine Assoziierung
mit gegenseitigen Rechten und P/lichten, gemeinsamem Yorgehen und besonde-
ren Verfahren herstellen. "
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F. In Anhang III gilt folgendes:

85. Die Überschrift erhält folgende Fassung:

,,Liste der unsichtbaren Transaktionen zu Artikel 73 h dieses Yertrags".

G. In dem Protokoll über die Satzung der Europäischen Investitionsbank gilt

folgendes:

86. Die Bezugnahme auf die Artikel 129 und 130 wird durch die Bezugnahme auf
die Artikel 198 d bzw. 198 e ersetzt.
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BESTIMMUNGEN ZUR
ANDERUNG DES VERTRAGS

ÜBER DIE GRÜNDUNG
DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFT

FUR KOHLE UND STAHL

Artikel H

Der Vertrag über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl
wird nach Maßgabe dieses Artikels geändert.

1. Artikel 7 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 7

Die Organe der Gemeinschaft sind:

- die HOHE BEHöRDE, imfolgenden als ,Kommission,bezeichnet;

- die GEMEINSAME YERSAMMLUNG, im folgenden als ,Europöisches
Parlament' bezeichnet ;

- der BESONDERE MINISTERRAT, imfolgenden aß ,Rat'bezeichnet;

- der GERICHTSHOF;

- der RECHNANGSHOF.

Der Kommission steht ein Beratender Ausschufi zur Seite."
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2. Folgende Artikel werden eingefügt:

,,Artikel 9

t. Die Kommission besteht aus siebzehn Mitgliedern, die aufgrund ihrer allge-
rneinen Befähigung ausgewählt werden und volle Gewtihr fiir ihre Unabhängig-
keit bieten müssen.

Die Zahl der Mitglieder der Kommission kann vom Rat einstimmig geändert
werden.

Nur Staatsangehörige der Mitgliedstaaten kännen Mitglieder der Kommission
sein.

Der Kommission rnufr mindestens ein Staatsangehöriger jedes Mitgliedstaats an'
gehören, jedoch düden nicht mehr als zwei Mitglieder der Kommission dieselbe
S taatsangehörigkeit besitzen.

2. Die Mitgtieder der Kornmission üben ihre Tätigkeit in voller Unabhöngigkeit
zum allgemeinen Wohl der Gemeinschaft aus.

Sie düden bei der Erfi)llung ihrer Pflichten Anweisungen von einer Regierung
oder einer anderen Stelle weder anfordern noch entgegennehmen. Sie haben jede

Handlung zu unterlassen, die mit ihren Aufgaben unvereinbar ist. Jeder Mit'
gliedstaat verp/tichtet sich, diesen Grundsatz zu achten und nicht zu versuchen,
die Mitglieder der Kommission bei der Er/üllung ihrer Aufgaben zu beeinflussen.

Die Mitglieder der Kommission düden während ihrer Amtszeit keine andere ent'
geltliche oder unentgeltliche Berafstötigkeit ausüben. Bei der Aufnahme ihrer Tö--
iigkeit übernehmen sie die feierliche Verpflichtung, wöhrend der Ausübung und
näch Ablauf ihrer Amtstätigkeit die sich aus ihrem Amt ergebenden Pflichten zu
erfi)llen, insbesondere die fficht, bei der Annahrne gewisser Tätigkeiten oder
Vorteile nach Ablauf dieser Tätigkeit ehrenhaft und zurückhaltend zu sein. Vler-
den diese Pflichten verletzt, so kann der Gerichtshof auf Antrag des Rates oder
der Kommission das Mitglied je nach Lage des Falles gemöfi Artikel 12 a seines
Amtes entheben oder ihm seine Ruhegehaltsansprüche oder andere an ihrer
Stelle gewährte Vergünstigungen aberkennen.

Artikel l0

I. Die Mitglieder der Kommission werden, gegebenenfalls vorbehaltlich des Arti-
kels 24, nich dem Verfahren des Absatzes 2 fiir eine Amtszeit von ffinf Jahren
ernannt.

Wiederernennung ist zulössig.
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2. Die Regierungen der Mitgliedstaaten benennen nach Anhörung des Europäi-
schen Parlaments im gegenseitigen Einvernehmen die Persönlichkeit, die sie 2um
Kommissionsprösidenten zu ernennen beabsichtigen.

Die Regierungen der Mitgliedstaaten benennen in Konsultation mit dem benann-
ten Präsidenten die übrigen Persönlichkeiten, die sie zu Mitgliedern der Kommis-
sion zu ernennen beabsichtigen.

Der häsident und die übrigen Mitglieder der Kommission, die auf diese Weise
benannt worden sind, stellen sich als Kollegium einem Zustimmungsvotum des
Europäischen Parlaments. Nach Zustimmung des Europäischen Parlaments wer-
den der häsident und die übrigen Mitglieder der Kommission von den Regierun-
gen der Mitgliedstaaten im gegenseitigen Einvernehrnen ernannt.

3. Die Absdtze I und 2 /inden erstmals auf den Präsidenten und die übrigen
Mitgliedel der Kommission Anwendung, deren Amtszeit am 7. ranuar 1995 be-
ginnt.

Der Prösident und die übrigen Mitglieder der Komrnission, deren Amtszeit arn
7. Januar 1993 beginnt, werden von den Regierungen der Mitgliedstaaten im ge-
genseitigen Einvernehmen ernannt. Ihre Amtszeit endet am 6. Januar 1995.

Artikel II

Die Kommission kann aus ihrer Mitte einen oder zwei Yizepräsidenten ernennen.

Artikel 12

Abgesehen von den regelmätJigen Neubesetzungen und von Todesfdllen endet das
Amt eines Mitglieds der Kommission durch Rücktritt oder Amtsenthebung.

Für das ausscheidende Mitglied wird fi)ir die verbleibende Amtszeit von den Re-
gierungen der Mitgliedstaaten im gegenseitigen Einvernehmen ein neues Mitglied
ernannt. Der Rat kann einstimmig entscheiden, /ür diese Zeit einen Nachfolger
nicht zu ernennen.

Bei Rücktritt, Amtsenthebung oder
Amtszeit ein Nachfolger ernannt.
Artikels I0 Absatz 2 Anwendung.

AuIJer im Fall der Amtsenthebung
Kommission bis zur Neubesetzung

Tod des Präsidenten wird fi)r die verbleibende
Für die Ersetzung findet das Verfahren des

nach Artikel 12 a bleiben die Mitglieder der
ihres Sitzes im Amt.

Artikel 12 a

Jedes Mitglied der Kommission, das die Yoraussetzungen für die Ausübung sei-
nes Amtes nicht mehr er/tillt oder eine schwere Yerfehlung begangen hat, kann
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auf Antrag des Rates oder der Kommission durch den Gerichtshof seines Atntes
enthoben werden.

Artikel 13

Die Beschlüsse der Kommission werden mit der Mehrheit der in Artikel 9 be-
stimmten Anzahl ihrer Mitglieder gefaJJt.

Die Kommission lcann nur dann wirluam tagen, wenn die in ihrer Geschäftsord-
nung festgesetzte Anzahl von Mitgliedern anwesend ist."

3. Artikel 16 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 16

Die Kommission trifft alle Mafinahmen des inneren Geschöftsbetriebs, die geeig-
net sind, das ordnungsgemöSe Arbeiten ihrer Dienststellen sicherzustellen.

Sie kann Studienausschüsse, insbesondere einen wirtschaftswissenschaftlichen
AusschutJ, einsetzen.

Der Rat und die Kommission ziehen einander zu Rate und regeln einvemehrnlich
die Art und Weße ihrer Zusammenarbeit.

Die Kommission gibt sich eine Geschöftsordnung, um ihr ordnungsgemöfies Ar-
beiten und das ihrer Dienststellen nach MalJgabe dieses Vertrags zu gewährlei-
sten. Sie sorgt für die Veröffentlichung dieser Geschäftsordnung-"

4. Folgender Artikel wird eingefügt:

,,Artikel 17

Die Kommission veröffentlicht jährlich, und zwar spötestens einen Monat vor Be'
ginn der Sitzungsperiode des Europöischen Parlaments, einen Gesamtberichl
über die Tätigkeit der Gemeinschaft."

5. Dem Artikel 18 wird folgender Absatz angefügt:

,,Der Rat setzt mit qualiJizierter Mehrheit alle als Entgelt gezahlten Vergütungen

fest."
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6. Folgende Artikel werden eingefügt:

,,Artikel 20 a

Das Europäische Parlament kann mit der Mehrheit seiner Mitgtieder die Kom-
mission auffordern, geeignete Yorschlöge zu Fragen zu unterbreiten, die nach sei-
ner Auffassung die Ausarbeitung eines Gemeinschaftsakts zur Durchfiihrung die-
ses Vertrags erfordern.

Artikel 20 b

Das Europöische Parlament kann bei der Er/üllung seiner Aufgaben auf Antrag
eines Viertels seiner Mitglieder die Einsetzung eines nichtständigen Untersi-
chungsausschusses beschliefien, der unbeschadet der Befugnisse, die anderen
Organen oder Institutionen durch diesen Vertrag übertragen sind, behauptete
verstö$e gegen das Gerneinschaftsrecht oder Milistände bei der Anwendung- des-
s,elben prüft; dies gilt nicht, wenn ein Gericht mit den behaupteten Sachveihalten
befafit ist, solange das Gerichtsverfahren nicht abgeschlossen ist.

Mit der Vorlage seines Berichts hört der nichtständige (Jntersuchungsausschu$
auf zu bestehen.

Die Einzelheiten der Ausübung des (Jntersuchungsrechts werden vom Europöi-
schen Parlament, vom Rat und von der Kommission im gegenseitigen Einvemeh-
men festgelegt.

Artikel 20 c

Jeder Bürger der Union sowie jede natürliche oder juristische Person mit Wohn-
ort oder satzungsmäfigem Sitz in einem Mitgliedstaat kann allein oder zusam-
men mit anderen Bürgem oder Personen in Angelegenheiten, die in die Tritig-
keitsbereiche der Gemeinschaft fallen und die ihn oder sie unmittelbar betreffä,
eine Petition an das Europäische Parlament richten.

Artikel 20 d

Ia Dgs Earopäische Parlament ernennt einen Bürgerbeauftragten, der befugt ist,
Be_schwerden von iedem Bürger der Union oder von jeder natürlichen oder jiristi-
schen Person mit Wohnort oder satzungsmä$igem Sitz in einem Mitgliädstaat
über Mifistände bei der Tötigkeit der Organe oder Institutionen dei Gemein-
schaft, mit Ausnahme des Gerichtshofs und des Gerichts erster Instanz in Aus-
übung ihrer Rechtsprechungsbefugnisse, entgegenzunehrnen.

Der Bürgerbeauftragte ftihrt irn Rahmen seines Auftrags von sich aus oder auf-
grund von Beschwerden, die ihm unmittelbar oder über ein Mitglied des Europii-
schen Parlaments zugehen, (fnftrsuchungen durch, die er fi)r gerechtfertigt iött;
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dies gitt nicht, wenn die behaupteten Sachverhalte Gegenstand eines Gerichtsver-

fahrins sind oder waren. Hat der Bürgerbeauftragte einen MilSstand festgestellt,
so befaft er das betreffende Organ, das über eine Frist von drei Monaten ver-

fiigt, um ihm seine Stellungnahme zu übermitteln. Der Bürgerbeauftragte legt qn'
schliefiend dem Europtüschen Parlament und dem beffeffenden Organ einen Be-
richt vor. Der Beschwerde/tihrer wird über das Ergebnis dieser Untersuchungen
unterrichtet.

Der Bürgerbeauftragte legt dem Europäischen Parlament jährlich einen Bericht
über die Ergebnisse seiner Untersuchungen vor.

2. Der Bürgerbeauftragte wird nach jeder Wahl des Europäischen Parlarnents

fiir die Dauer der Wahlpeiode ernannt. Wiederernennung ist zulässig.

Der Bürgerbeauftragte kann auf Antrag des Europöischen Parlaments vorn Ge-
richtshoj seines Amtes enthoben werden, wenn er die Yoraussetzungen fir die
Ausübung seines Amtes nicht mehr ediillt oder eine schwere Verfehlung begangen
hat.

3. Der Bürgerbeauftragte übt sein Amt in völliger Unabhängigkeit aus. Er dad
bei der Erfiiüung seiner ffichten von keiner Stelle Anweisungen anfordern oder
entgegennehmen. Der Bürgerbeauftragte darf wöhrend seiner Amtszeit keine an-
dere entgeltliche oder unentgeltliche Berufstätigkeit ausüben'

4. Das Europäische Parlament legt nach Stellungnahme der Kommission und
nach mit quaffizierter Mehrheit erteilter Zustimmung des Rates die Regelungery
und allgemeinen Bedingungen /ür die Ausübung der Aufgaben des Bürgerbeauf-
tragten fest."

7. Artikel 2I Absatz 3 erhält folgende Fassung:

,,3. Das Europäische Parlament arbeitet Entwürfe für allgemeine unmittelbare
lTahlen nach einem einheitlichen Vedahren in allen Mitgliedstaaten aus.

Der Rat erlößt nach Zustimmung des Europäischen Parlaments, die mit der
Mehrheit seiner Mitglieder erteilt wird, einstimmig die entsprechenden Bestim-
mungen und emp/iehlt sie den Mitgliedstaaten zur Annahme gemä13 ihren vedas-
s un g s re ch t lich en Vo rs c hrift e n. "

8. Artikel 24 erhält folgende Fassung:

Das Europöische Parlament
der ihm von der Kommission

,,Artikel 24

erörtert in öffentlicher Sitzung den Gesamtbericht,
vorgelegt wird.
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Wird wegen der Tätigkeit der Kommission ein Mifttrauensantrag eingebracht, so
darf das Europäische Parlament nicht vor Ablauf von drei Tagen nach seiner
Einbringung und nur in offener Abstimmung darüber entscheiden.

Wird der Mifitrauensantrag mit der Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen
Stimmen und mit der Mehrheit der Mitglieder des Europöischen Parlaments an-
genommen, so rnüssen die Mitglieder der Kommßsion geschlossen ihr Amt nie-
derlegen. Sie ftihren die laufenden Geschäfte bis zur Ernennung ihrer Nachfolger
gemöfi Artikel 10 weiter. In diesem Fall endet die Amtszeit der als Nachfolger er-
nannten Mitglieder der Kommission zu dem Zeitpunkt, zu dem die Amtszeit der
geschlossen zur Amtsniederlegung verpflichteten Mitglieder der Kommission ge-
endet hötte."

9. Folgende Artikel werden eingefügt:

,,Artikel 27

Der Rat besteht aus je einem Vertreter jedes Mitgliedstaats auf Ministerebene,
der befugt ist, fir die Regierung des Mitgliedstaats verbindlich zu handeln.

Der Yorsitz im Rat wird von den Mitgliedstaaten nacheinander fur je sechs Mo-
nate wahrgenommen, und zwar in folgender Reihenfolge der Mitgliedstaaten:

- während einer ersten Periode von sechs Jahren: Belgien, Dänemark, Deutsch-
land, Griechenland, Spanien, Franloeich, Irland, Italien, Luxemburg, Nie-
derlande, Portugal, Vereinigtes Königreich ;

- während der folgenden Periode von sechs Jahren: Dönemark, Belgien, Grie-
chenland, Deutschland, Frankreich, Spanien, Italien, Irland, Niederlande,
Luxemburg, Vereinigtes Königreich, Portugal.

Artikel 27 a

Der Rat wird von seinem Präsidenten aus eigenem Entschlu$ oder auf Antrag ei-
nes seiner Mitglieder oder der Kommission einberufen."

10. Folgende Artikel werden eingefügt:

,,Artikel 29

Der Rat setzt mit quali/izierter Mehrheit die Gehälter, Vergütungen und Ruhege-
hölterfiir den häsidenten und die Mitglieder der Kommission sowiefi)r den hä-
sidenten, die Richter, die Generalanwälte und den Kanzler des Gerichtshofs fest.
Er setzt mit derselben Mehrheit alle sonstigen als Entgelt gezahlten Vergütungen
fest.
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Artikel 30

t. Ein Ausschufi, der sich aus den Ständigen Vertretern der Mitgliedstaaten zu-
sarnrnensetz4 hat die Aufgabe, die Arbeiten des Rates vorzubereiten und die ihm
vom Rat übertragenen Auftröge auszufihren.

2. Der Rat wird von einem Generalsekretariat unterstützt, das einem General-
sekretör untersteht. Der Generalsekretär wird vom Rat durch einstimmigen Be-
schlufi ernannt.

Der Rat entscheidet über die Organisation des Generalsekretaiats.

3. Der Rat gibt sich eine Geschöftsordntng."

ll. Artikel 32 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 32

Der Geichtshof besteht aus dreizehn Richtern.

Der Gerichtshof tagt in Vollsitzungen. Er kann jedoch aus seiner Mitte Kammern
mit je drei oder fiinf Richtern bilden, die bestimmte vorbereitende Aufgaben erle-
digen oder bestimmte Gruppen von Rechtssachen entscheiden; hier/iir gehen die
Vorschriften einer besonderen Regelung.

Der Gerichtshof tagt in Vollsitzungen, wenn ein Mitgliedstaat oder ein Organ der
Gemeinschaft als Partei des Verfahrens dies verlangt.

Auf Antrag des Gerichtshofs kann der Rat einstimmig die Zahl der Richter er-
höhen und die erforderlichen Anpassungen der Absötze 2 und 3 und des Arti-
kels 32 b Absatz 2 vornehmen."

12. Artikel 32 d erhillt folgende Fassung:

,,Artikel 32 d

I. Dem Geichtshof wird ein Geicht beigeordnet, das /iir Entscheidungen über
einzelne, nach Absatz 2 festgelegte Gruppen von Klagen im ersten Rechtszug zu-
ständig ist und gegen dessen Entscheidungen ein auf Rechtsfragen beschränktes
Rechtsmittel beim Gerichtshof nach Mafigabe der Satzung eingelegt werden
kann. Das Gericht erster Instanz ist nicht für Yorabentscheidungen nach Arti-
kel 4l zaständig.

2. Auf Antrag des Gertchtshofs und nach Anhörung des Europöischen Parla-
ments und der Kommission legt der Rat einstimmig die Gruppen von Klagen im
Sinne des Absatzes I und die Zusamrnensetzung des Gerichts erster Instanz fest
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und beschlieft die Anpassungen und ergänzenden Bestimmungen, die in bezug
auf die Satzung des Gertchtshofs notwendig werden. Wenn der Rat nichts ande-
res beschliefit, finden die den Gerichtshof betreffenden Bestimmangen dieses Ver-
trags und insbesondere die Bestimmungen des hotokolls über die Satzung des
Gerichtshofs auf das Gericht erster fnstunz Anwendung.

3. Zu Mitgliedern des Gerichts erster Instanz sind Personen auszuwöhlen, die
jede Gewähr fir Unabhöngigkeit bieten und über die Beftihigung zur Ausübung
richterlicher Tötigkeiten verfiigen; sie werden von den Regierungen der Mitglied-
staaten im gegenseitigen Einvemehmen fir sechs Jahre ernannt. AlIe drei Jahre
wird das Gericht teilweise neu besetzt. Die Wiederernennung ausscheidender Mit-
glieder ist zulössig.

4. Das Gericht erster Instanz erlöfit seine Verfahrensordnung im Einvernehmen
mit dem Gerichtshof. Sie bedarf der einstimmigen Genehmigung des Rates."

13. Artikel 33 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 33

Der Gerichtshof ist fiir die Entscheidung über Nichtigkeitsklagen zuständig, die
ein Mitgliedstaat oder der Rat gegen Entscheidungen und Empfehlungen der
Kommission wegen Unzuständigkeit, Yerletzung wesentlicher Formvorschriften,
verletzung des Yertrags oder irgmdeiner bei seiner Durchfihrung anzuwenden-
den Rechtsnorrn oder wegen Ermessensmifibrauchs erhebt. Die Nachprüfung
durch den Gerichtshof dad sich jedoch nicht auf die würdigung der aus den wirt-
schaftlichen Tatsachen oder amsfinden sich ergebenden Gesamtlage erstrecken,
die zu den angefochtenen Entscheidungen oder Empfehlungen gefiihrt hat, es sei
denn, dafi der Kommission der Vorwurf gemacht wird, sie habe ihr Ermessen
mifibraucht oder die Bestimmungen des Yertrags oder irgendeiner bei seiner
Durchfihrung anzuwendenden Rechtsnorm offensichtlich verkannt.

Die Unternehrnen oder die in Artikel4S genanntm Yerbönde können unter den-
selben Bedingungen Klage gegen die sie individuell betreffenden Entscheidungen
und Empfehlungen oder gegen die allgemeinen Entscheidungen und Empfehlun-
gen erheben, die nach ihrer Ansicht einen Ermessensmifbrauch ihnen gegenüber
darstellen.

Die in den Absötzen I und 2 dieses Artikels genannten Klagen sind innerhalb
eines Monats nach Zustellung der individuellen Entscheidung oder Empfehlung
oder nach Veröffentlichung der allgerneinen Entscheidung oder Empfehlung zu
erheben.

Der Gerichtshof ist unter den gleichen
Europäischen Parlaments, die auf die
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Voraussetzungen zustöndig fiir Klagen des
Wahrung seiner Rechte abzielen."
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14. Folgendes Kapitel wird eingefügt:

,,KAPITEL V

Der Rechnungshof

Artikel 45 a

Der Rechnungshof nimmt die Rechnungspnifuns wahr.

Artikel 45 b

l. Der Rechnungshof besteht aus zwölf Mitgliedern.

2. Zu Mitgliedern des Rechnungshofs sind Persönlichkeiten auszuwöhlen, die in
ihren Ländern Rechnungsprüfungsorganen angehören oder angehört haben oder
die fi)r dieses Amt besonders geeignet sind. Sie müssen iede Gewähr filr Unab-
höngigkeit bieten.

3. Die Mitglieder des Rechnungshofs werden vom Rat nach Anhöntng des Euro-
pdischen Parlaments einstimmig auf sechs Jahre ernannt.

Vier Mitglieder des Rechnungshofs, die durch Los bestimmt werden, erhalten ie-
doch bei der ersten Ernennung ein auf vier Jahre begrenztes Mandat.

Die Mitglieder des Rechnungshofs können wiederernannt werden.

Sie wöhlen aus ihrer Mitte den häsidenten des Rechnungshofs /iir drei Jahre.
Wiederwahl ist zulässig.

4. Die Mitglieder des Rechnungshofs üben ihre Tätigkeit in voller anabhöngig-
keit zum allgemeinen Wohl der Gemeinschaft aus.

Sie dürfen bei der Erfüllung ihrer Pflichten Anweisungen von einer Regierung
oder einer anderen Stelle weder anfordern noch entgegennehmen. Sie haben jede
Handlung zu unterlassen, die mit ihren Aufgaben unvereinbar ist.

5. Die Mitglieder des Rechnungshofs dürfen während ihrer Amtszeit keine an-
dere entgeltliche oder unentgeltliche Berufstätigkeit ausüben. Bei der Affiahme
ihrer Tötigkeit übemehmen sie die feierliche Verp/Iichtung, während der Aus'
übung und nach Ablauf ihrer Amtstötigkeit die sich aus ihrem Amt ergebenden
P/lichten zu effillen, insbesondere die Pflicht, bei der Annahme gewisser Tätig-
keiten oder Vorteile nach Ablauf dieser Tätigkeit ehrenhaft und zurückhaltend zu
sein.

6. Abgesehen von regelmöfiigen Neubesetzungen und von Todesfällen endet das
Amt eines Mitglieds des Rechnungshofs durch Rücktritt oder durch Amtsent-
hebung darch den Gerichnhof gemöfi Absatz 7.
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Für das ausscheidende Mitglied wird fi)r die verbleibende Amtszeit ein Nachfol-
ger ernannt.

AuJJer im Fall der Amtsenthebung bleiben die Mitglieder des Rechnungshofs bß
zur Neubesetzung ihres Sitzes im Amt.

7. Ein Mitglied des Rechnungshofs kann nur dann seines Arntes enthoben oder
seiner Ruhegehaltsansprüche oder anderer an ihrer Stelle gewährter Yergünsti-
gungen fir verlustig erklärt werden, wenn der Gerichtshof auf Antrag des Rech-
nungshofs feststellt, dafi es nicht mehr die erforderlichen Yoraussetzungen erfi)llt
oder den sich aus seinem Amt ergebenden Yerpflichtungen nicht mehr nach-
kommt.

8. Der Rat setzt mit quaffizierter Mehrheit die Beschäftigungsbedingungen fiir
den hösidenten und die Mitglieder des Rechnungshofs fest, insbesondere die Ge-
häher, Vergütungen und Ruhegehäher. Er setzt mit derselben Mehrheit alle son-
stigen als Entgelt gezahlten Vergütungen fest.

9. Die fi)r die Richter des Gerichtshofs geltenden Bestimmungen des hotokolls
über die Vorrechte und Befreiungen der Europöischen Gemeinschaften gelten
auch fiir die Mitglieder des Rechnungshofs.

Artikel 45 c

1. Der Rechnungshof prüft die Rechnung über alle Einnahmen und Ausgaben
der Gerneinschaft. Er prüft ebenfalls die Rechnung über alle Einnahmen und
Ausgaben jeder von der Gemeinschaft geschaffenen Einichtung, soweit der
Gründungsakt dies nicht ausschliefit.

Der Rechnungshof legt dem Europäischen Parlament und dem Rat eine ErHä-
rung über die Zuverlössigkeit der Rechnungsfihntng sowie die RechtmäJJigkeit
und Ordnungsmäfiigkeit der zugrundeliegenden Vorgänge vor.

2. Der Rechnungshof prüft die Rechtmö$igkeit und Ordnungsmägigkeit der in
Absatz 1 genannten Einnahmen und Ausgaben und überzeugt sich von der Wirt-
schaftlichkeit der Haushaltsführung.

Die Prüfung der Einnahmen erfolgt anhand der Feststellungen und der Zahlun-
gen der Einnahmen an die Gemeinschaft.

Die Präfung der Ausgaben erfolgt anhand der Mittelbindungen und der Zahlun-
gen.

Diese Prüfungen können vor Abschlufi der Rechnung des betreffenden Haushalts-
jahrs durchgefiihrt werden.

3. Die Pnifung wird anhand der Rechnungsunterlagen und erforderlichenfalls an
Ort und Stelle bei den anderen Organen der Gemeinschaft und in den Mitglied-
staaten durchgefiihrt. Die Prüfung in den Mitgliedstaaten erfolgt in Verbindung
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mit den einzelstaatlichen Rechnungsprüfungsorganen oder, wenn diese nicht über
die edorderliche Zustöndigkeit verfügen, mit den zuständigen einzelstaatlichen
Dienststellen. Diese Organe oder Dienststellen teilen dem Rechnungshof mit, ob
sie an der Prtifung teilzunehmen beabsichtigen.

Die anderen Organe der Gemeinschaft und die einzelstaatlichen Rechnungsprü-

fungsorgane oder, wenn diese nicht über die edorderliche Zuständigkeit verftigen,
die zuständigen einzelstaatlichen Dienststellen übermitteln dem Rechnungshof
auf seinen Antrag jede für die Effillung seiner Aufgabe erforderliche Unterlage
oder Information.

4. Der Rechnungshof erstattet nach Abschlufi eines jeden Haushaltsjahrs einen
Jahresbericht. Dieser Bericht wird den anderen Organen der Gemeinschaft vorge-
Iegt und im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften zusammen rnit den Ant-
worten dieser Organe auf die Bemerkungen des Rechnungshofs veröffentlicht.

Der Rechnungshof kann fenter jederzeit seine Bemerkungen zu besonderen Fra-
gen vorlegen, insbesondere in Form von Sonderberichten, und auf Antrag eines
der anderen Organe der Gemeinschaft Stellungnahmen abgeben.

Er nimmt seine jöhrlichen Berichte, Sonderberichte oder Stellungnahmen mit der
Mehrheit seiner Mitglieder an.

Er unterstützt das Earopäische Parlarnent und den Rat bei der Kontrolle der
Ausfihrung des Haushaltsplans.

5. Der Rechnungshof erstellt ferner jährlich einen gesonderten Bericht über die
OrdnungsmöJligkeit der Rechnungsvorgönge, die sich nicht auf die in Absatz I
genannten Ausgaben und Einnahmen beziehen, und des Finanzgebarens der
Komrnission hinsichtlich dieser Rechnungsvorgönge. Erfafit diesen Bericht spöte-
stens sechs Monate nach Schlufi des Haushaltsjahrs ab, auf das sich der Ab'
schlufi bezieht, und leitet ihn der Kommission und dem Rat zu. Die Kommission
übermittelt ihn dem Europäischen Parlament."

15. Artikel 78 c erhält folgende Fassung:

,,Artikel 78 c

Die Kommission fiihrt den Yenuahungshaushaltsplan nach der gemöfi Artikel
78 h festgelegten Haushaltsordnung in eigener Verantwortung im Rahmen der
zugewiesenen Mittel entsprechend den Grundsötzen der Wirtschaftlichkeit der
H au s h a I t sfiih rung aus.

Die Beteiligung der einzelnen Organe bei der Vornahme ihrer Ausgaben wird in
der Haushaltsordnung im einzelnen geregeh.

Die Kommission kann nach der gemöJ| Artikel 78 h festgelegten Haushaltsord-
nung Mittel von Kapitel zu Kapitel oder von Untergliederung zu Untergliederung
des Yerwahungshaushaltsplans übertragen. "
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16. Die Artikel 78 e und 78 f werden aufgehoben.

17. Artikel 78 g erhält folgende Fassung:

,,Artikel 78 g

I. Auf Empfehlung des Rates, der mit quaffizierter Mehrheit beschlie$t, erteilt
das Europäische Parlament der Kommission Entlastung zur Ausfühnung des Ver-
waltungshaushaltsplans. Zu diesem Zweck prüft es nach dem Rat die in Artikel
78 d genannte Rechnung und Übersicht sowie den Jahresbericht des Rechnungs-
hofs zusammen mit den Antworten der kontrollierten Organe auf dessen Berner-
kungen und die einschlägigen Sonderberichte des Rechnungshofs.

2. Das Europöische Parlament kann vor der Entlastung der Komrnission sowie
auch zu anderen Zwecken im Zusammenhang mit der Ausübung ihrer Haus-
haltsbefugnisse die Kommission auffordern, Aushtnft über die Vomahme der
Ausgaben oder die Arbeitsweise der Finanzkontrollsysteme zu erteilen. Die Kom-
mission legt dem Europäischen Parlament auf dessen Ersuchen alle notwendigen
Informationen vor.

3. Die Kommission trtffi alle zweckdienlichen Mafinahmen, um den Bemerkun-
gen in den Entlastungsbeschlüssen und anderen Bemerkungen des Europäischen
Parlaments zur Yornahme der Ausgaben sowie den Erlöuterungen, die den Ent-
lastungsempfehlungen des Rates beigefügt sind, nachzukommen.

Auf Ersuchen des Europöischen Parlaments oder des Rates erstattet die Kom-
mission Bericht über die Ma/lnahmen, die aufgrund dieser Bemerkungen und Er-
löuterungen getroffen wurden, insbesondere über die Weisungen, die den fir die
Ausfi)hrung des Verwaltungshaushaltsplans zuständigen Dienststellen erteilt wor-
den sind. Diese Berichte sind auch dem Rechnungshof zuzuleiten."

18. Artikel 78 h erhält folgende Fassung:

,,Artikel 78 h

Der Rat legt einstimmig auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des
Europöischen Parlaments und Stellungnahme des Rechnungshofs folgendes fest:

a) die Haushaltsordnung, in der insbesondere die Aufstellung und Ausfihrung
des Yerwahungshaushaltsplans sowie die Rechnungslegung und Rechnungs-
prüfung im einzelnen geregelt werden;

b) die Einzelheiten und das Vedahren, nach denen die Haushaltseinnahmen, die
in der Regelung über die Eigenmittel der Gemeinschaften vorgesehen sind, der
Kommission zur Yer/iigung gestellt werden, sowie die Mafinahrnen, die zu
treffen sind, um gegebenenfalls die erforderlichen Kassenmittel bereitzustel-
len;
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c) die Vorschriften über die Yerantwortung der Finanzkontrolleure, der anwei-
sungsbefugten Personen und der Rechnungsführer sowie die entsprechenden
Kontrollmafrnahmen."

19. Folgender Artikel wird eingefügt:

,,Artikel 78 i

Zur Bekärnpfung von Betrügereien, die sich gegen die /inanziellen Interessen der
Gemeinschaft richten, ergreifen die Mitgliedstaaten die gleichen MatJnahmen, die
sie auch zur Bekömpfung von Betrügereien ergreifen, die sich gegen ihre eigenen

finanziellen Interessen richten.

Die Mitgliedstaaten koordinieren unbeschadet der sonstigen Bestimmungen die-
ses Yertrags ihre Tätigkeit zum Schutz der /inanziellen Interessen der Gemein-
schaft vor Betrügereien. Sie sorgen zu diesem Zweck mil anturstützung der Kom-
mission fir eine enge, regelmöfiige Zusammenarbeit zwßchen den zuständigen
Diensts tellen ihrer Behörden. "

2O. Artikel 79 Buchstabe a erhält folgende Fassung:

,,a) Dieser Yertrag /indet auf die Färöer keine Anwendung."

21. Die Artikel 96 und 98 werden aufgehoben.
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BESTIMMUNGEN ZUR
ANDERUNG DES VERTRAGS

ZIJR GRÜNDUNG
DER EUROPAISCHEN

ATOMGEMEINSCHAFT

Artikel I

Der Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft wird nach Maßgabe
dieses Artikels geändert.

l. Artikel 3 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 3

I. Die der Gemeinschaft zugewiesenen Aufgaben werden durch folgende Organe
wahrgenommen:

_ CiN EUROPÄTSCHES PARLAMENT;

- einen RAT;

- eine KOMMISSION;

- einen GERICHTSHOF;

- einen RECHNANGSHOF.

fedes Organ handelt nach Mafigabe der ihm in diesern Yertrag zugewiesmen
Befugnisse.

2. Der Rat und die Kommission werden von einem lAirtschafts- und Sozialaus-
schuf mit beratender Aufgabe unterstützt."
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2. Folgende Artikel werden eingefügt:

,,Artikel 107 a

Das Europöische Parlament kann mit der Mehrheit seiner Mitglieder die Kom-
mission auffordern, geeignete Yorschlöge zu Fragen zu unterbreiten, die nach
seiner Auffassung die Ausarbeitung eines Gemeinschafuakts zur Durchfiihrung
dieses Yertrags edordem.

Artikel 107 b

Das Europöische Parlament kann bei der Erfiillung seiner Aufgaben auf Antrag
eines Viertels seiner Mitglieder die Einsetzung eines nichtstöndigen Unter-
suchungsausschusses beschliefen, der unbeschadet der Befugnisse, die anderen
Organen oder Institutionen durch diesen Yertrag übertragen sind, behauptete
YerstöSe gegen das Gemeinschaftsrecht oder Mifistände bei der Anwendung des-
selben prüft; dies gilt nicht, wenn ein Gericht mit den behaupteten Sachverhalten
befafit ist, solange das Gerichtsverfahren nicht abgeschlossen ist.

Mit der Yorlage seines Berichts hört der nichtstöndige Untersuchungsausschufi
auf zu bestehen.

Die Einzelheiten der Ausübung des anrcrsuchungsrechts werden vom Europöi-
schen Parlament, vorn Rat und von der Kommission im gegenseitigen Einverneh-
men festgelegt.

Artikel 107 c

Jeder Bürger der Union sowie jede natürliche oder juristische Person mit Wohn-
ort oder satzungsmäJJigem Sitz in einem Mitgliedstaat kann allein oder zusam-
men mit anderen Bürgern oder Personen in Angelegenheiten, die in die Tötig-
keitsbereiche der Gemeinschaft fallm und die ihn oder sie unmittelbar betreffen,
eine Petition an das Europäische Parlament richten.

Artikel 107 d

I. Das Europößche Parlament ernennt einen Bürgerbeauftragten, der befugt ist,
Beschwerden vonjedem Bürger der Union oder vonjeder nanirlichen oderjurtsfi-
schen Person mit Wohnort oder satzungsmöfiigem Sitz in einem Mitgliedstaat
über MiBstände bei der Tdtigkeit der Organe oder Institutionen der Gemein-
schaft, mit Ausnahme des Gertchtshofs und des Geichts erster Instanz in Aus-
übung ihrer Rechtsprechungsbefugnßse, entgegenzunehmen.

Der Bürgerbeauftragte fihrt im Rahmen seines Auftrags von sich aus oder auf-
grund von Beschwerden, die ihm unmittelbar oder über ein Mitglied des Europöi-
schen Parlarnents zugehen, Antursuchungen durch, die er fi)r gerechtfertigt hölt;
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dies gilt nicht, wenn die behaupteten Sachverhalte Gegenstand eines Gertchtsver-
fahrens sind oder waren. Hat der Bürgerbeauftragte einen Mifistand festgestellt,
so befafit er das betreffende Organ, das über eine Frist von drei Monaten ver-
fiigt, um ihm seine Stellungnahme zu übermitteln. Der Bürgerbeauftragte legt an-
schliefrend dem Europöischen Parlament und dem betreffenden Organ einen Be-
richt vor. Der Beschwerdeffihrer wird über das Ergebnis dieser Untersuchungen
unterrichtet.

Der Bürgerbeauftragte legt dem Europöischen Parlament jöhrlich einen Bericht
über die Ergebnisse seiner Untersuchungen vor.

2. Der Bürgerbeauftragte wird nach jeder Wahl des Europäischen Parlaments
für die Dauer der Wahlperiode ernannt. Wiederernennung ist zulässig.

Der Bürgerbeauftragte kann auf Antrag des Europäischen Parlaments votn Ge-
richtshof seines Amtes enthoben werden, wenn er die Voraussetzungen /iir die
Ausübung seines Amtes nicht mehr erfiillt oder eine schwere Yedehlung begangen
hat.

3. Der Bürgerbeauftragte übt sein Amt in völliger Unabhängigkeit aus. Er darf
bei der Ed[illung seiner Pflichten von keiner Stelle Anweisungen anfordem oder
entgegennehmen. Der Bürgerbeauftragte dad während seiner Amtszeit keine an-
dere entgeltliche oder unentgeltliche Berufstätigkeit ausüben.

4. Das Europäische Parlament legt nach Stellungnahme der Kommission und
nach mit qualiJizierter Mehrheit erteilter Zustimmung des Rates die Regelungen
und allgemeinen Bedingungen fiir die Ausübung der Aufgaben des Bürgerbeauf-
tragten fest."

3. Artikel 108 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

,,3. Das Europäische Parlament arbeitet Entwüde fiir allgemeine unmittelbare
lAahbn nach einem einheitlichen Verfahren in allen Mitgliedstaaten aus.

Deq Rat erlößt nach Zustimmung des Europäischen Parlaments, die mit der
Mehrheit seiner Mitglieder erteilt wird, einstimmig die entsprechenden Bestim-
mungen und empfiehh sie den Mitgliedstaaten zur Annahme gemöfi ihren verfas-
sung s re ch tli ch e n Vors ch rift en. "

4. Artikel 114 Absatz 2 wird durch folgenden Satz ergänzt:

,,fn diesem Fall endet die Amtszeit der als Nachfolger ernannten Mitglieder der
Kornmission zu dern Zeitpunkt, zu dem die Amtszeit der geschlossen zul Arnts-
niederlegung verpflichteten Mitglieder der Kommission geendet hätte."
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5. Folgende Artikel werden eingefügt:

,,Artikel 116

Der Rat besteht aus je einem Yertreter jedes Mitgliedstaats auf Ministerebene,
der befugt ßt, fiir die Regierung des Mitgliedstaats verbindlich zu handeln.

Der Vorsitz im Rat wird von den Mitgliedstaaten nacheinander für je sechs
Monate wahrgenommen, und zwar in folgender Reihenfolge der Mitgliedstaaten:

- während einer ersten Periode von sechs Jahren: Belgien, Dänemark, Deutsch-
land, Griechenland, Spanien, Frankreich, Irland, Italien, Luxemburg, Nie-
derlande, Portugal, Vereinigtes Königreich ;

- wöhrend der folgenden Periode von sechs Jahren: Dänemark, Belgien, Grie-
chenland, Deutschland, Franlcreich, Spanien, Italien, Irland, Niederlande,
Luxernburg, Yereinigtes Königreich, Portugal.

Artikel I 17

Der Rat wird von seinem Prdsidenten aus eigenem Entschlufi oder auf Antrag
eines seiner Mitglieder oder der Kommission einberufen."

6. Folgender Artikel wird eingefügt:

,,Artikel 121

I. Ein Ausschufi, der sich aus den Stöndigen l/ertretern der Mitgliedstaaten zu-
sammensetzt, hat die Aufgabe, die Arbeiten des Rates vorzubereiten und die ihm
vom Rat übertragenen Aufträge auszuJiihren.

2. Der Rat wird von einem Generalsekretariat unterstützt, das einern Generalse-
kretör untersteht. Der Generalsekretör wird vom Rat durch einstirnrnigen
Beschlufi ernannL

Der Rat entscheidet über die Organisation des Generalsekretariats.

3. Der Rat gibt sich eine Geschciftsordnung."
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7. Folgender Artikel wird eingefügt:

,,Artikel 123

Der Rat setzt mit qualifizierter Mehrheit die Gehölter, Yergütungen und Ruhege'
hälterfär den häsidenten und die Mitglieder der Kommission sowiefiir dery hö-
sidenten, die Richter, die Generalanwälte und den Kanzler des Gerichtshofs fest.
Er setzt rnit derselben Mehrheit alle sonstigen als Entgelt gezahlten Vergütungen

fest."

8. Folgende Artikel werden eingefügt:

,,Artikel 125

Die Kommission veröffentlicht jährlich, und zwar spätestens einen Monat vor Be-
ginn der Sitzungsperiode des Europöischen Parlaments, einen Gesamtbericht
über die Tötigkeit der Gemeinschaft.

Artikel 126

I. Die Kommission besteht aus siebzehn Mitgliedern, die aufgntnd ihrer allge'
rneinen Beftihigung ausgewöhlt werden und volle Gewähr ft)r ihre Unabhöngiy-
keit bieten müssen.

Die Zaht der Mitglieder der Kommission kann vom Rat einstimmig geändert
werden.

Nur Staatsangehörige der Mitgliedstaaten H)nnen Mitglieder der Kommission
sein.

Der Kommission mu!3 mindestens ein Staatsangehöriger jedes Mitgliedstaats an'
gehören, jedoch dürfen nicht mehr als zwei Mitglieder der Kommission dieselbe
S taats angehörig keit besitz en.

2. Die Mitglieder der Kommission üben ihre Tätigkeit in voller anabhöngigkeit
zum allgemeinen Wohl der Gemeinschaft aus.

Sie dürfen bei der Edüllung ihrer Pflichten Anweisungen von einer Regierung
oder eiier anderen Stelle weder anfordern noch entgegennehmen. Sie haben jede

Handlung zu unterlassen, die mit ihren Aufgaben unvereinbar ist. Jeder Mit'
gliedstaai verpflichtet sich, diesen Grandsatz zu achten und nicht zu versuchm,
äte Aitgtieaer der Kornmission bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu beeinflussen.

Die Mitglieder der Kommission düden wöhrend ihrer Arntszeit keine andere ent-
geltliche oder unentgeltliche Berufstötigkeit ausüben. Bei der Aufnahme ihrer Tli--
iigkeit übernehmen sie die feierliche Yerpflichtung, während der Ausübung und
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nach Ablauf ihrer Amtstötigkeit die sich aus ihrem Amt ergebenden Pflichten zu
erfüllen, insbesondere die Pflicht, bei der Annahme gewisser Tätigkeiten oder
Yorteile nach Ablauf dieser Tätigkeit ehrenhaft und zurückhaltend zu sein. Wer-
den diese Pflichten verletzt, so kann der Gerichtshof auf Antrag des Rates oder
der Kommission das Mitglied je nach Lage des Falles gemäf Artikel 129 seines
Amtes entheben oder ihm seine Ruhegehaltsansprüche oder andere an ihrer
Stelle gewöhrte Vergünstigungen aberkennen.

Artikel 127

1. Die Mitglieder der Kommission werden, gegebeneffills vorbehaltlich des Arti-
kels 114, nach dem Verfahren des Absatzes 2fiir eine Amtszeit vonfiinf Jahren
ernannt.

Wiederernennung ist zulässig.

2. Die Regierungen der Mitgliedstaaten benennen nach Anhörung des Europäi-
schen Parlaments im gegenseitigen Einvernehmen die Persönlichkeit, die sie zurn
Kommissionspräsidenten zu ernennen beabsichtigen.

Die Regierungen der Mitgliedstaaten benennen in Konsultation mit dem benann-
ten Prösidenten die übrtgen Persönlichkeiten, die sie zu Mitgliedern der Kommis-
sion zu ernennen beabsichtigen.

Der Prösident und die übrtgen Mitglieder der Kommission, die auf diese weise
benannt worden sind, stellen sich als Kollegium einem Zustimmungsvotum des
Europöischen Parlaments. Nach Zustimmung des Europäischen Parlarnents wer-
den der häsident und die übrigen Mitglieder der Kornmission von dm Regierun-
gen der Mitgliedstaaten im gegenseitigen Einvernehmen ernannt.

3. Die Absötze I und 2 finden erstmals auf den Präsidenten und die übrigen
Mitglieder der Kommission Anwendung, deren Amtszeit am 7. Januar 1995 be-
ginnt.

Der Prösident und die übrigen Mitglieder der Kommission, deren amtszeit am
7. Januar 1993 beginnt, werden von den Regientngen der Mitgliedstaaten im ge-
genseitigen Einvernehmen ernannt. Ihre Amtszeit endet am 6. Januar 1995.

Artikel 128

Abgesehen von den regelmäSigen Neubesetzungen und von Todesfällen endet das
Amt eines Mitglieds der Kommission durch Rücktitt oder Amtsenthebung.

Für das ausscheidende Mitglied wird fir die verbleibende Amtszeit von den Re-
gieryngen der Mitgliedstaaten im gegenseitigen Einvernehmen ein neues Mitglied
emannt. Der Rat kann einstimmig entscheiden, für diese Zeit einen Nachfolger
nicht zu ernennen.
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Bei Rücktritt, Amtsenthebung oder Tod des häsidenten wirdfir die verbleibende
Amtszeit ein Nachfolger ernannt. Für die Ersetzung findet das Yedahren des
Artikels 127 Absatz 2 Anwendung.

Auger im Fall der Amtsenthebung nach Artikel 129 bleiben die Mitglieder der
Kommission bis zur Neubesetzung ihres Sitzes im Amt.

Artikel 129

Jedes Mitglied der Kommission, das die Voraussetzungen Jtir die Ausübung sei-
nes Amtes nicht mehr erfiillt oder eine schwere Vedehlung begangen hat, kann
auf Antrag des Rates oder der Kommission durch den Gertchtshof seines Amtes
enthoben werden.

Artikel 130

Die Kommission kann aus ihrer Mitte einen oder zwei Yizeprösidenten ernennm.

Artikel 131

Der Rat und die Kommission ziehen einander zu Rate und regeln einvernehmlich
die Art und Weße ihrer Zusammenarbeit.

Die Kommission gibt sich eine Geschöftsordnung, um ihr ordnungsgemöfes Ar-
beiten und das ihrer Dienststellen nach Mafgabe dieses Vertrags zu gewährlei-
sten. Sie sorgt frir die Yeröffentlichung dieser Geschäftsordnung.

Artikel 132

Die Beschlüsse der Kommission werden mit der Mehrheit der in Artikel 126
bestirnmten Anzahl ihrer Mitglieder gefafit.

Die Kommission knnn nur dann wirlesam tagen, wmn die in ihrer Geschöftsord-
nung festgesetzte Anzahl von Mitgliedern anwesend ist."

9. Artikel 133 wird aufgehoben.

10. Artikel 137 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 137

Der Gerichtshof besteht aus dreizehn Richtern.
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Der Gerichtshof tagt in Yollsitzungen. Er kann jedoch aus seiner Mitte Kammern
mit ie drei oderfünf Richtern bilden, die bestimmte vorbereitende Aufgaben erle-
digen oder bestimmte Gruppen von Rechtssachen entscheiden; hierJiir gehen die
Yorschriften einer besonderen Regelung.

Der Geichtshof tagt in Yollsitzungen, wenn ein Mitgliedstaat oder ein Organ der
Gemeinschaft als Partei des Yerfahrens dies verlangt.

Auf Antrag des Gerichtshofs kann der Rat einstimmig die Zahl der Richter erhö-
hen und die edorderlichen Anpassungen der Absätze 2 und 3 und des Artikels
139 Absatz 2 vornehmen."

ll. Artikel 140 a erhält folgende Fassung:

,,Artikel 140 a

1. Dem Gerichtshof wird ein Gericht beigeordnet, das fiir Entscheidungen über
einzelne, nach Absatz 2 festgelegte Gruppen von Klagen im ersten Rechtszug zu-
ständig ßt und gegen dessen Entscheidungen ein auf Rechtsfragen beschränktes
Rechtsmittel beim Gerichtshof nach Mafigabe der Satzung eingelegt werden
kann. Das Gericht erster Instanz ist nicht fir Yorabentscheidungen nach Artikel
150 zustöndig.

2. Auf Antrag des Gerichtshofs und nach Anhöntng des Europöischen Parla-
ments und der Kommission legt der Rat einstimmig die Gruppen von Klagen im
Sinne des Absatzes I und die Zusammensetzung des Gerichts erstur fnstunz fest
und beschliefit die Anpassungen und ergönzenden Bestimmungen, die in bezug
auf die Satzung des Gerichtshofs notwendig werden. Wenn der Rat nichts ande-
res beschlieft, /inden die den Gerichtshof betreffenden Bestimmungen dieses Ver-
trags und insbesondere die Bestimmungen des hotokolls über die Satzung des
Gerichtshofs auf das Gericht erstur fnstunz Anwendung.

3. Zu Mitgliedern des Gerichts erstur fnstunz sind Personen auszuwöhlen, die
jede Gewöhr fir anabhöngigkeit bieten und über die Bertihigung zur Ausübung
richterlicher Tötigkeiten vedügm; sie werden von den Regierungen der Mitglied-
staaten im gegenseitigen Einvernehmen fiir sechs Jahre ernannt. Alle drei Jahre
wird das Gericht teilweise neu besetzt. Die Wiederernennung ausscheidender Mit-
glieder ist zukissig.

4. Das Gericht erster Instanz erlöft seine Yerfahrensordnung im Einvernehmen
mit dem Gerichtshof. Sie bedarf der einstimmigen Genehmigung des Rates."
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12. Artikel 143 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 143

I. Stellt der Gerichtshoffest, datJ ein Mitgliedstaat gegen eine Verpflichtung aus
diesem Vertrag verctofen hat, so hat dieser Staat die Ma$nahmen zu ergreifen,
die sich aus dem Urteil des Gerichtshofs ergeben.

2. Hat nach Auffassung der Kornrnission der betreffende Mitgliedstaat diese
Mafinahmen nicht ergriffen, so gibt sie, nachdem sie ihm Gelegenheit zur Autle-
ntng gegeben hat, eine mit Gründen versehene Stellungnahme ab, in der sie auf-

führt, in welchen htnkten der betreffende Mitgliedstaat dem Urteil des Gerichts-
hofs nicht nachgekommen ist.

Hat der betreffende Mitgliedstaat die Mafinahmen, die sich aus dem Urteil des
Gerichtshofs ergeben, nicht innerhalb der von der Komrnission gesetzten Frist ge-
troffen, so kann die Kommission den Gerichtshof anrufen. Hierbei benennt sie
die Höhe des von dem betrefenden Mitgliedstaat zu zahlenden Pauschalbetrags
oder Zwangsgelds, die sie den Umstönden nach für angemessen hölt.

Stellt der Gerichtshof fest, dafr der betreffende Mitgliedstaat seinem Urteil nicht
nachgekommen ist, so kann er die Zahlung eines Pauschalbetrags oder Zwangs-
gelds verhängen.

Dieses Vedahren Iäfit den Artikel 142 unberührt."

13. Artikel 146 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 146

Der Gerichtshof überuacht die Rechtmöfigkeit der Handlungen des Rates oder
der Kommission, soweit es sich nicht um Empfehlungen oder Stellungnahmen
handelt, und der Handlungen des Europäischen Parlaments mit Rechtswirkung
gegenüber Dritten.

Zu diesem Zweck ist der Gerichtshoffür Klagen zustöndig, die ein Mitgliedstaat,
der Rat oder die Kommission wegen Unzustöndigkeit, Yerletzung wesentlicher
Formvorschrtften, Yerletzung dieses Vertrags oder einer bei seiner DurchJührung
anzuwendenden Rechtsnorm oder wegen Ermessensmifibrauchs erhebt.

Der Gerichtshof ist unter den gleichen Voraussetzungen zuständig fiir Klagen des
Europäischen Parlaments, dle auf die Wahrung seiner Rechte abzielen.

Jede natürliche oder juristische Person kann unter den gleichen Voraussetzungen
gegen die an sie ergangenen Entscheidungen sowie gegen diejenigen Entschei-
dungen Klage erheben, die, obwohl sie als Yerordnung oder als eine an eine an-
dere Person gerichtete Entscheidung ergangen sind, sie unrnittelbar und indivi-
duell betreffen.
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Die in diesetn Artikel vorgesehenen Klagen sind binnen zwei Monaten zu erhe-
ben; diese Frist läuft je nach Lage des Falles von der Bekanntgabe der betrefen-
den Handlung, ihrer Mitteilung an den Klöger oder in Ermangelung dessen von
dem Zeitpunkt an, zu dern der Klöger von dieser Handlung Kenntnis erlangt
hat."

14. Folgender Abschnitt wird eingefügt:

,,ABSCHNITT Y

Der Rechnungshof

Artikel 160 a

Der Rechnungshof nimmt die Rechnungspnifuns wAhr.

Artikel 160 b

l. Der Rechnungshof besteht aus zwölf Mitgliedern.

2. Zu Mitgliedern des Rechnungshofs sind Persönlichkeiten auszuwöhlen, die in
ihren Löndern Rechnungsprüfungsorganen angehören oder angehört haben oder
die für dieses Amt besonders geeignet sind. Sie müssen jede Gewöhr /iir Unab-
hängigkeit bieten.

3. Die Mitglieder des Rechnungshofs werden vom Rat nach Anhörung des Euro-
pöischen Parlaments einstimmig auf sechs Jahre ernannt.

Yier Mitglieder des Rechnungshofs, die durch Los bestimmt werden, erhalten je-
doch bei der ersten Ernennung ein auf vier Jahre begrenztes Mandat.

Die Mitglieder des Rechnungshofs können wiederernannt werden.

sie wöhlen aus ihrer Mitte den Prösidenten des Rechnungshofs fir drei Jahre.
lTiederwahl ist zuldssig.

4. Die Mitglieder des Rechnungshofs üben ihre Tätigkeit in voller Unabhängig-
keit zum allgemeinen Wohl der Gemeinschaft aus.

Sie düden bei der Ediillung ihrer Pflichten Anweisungen von einer Regierung
oder einer anderen Stelle weder anfordern noch entgegennehmen. Sie haben jede
Handlung zu unterlassen, die mit ihren Aufgaben unvereinbar ist.

5. Die Mitglieder des Rechnungshofs dürfen wöhrend ihrer Amtszeit keine an-
dere entgeltliche oder unentgeltliche Berufstätigkeit ausüben. Bei der Aufnahme
ihrer Tätigkeit übernehmen sie die feierliche Yerpflichtung, während der Aus-

t t4



Titel IV

übung und nach Ablauf ihrer Amtstätigkeit die sich aus ihrem Amt ergebenden

ffichten zu erfiillen, insbesondere die Pflicht, bei der Annahme gewisser Tätig-
keiten oder Yorteile nach Ablauf dieser Tötigkeit ehrenhaft und zurückhaltend zu
sein.

6. Abgesehen von regelmäfiigen Neubesetzungen und von Todesfällen endet das
Amt eines Mitglieds des Rechnungshofs durch Rücktritt oder durch Amtsenthe-
bung durch den Gertchtshof gemö$ Absatz 7.

Für das ausscheidende Mitglied wird für die verbleibende Amtszeit ein Nachfol-
ger ernonnt.

Auger im Fall der Amtsenthebung bleiben die Mitglieder des Rechnungshofs bß
zur Neubesetzung ihres Sitzes im Amt.

7. Ein Mitglied des Rechnungshofs kann nur dann seines Amtes enthoben oder
seiner Ruhegehaltsansprüche oder anderer an ihrer Stelle gewöhrter Vergünsti-
gangen fiir verlustig erklört werden, wenn der Gerichtshof auf Antrag des Rech'
nungshofs feststellt, daf es nicht mehr die erforderlichen Voraussetzungen erfiillt
oder den sich aus seinem Amt ergebenden Verpflichtungen nicht mehr nach-
kommt.

8. Der Rat setzt mit qualifizierter Mehrheit die Beschtiftigungsbedingungen /tir
den Prösidenten und die Mitglieder des Rechnungshofs fest, insbesondere die Ge-
höher, Vergütungen und Ruhegehälter. Er setzt mit derselben Mehrheit alle son-
stigen als Entgelt gezahhen Vergütungen fest.

9. Die für die Richter des Gerichtshofs geltenden Bestirnmungen des Protokolls
über die Vorrechte und Befreiungen der Europäischen Gemeinschaften gelten
auch Jär die Mitglieder des Rechnungshofs.

Artikel 160 c

I. Der Rechnungshof prüft die Rechnung über alle Einnahmen und Ausgaben
der Gemeinschaft. Er prüft ebeffills die Rechnung über alle Einnahmen und
Ausgaben jeder von der Gemeinschaft geschaffenen Einichtung, soweit der
Gründungsakt dies nicht ausschliefit.

Der Rechnungshof legt dem Europtiischen Parlament und dem Rat eine Erklä-
rung über die Zuverlässigkeit der Rechnungsführung sowie die Rechtrnäfiigkeit
und Ordnungsmäfiigkeit der zugrandeliegenden Vorgänge vor.
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2. Der Rechnungshof pnift die Rechtmöfiigkeit und Ordnungsmäfligkeit der Ein-
nahmen und Ausgaben und überzeugt sich von der lAirßchaftlichkeit der Haus-
haltsführung.

Die Prüfung der Einnahmen erfolgt anhand der Feststellungen und der Zahlun-
gen der Einnahmen an die Gemeinschaft.

Die Pnifung der Ausgaben edolgt anhand der Mittelbindungen und der Zahlun-
gen.

Diese Prüfungen kiinnen vor Abschlufi der Rechnung des betreffenden Haushalts-
jahrs durchgefiihrt werden.

3. Die Präfung wird anhand der Rechnungsunterlagen und erforderlichenfalls an
Ort und Stelle bei den anderen Organen der Gemeinschaft und in den Mitglied-
staaten durchgeJührt. Die hüfung in den Mitgliedstaaten erfolgt in Yerbindung
mit den einzelstaatlichen Rechnungsprüfungsorganen oder, wenn diese nicht über
die edorderliche Zustöndigkeit verfügen, mit den zustöndigen einzelstaatlichen
Dienststellen. Diese organe oder Dienststellen teilen dem Rechnungshof mit, ob
sie an der Prüfung teilzunehmen beabsichtigen.

Die anderen Organe der Gemeinschaft und die einzelstaatlichen Rechnungsprü-
fungsorgane oder, wenn diese nicht über die edorderliche Zuständigkeit vedtigen,
die zuständigen einzelstaatlichen Dienststellen übermitteln dem Rechnungshof
auf seinen Antrag jede für die Er/tillung seiner Aufgabe edorderliche (Interlage
oder Information.

4. Der Rechnungshof erstattet nach Abschlufi eines jeden Haushaltsjahrs einen
Jahresbericht. Dieser Bericht wird den anderen Organen der Gemeinschaft vorge-
Iegt und rz Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften zusammen mit den
Antworten dieser Organe auf die Bemerkungen des Rechnungshofs veröffentlicht.

Der Rechnungshof kann ferner jederzeit seine Bemerkungen zu besonderen Fra-
gen vorlegen, insbesondere in Form von Sonderberichten, und auf Antrag eines
der anderen Organe der Gemeinschaft Stellungnahmen abgeben.

Er nimmt seine jöhrlichen Berichte, Sonderberichte oder Stellungnahmen mit der
Mehrheit seiner Mitglieder an.

Er unterstützt das Europöische Parlammt und den Rat bei der Kontrolle der
Aus/iihrung des Haushaltsplans."

l 1 6



Titel IV

15. Artikel 166 erhält folgende Fassung:

,,Artikel

Die Zahl der Mitglieder des Wirtschafts-
festgesetzt:

Sozialausschusses wird wie folgt

r66

und

Belgien

Dönemark

Deutschland

Griechenland

Spanien

Frankreich

Irland

Italien

Luxemburg

Niederlande

Portugal

Vereinigtes Königreich

I2

9

24

I2

2I
24

9

24

6
I2

I2

24

Die Mitglieder des Ausschusses werden vom Rat durch einstimrnigen Beschlufi
auf vier Jahre ernannt. Wiederernennung ist zulässig.

Die Mitglieder des Ausschusses sind an keine lM'eisungen gebunden. Sie üben
ihre Tätigkeit in voller Unabhöngigkeit zum allgemeinen Wohl der Gemeinschaft
aus.

Der Rat setzt mit qualifizierter Mehrheit die
Ausschusses fest."

16. Artikel 168 erhält folgende Fassung:

Vergütungen fiir die Mitglieder des

Der Ausschu/3 wählt aus seiner
zwei Jaltre.

,,Artikel 168

Mitte seinen Prösidenten und sein Präsidium auf

Er gibt sich eine Geschciftsordnung.

Der Ausschufi wird von seinem Prösidenten
mission einberufen. Er kann auch von sich

Vertrag über die Europäische Union

auf Antrag des Rates oder der Kom-
ous zusammentreten."
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17. Artikel 170 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 170

Der Ausschuf muf vom Rat oder der Kommission in den in diesem Vertrag vor-
gesehenen Föllen gehört werden. Er kann von diesen Organen in allen Fällen ge-
hört werden, in denen diese es für zweclonäfig erachten. Er kann von sich aus
eine Stellungnahme in den Föllen abgeben, in denen er dies ftir zweclonöfig
erachtet.

Wenn der Rat oder die Kommission es fiir notwendig erachten, setzen sie dem
Ausschuf fir die Yorlage seiner Stellungnahme eine Frist; diese beträgt minde-
stens einen Monat, vom Eingang der Mitteilung beim häsidenten des Ausschus-
ses an gerechnet. Nach Ablauf der Frist kann das Fehlen einer Stellungnahme
un b e rü clcs ich tig t bleib en.

Die Stellungnahmen des Ausschusses und der zustöndigen fachlichen Gruppe so-
wie ein Bericht über die Beratungen werdm dem Rat und der Kommission über-
mittelt."

18. In Artikel 172 werden die Absätze 1,2 und 3 aufgehoben.

19. Artikel I73 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 173

Der Haushaltsplan wird, unbeschadet der sonstigen Einnahmen, vollstöndig aus
Eig enmit t e In fi nan zie rt.

Der Rat legt auf Yorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europdi-
schen Parlaments einstimmig die Bestimmungen über das System der Eigmmittel
der Gemeinschaft fest und emp/iehh sie den Mitgliedstaaten zur Annahme ge-
mäf ihren verfassungsrechtlichen Yorschrtften. "
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20. Folgender Artikel wird eingefügt:

,,Artikel 173 a

Damit die Haushaltsdßziplin gewöhrleßtet wird, unterbreitet die Komtnission
keine Vorschläge /ür Rechtsakte der Gemeinschaft, öndert nicht ihre Yorschlöge
und erlößt keine Durchfiihrungsma$nahme, die erhebliche Auswirkungen auf den
Haushaltsplan haben könnte, ohne die Gewähr zu bieten, da$ der betreffende
Vorschlag bzw. die betreffende Mafinahme im Rahmen der Eigenmittel der Ge-
meinschaft /inanziert werdm kann, die sich aufgrund der vom Rat nach Artikel
1 73 festgelegten Bestimmungen ergeben. "

21. Artikel 179 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 179

Die Kommission führt die Haushaltspläne nach der gemäJt Artikel 183 festgeleg-
ten Haushaltsordnung in eigener Verantwortung im Rahmen der zugewiesenen
Mittel entsprechend den Grundsötzen der llirtschaftlichkeit der Haushaltsfrh-
rung aus.

Die Beteiligung der einzelnen Organe bei der Yornahme ihrer Ausgaben wird in
der Haushaltsordnung im einzelnen geregek.

Die Kommission kann nach der gemö$ Artikel 183 festgelegten Haushaltsord-
nung innerhalb eines jeden Haushaltsplans Mittel von Kapitel zu Kapitel oder
von Untergliederung za Untergliederung übertragen."

22. Die Artikel 180 und 180 a werden aufgehoben.

23. Artikel 180 b erhält folgende Fassung:

,,Artikel 180 b

1. Auf Empfehlung des Rates, der rnit qualifizierter Mehrheit beschliefrt, erteilt
das Europöische Parlament der Kommission Entlastung zur Ausfi)hrung des
Haushaltsplans. Zu diesem Zweck prüft es nach dern Rat die in Artikel 179 a ge-
nannte Rechnung und Übersicht sowie den Jahresbericht des Rechnungshofs mit
den Antworten der kontrollierten Organe auf dessen Bemerkungen und die ein-
schlägigen Sonderberichte des Rechnungshofs.

2. Das Europäische Parlament kann vor der Entlastung der Kommission sowie
auch zu anderen Zwecken im Zusammenhang rnit der Ausübung ihrer Haus-
haltsbefugnisse die Kommission auffordem, Auskunft über die Ausfiihrung der
Ausgaben oder die Arbeitsweise der Finanzkontrollsysteme zu erteilen. Die Kom-
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mission legt dern Europäischen Parlament auf dessen Ersuchen alle notwendigen
Informationen vor.

3. Die Kommission trifft alle zweckdienlichen MaSnahmen, um den Bemerkun-
gen in den Entlastungsbeschlüssen und anderen Bemerkungen des Europäischen
Parlaments zur Ausfiihrung der Ausgaben sowie den Erlöuterungen, die den Ent
lastungsempfehlungen des Rates beigefiigt sind, nachzukommen.

Auf Ersuchen des Europäischen Parlaments oder des Rates erstattet die Kom-
mission Bertcht über die MatJnahmen, die aufgntnd dieser Bemerkungen und Er-
läuterungen getroffen wurden, insbesondere über die lVeisungen, die den fi)r die
Ausfiihrung der Haushaltspläne zustöndigen Dienststellen erteilt wordm sind.
Diese Beichte sind auch dem Rechnungshof zuzuleiten."

24. Artikel 183 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 183

Der Rat legt einstimmig auf Vorschlag der Kommission und nach Anhöntng des
Europäischen Parlaments und Stellungnahme des Rechnungshofs folgendes fest:

a) die Haushaltsordnung, in der insbesondere die Aufstellung und Ausfihrung
des Haushaltsplans sowie die Rechnungslegung und Rechnungsprüfung irn
einzelnen geregelt werden ;

b) die Einzelheiten und das Yedahren, nach denen die Haushaltseinnahmen, die
in der Regelung über die Eigenmittel der Gemeinschaft vorgesehen sind, der
Kommission zur Vedügung gestellt werden, sowie die Mafinahmen, die zu
treffen sind, um gegebenenfalls die erforderlichen Kassenrnittel bereitzustel-
Ien;

c) die Yorschriften über die Verantwortung der Finanzkontrolleure, der anwei-
sungsbefugten Personen und der Rechnungs/iihrer sowie die entsprechenden
Kontrollmafrnahmen."

25. Folgender Artikel wird eingefügt:

,,Artikel 183 a

Zur Bekimpfung von Betrügereien, die sich gegen die /inanziellen Interessen der
Gemeinschaft richten, ergreifen die Mitgliedstaaten die gleichm Ma$nahmen, die
sie auch zur Bekömpfung von Betrügereien ergreifen, die sich gegen ihre eigenen
finanziellen Interessen richten.
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Die Mitgliedstaaten koordinieren unbeschadet der sonstigm Bestimmungen die'
ses Yertrags ihre Tätigkeit zum Schutz der finanziellen Interessen der Gemein-
schaft vor Betrügereien. Sie sorgen zu diesem Zweck mit Unterstiitzung der Kom'
mission /ür eine enge, regelmäfiige Zusammenarbeit zwischen den zuständigen
Dienststellen ihrer Behörden. "

26. Artikel 198 Buchstabe a erhält folgende Fassung:

,,A) Dieser Vertrag findet auf die Föröer keine Anwendung."

27. Artikel 201 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 201

Die Gemeinschaft ftihrt ein enges Zusammenwirken mit der Organisation Jiir
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung herbei; die Einzelheiten werden
im gegenseitigen Einvemehmen festgelegt."

28. Die Artikel 204 und 205 werden aufgehoben.

29. Artikel 206 erhält folgende Fassung:

,,Artikel 206

Die Gemeinschaft kann mit einetn oder mehreren Staaten oder einer oder mehre-
ren internationalen Organisationen Abkommen schliefien, die eine Assozüerung
mit gegenseitigen Rechten und Pflichten, gemeinsamem Vorgehen und besonde'
ren Vedahren herstellen.

Diese Abkomrnen werden nach Anhörung des Europöischen Parlaments einstim-
mig vom Rat geschlossen.

Werden durch diese Abkommen Änderungen dieses Vertrags edorderlich, so
rnüssen diese zuvor nach dem Verfahren des Artikels N des Vertrags über die
Europöische Union angenotnmen weFden."
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TITEL V

BESTIMMUNGEN UBER DIE
GEMEINSAME AUSSEN. UNT)

SICHERHEITSPOLITIK

Artikel J

Hiermit wird eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik eingeführt, die durch
die nachstehenden Bestimmungen geregelt wird.

Artiket J.l

1. Die Union und ihre Mitgliedstaaten erarbeiten und verwirklichen eine gemein-
same Außen- und Sicherheitspolitik nach Maßgabe dieses Titels, die sich auf alle Be-
reiche der Außen- und Sicherheitspolitik erstreckt.

2. Die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik hat zum Ziel

- die Wahrung der gemeinsamen Werte, der grundlegenden Interessen und der Un-
abhängigkeit der Union;

- die Stärkung der Sicherheit der Union und ihrer Mitgliedstaaten in allen ihren
Formen;

- die Wahrung des Friedens und die Stärkung der internationalen Sicherheit ent-
sprechend den Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen sowie den Prinzi-
pien der Schlußakte von Helsinki und den Zielen der Charta von Paris;

- die Förderung der internationalen Zusammenarbeit;
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- die Entwicklung und Stärkung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit sowie die
Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten.

3. Die Union verfolgt diese Ziele

- gemäß Artikel J.2 durch Einrichtung einer regelmäßigen Zusammenarbeit der
Mitgliedstaaten bei der Führung ihrer Politik;

- gemäß Artikel J.3 durch stufenweise Durchführung gemeinsamer Aktionen in den
Bereichen, in denen wichtige gemeinsame Interessen der Mitgliedstaaten beste-
hen.

4. Die Mitgliedstaaten unterstützen die Außen- und Sicherheitspolitik der Union ak-
tiv und vorbehaltlos im Geist der Loyalität und gegenseitigen Solidarität. Sie enthal-
ten sich jeder Handlung, die den Interessen der Union zuwiderläuft oder ihrer Wirk-
samkeit als kohärente Kraft in den internationalen Beziehungen schaden könnte. Der
Rat trägt für die Einhaltung dieser Grundsätze Sorge.

Artikel J.2

l. Zujeder außen- und sicherheitspolitischen Frage von allgemeiner Bedeutung fin-
det im Rat eine gegenseitige Unterrichtung und Abstimmung zwischen den Mitglied-
staaten statt, damit gewährleistet ist, daß ihr vereinter Einfluß durch konvergierendes
Handeln möglichst wirksam zum Tragen kommt.

2. In allen Fällen, in denen er dies als erforderlich erachtet, legt der Rat einen ge-
meinsamen Standpunkt fest.

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß ihre einzelstaatliche Politik mit den ge-
meinsamen Standpunkten im Einklang steht.

3. Die Mitgliedstaaten koordinieren ihr Handeln in internationalen Organisationen
und auf internationalen Konferenzen. Sie treten dort für die gemeinsamen Stand-
punkte ein.

In den internationalen Organisationen und auf internationalen Konferenzen, bei de-
nen nicht alle Mitgliedstaaten vertreten sind, setzen sich diejenigen, die dort vertre-
ten sind, für die gemeinsamen Standpunkte ein.

Artikel J.3

Für die Annahme einer gemeinsamen Aktion in den Bereichen der Außen- und
Sicherheitspolitik gilt folgendes Verfahren :
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l. Der Rat beschließt auf der Grundlage allgemeiner Leitlinien des Europäischen
Rates, daß eine Angelegenheit Gegenstand einer gemeinsamen Aktion wird.

Beschließt der Rat grundsätzlich eine gemeinsame Aktion, so legt er den genauen
Umfang der Aktion, die allgemeinen und besonderen Ziele, welche die Union bei
dieser Aktion verfolgt, sowie die Mittel, Verfahren und Bedingungen sowie erfor-
derlichenfalls den Zeitratm für ihre Durchführung fest.

2. Bei der Annahme einer gemeinsamen Aktion und in jedem Stadium ihres Verlaufs
bestimmt der Rat die Fragen, über die mit qualifizierter Mehrheit zu entscheiden
ist.

Bei den Beschlüssen des Rates, für die nach Unterabsatz 1 eine qualifizierte Mehr-
heit erforderlich ist, werden die Stimmen der Mitglieder nach Artikel 148 Absatz 2
des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft gewogen; Beschlüsse
kommen mit einer Mindeststimmenzahl von vierundfünfzig Stimmen zustande,
welche die Zustimmung von mindestens acht Mitgliedern umfassen.

Tritt eine Anderung der Umstände mit erheblichen Auswirkungen auf eine Ange-
legenheit ein, die Gegenstand einer gemeinsamen Aktion ist, so überpräft der Rat
die Grundsätze und Ziele dieser Aktion und trifft die erforderlichen Entscheidun-
gen. Solange der Rat keinen Beschluß gefaßt hat, bleibt die gemeinsame Aktion
bestehen.

Die gemeinsamen Aktionen sind für die Mitgliedstaaten bei ihren Stellungnahmen
und ihrem Vorgehen bindend.

Jede einzelstaatliche Stellungnahme oder Maßnahme, die im Rahmen einer ge-
meinsamen Aktion geplant ist, wird so rechtzeitig mitgeteilt, daß erforderlichen-
falls eine vorherige Abstimmung im Rat stattfinden kann. Die Pflicht zur vorheri-
gen Unterrichtung gilt nicht für Maßnahmen, die eine bloße praktische Umset-
zung der Entscheidungen des Rates auf einzelstaatlicher Ebene darstellen.

6. Bei zwingender Notwendigkeit aufgrund der Entwicklung der Lage und mangels
einer Entscheidung des Rates können die Mitgliedstaaten unter Berücksichtigung
der allgemeinen Ziele der gemeinsamen Aktion die erforderlichen Sofortrnaßnah-
men erlreifen. Der betreffäde Mitgliedstaat unterrichtet den Rat sofort über die
von ihm getroffenen Maßnahmen.

7. Ein Mitgliedstaat befaßt den Rat, wenn sich bei der Durchführung einer gemein-
samen Aktion größere Schwierigkeiten ergeben; der Rat berät darüber und sucht
nach angemessenen Lösungen. Diese dürfen nicht im Widerspruch zu den Zielen
der gemeinsamen Aktion stehen oder ihrer Wirksamkeit schaden.

4.

5.
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Artikel J.4

l. Die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik umfaßt sämtliche Fragen, welche
die Sicherheit der Europäischen Union betreffen, wozu auf längere Sicht auch die
Festlegung einer gemeinsamen Verteidigungspolitik gehört, die zu gegebener Zeit zu
einer gemeinsamen Verteidigung führen könnte.

2. Die Union ersucht die Westeuropäische Union
der Entwicklung der Europäischen Union ist, die
Union, die verteidigungspolitische Bezüge haben,
Der Rat trifft im Einvernehmen mit den Organen
tischen Regelungen.

(WEU), die integraler Bestandteil
Entscheidungen und Aktionen der
auszuarbeiten und durchzuführen.
der WEU die erforderlichen prak-

3. Die Fragen, die verteidigungspolitische Bezüge haben und die nach diesem Arti-
kel behandelt werden, unterliegen nicht den Verfahren des Artikels J.3.

4. Die Politik der Union nach diesem Artikel berührt nicht den besonderen Charak-
ter der Sicherheits- und Verteidigungspolitik bestimmter Mitgliedstaaten; sie achtet
die Verpflichtungen einiger Mitgliedstaaten aus dem Nordatlantikvertrag und ist ver-
einbar mit der in jenem Rahmen festgelegten gemeinsamen Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik.

5. Dieser Artikel steht der Entwicklung einer engeren Zusammenarbeit zwischen
zwei oder mehr Mitgliedstaaten auf zweiseitiger Ebene sowie im Rahmen der WEU
und der Atlantischen Allianz nicht entgegen, soweit sie der nach diesem Titel vorge-
sehenen Zusammenarbeit nicht zuwiderläuft und diese nicht behindert.

6. Zvr Förderung der Ziele dieses Vertrags und im Hinblick auf den Termin 1998 im
Zusammenhang mit Artikel XII des Brüsseler Vertrags in seiner geänderten Fassung
kann dieser Artikel nach Artikel N Absatz 2 auf der Grundlage eines dem Europäi-
schen Rat 1996 vom Rat vorzulegenden Berichts, der eine Bewertung der bis dahin
erzielten Fortschritte und gesammelten Erfahrungen enthalten wird, revidiert werden.

Artikel J.5

l. Der Vorsitz vertritt die Union in Angelegenheiten der Gemeinsamen Außen- und
Sicherheitspolitik.

2. Der Vorsitz ist für die Durchführung der gemeinsamen Aktionen verantwortlich;
daher wird in internationalen Organisationen und auf internationalen Konferenzen
der Standpunkt der Union grundsätzlich vom Vorsitz dargelegt.
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3. Bei den Aufgaben gemäß den Absätzen I und 2 wird der Vorsitz gegebenenfalls
von dem Mitgliedstaat, der den vorhergehenden Vorsitz innehatte, und dem Mit-
gliedstaat, der den nachfolgenden Vorsitz wahrnimmt, unterstützt. Die Kommission
wird an diesen Aufgaben in vollem Umfang beteiligt.

4. Unbeschadet des Artikels J.2 Absatz 3 und des Artikels J.3 Nummer 4 unterrich-
ten die Mitgliedstaaten, die in internationalen Organisationen oder auf internationa-
len Konferenzen vertreten sind, die dort nicht vertretenen.Mitgliedstaaten laufend
über alle Fragen von gemeinsamem Interesse.

Die Mitgliedstaaten, die auch Mitglieder des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen
sind, werden sich abstimmen und die übrigen Mitgliedstaaten in vollem Umfang un-
terrichten. Die Mitgliedstaaten, die ständige Mitglieder des Sicherheitsrats sind, wer-
den sich bei der Wahrnehmung ihrer Arrfgaben unbeschadet ihrer Verantwortlichkei-
ten aufgrund der Charta der Vereinten Nationen für die Standpunkte und Interessen
der Union einsetzen.

Artikel J.6

Die diplomatischen und konsularischen Vertretungen der Mitgliedstaaten und die
Delegationen der Kommission in dritten Ländern und auf internationalen Konferen-
zen sowie ihre Vertretungen bei internationalen Organisationen stimmen sich ab, um
die Einhaltung und Umsetzung der vom Rat festgelegten gemeinsamen Standpunkte
und gemeinsamen Aktionen zu gewährleisten.

Sie intensivieren ihre Zusammenarbeit durch Informationsaustausch, gemeinsame
Bewertungen und Beteiligung an der Durchführung des Artikels 8 c des Vertrags zur
Grtindung der Europäischen Gemeinschaft.

Artiket J.7

Der Vorsitz hört das Europäische Parlament zu den wichtigsten Aspekten und den
grundlegenden Weichenstellungen der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik
und achtet darauf, daß die Auffassungen des Europäischen Parlaments gebührend
berücksichtigt werden. Das Europäische Parlament wird vom Vorsitz und von der
Kommission regelmäßig über die Entwicklung der Außen- und Sicherheitspolitik der
Union unterrichtet.

Das Europäische Parlament kann Anfragen oder
Einmal jährlich führt es eine Aussprache über die
der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik.
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Artikel J.8

l. Der Europäische Rat bestimmt die Grundsätze und die allgemeinen Leitlinien der
Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik.

2. Der Rat trifft die für die Festlegung und Durchführung der Gemeinsamen Außen-
und Sicherheitspolitik erforderlichen Entscheidungen auf der Grundlage der vom
Europäischen Rat festgelegten allgemeinen Leitlinien. Er trägt für ein einheitliches,
kohärentes und wirksames Vorgehen der Union Sorge.

Außer in Verfahrensfragen und außer im Fall des Artikels J.3 Nummer 2 beschließt
der Rat einstimmig.

3. Jeder Mitgliedstaat oder die Kommission kann den Rat mit einer Frage der Ge-
meinsamen Außen- und Sicherheitspolitik befassen und ihm Vorschläge unterbreiten.

4. In den Fällen, in denen eine rasche Entscheidung notwendig ist, beruft der Vor-
sitz von sich aus oder auf Antrag der Kommission oder eines Mitgliedstaats inner-
halb von achtundvierzig Stunden, bei absoluter Notwendigkeit in kürzerer Zeit, eine
außerordentliche Tagung des Rates ein.

5. Unbeschadet des Artikels 151 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft verfolgt ein Politisches Komitee, das sich aus den Politischen Direktoren
zusammensetzt, die internationale Lage in den Bereichen der Gemeinsamen Außen-
und Sicherheitspolitik und trägt auf Ersuchen des Rates oder von sich aus durch an
den Rat gerichtete Stellungnahmen zur Festlegung der Politiken bei. Ferner über-
wacht es die Durchführung vereinbarter Politiken; dies gilt unbeschadet der Zustän-
digkeiten des Vorsitzes und der Kommission.

Artikel J.9

Die Kommission wird in vollem Umfang an den Arbeiten im Bereich der Gemein-
samen Außen- und Sicherheitspolitik beteiligt.

Artikel J.10

Bei einer etwaigen Revision der sicherheitspolitischen Bestimmungen nach Artikel
J.4 prüft die dafür einberufene Konferenz auch, ob weitere Anderungen der Bestim-
mungen über die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik erforderlich sind.
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Artikel J.11

1. Die Artikel 137,138,139 bis 142,1ß,147,150 bis 153, 157 bis 163 und 217 des
Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft finden auf die Bestimmun-
gen über die in diesem Titel genannten Bereiche Anwendung.

2. Die Verwaltungsausgaben, die den Organen aus den Bestimmungen über die Ge-
meinsame Außen- und Sicherheitspolitik entstehen, gehen zu Lasten des Haushalts
der Europäischen Gemeinschaften.

Der Rat kann ferner

- entweder einstimmig beschließen, daß die operativen Ausgaben im Zusammen-
hang mit der Durchführung der genannten Bestimmungen zu Lasten des Haus-
halts der Europäischen Gemeinschaften gehen; in diesem Fall findet das im Ver-
tragzrfi Gründung der Europäischen Gemeinschaft vorgesehene Haushaltsverfah-
ren Anwendung;

- oder feststellen, daß derartige Ausgaben, gegebenenfalls nach einem noch festzu-
legenden Schlüssel, zu Lasten der Mitgliedstaaten gehen.
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TITEL VI

BESTIMMUNGEN UBER DIE
ZUSAMMENARBEIT IN DEN

BEREICHEN JUSTIZ UND INNERES

Artikel K

Die Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz und Inneres wird durch die nach-
stehenden Bestimmungen geregelt.

Artikel K.l

Zur Verwirklichung der Ziele der Union, insbesondere der Freizügigkeit, betrachten
die Mitgliedstaaten unbeschadet der Zuständigkeiten der Europäischen Gemein-
schaft folgende Bereiche als Angelegenheiten von gemeinsamem Interesse:

l. die Asylpolitik;

2. die Vorschriften für das ilberschreiten der Außengrenzen der Mitgliedstaaten
durch Personen und die Ausübung der entsprechenden Kontrollen;

3. die Einwanderungspolitik und die Politik gegenüber den Staatsangehörigen dritter
Länder:

a) die Voraussetzungen für die Einreise und den Verkehr von Staatsangehörigen
dritter Länder im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten;

b) die Voraussetzungen für den Aufenthalt von Staatsangehörigen dritter Länder
im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten, einschließlich der Familienzusammen-
führung und des Zagangs zur Beschäftigung;
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c) die Bekämpfung der illegalen Einwanderung, des illegalen Aufenthalts und der
illegalen Arbeit von Staatsangehörigen dritter Länder im Hoheitsgebiet der
Mitgliedstaaten;

4. die Bekämpfung der Drogenabhängigkeit, soweit dieser Bereich nicht durch die
Nummern 7, 8 und 9 erfaßt ist;

5. die Bekämpfung von Betrügereien im internationalen Maßstab, soweit dieser Be-
reich nicht durch die Nummern 7. 8 und 9 erfaßt ist:

6. die justitielle Zusammenarbeit in Zivilsachen;

7. diejustitielle Zusammenarbeit in Strafsachen;

8. die Zusammenarbeit im Zollwesen;

9. die polizeiliche Zusammenarbeit zur Verhütung und Bekämpfung des Terroris-
mus, des illegalen Drogenhandels und sonstiger schwerwiegender Formen der in-
ternationalen Kriminalität, erforderlichenfalls einschließlich bestimmter Aspekte
der Zusammenarbeit im Zollwesen, in Verbindung mit dem Aufbau eines unions-
weiten Systems zum Austausch von Informationen im Rahmen eines Europäi-
schen Polizeiamts (Europol).

Artikel K.2

1. Die in Artikel K.l genannten Angelegenheiten werden unter Beachtung der Euro-
päischen Konvention vom 4. November 1950 zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten und des Abkommens vom 28. Juli l95l über die Rechtsstellung der
Flüchtlinge sowie unter Berücksichtigung des Schutzes, den die Mitgliedstaaten poli-
tisch Verfolgten gewähren, behandelt.

2. Dieser Titel berührt nicht die Ausübung der den Mitgliedstaaten obliegenden Ver-
antwortung für die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und den Schutz der
inneren Sicherheit.

Artiket K.3

1. In den Bereichen des Artikels K.l unterrichten und konsultieren die Mitgliedstaa-
ten einander im Rat, um ihr Vorgehen zu koordinieren. Sie begründen hierfür eine
Zusammenarbeit zwischen ihren zuständigen Verwaltungsstellen.
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2. Der Rat kann

in Bereichen des Artikels K.l Nummern I bis 6 auf Initiative eines Mitgliedstaats
oder der Kommission:

in Bereichen des Artikels K.l
staats

a) gemeinsame Standpunkte
neten Verfahren jede Art
Union dient;

Nummern 7, 8 und 9 auf Initiative eines Mitglied-

festlegen sowie in geeigneter Form und nach geeig-
der Zusammenarbeit fördern, die den Zielen der

b) gemeinsame Maßnahmen annehmen, soweit sich die Ziele der Union aufgrund
des Umfangs oder der Wirkungen der geplanten Maßnahme durch gemeinsa-
mes Vorgehen besser verwirklichen lassen als durch Maßnahmen der einzel-
nen Mitgliedstaaten; er kann beschließen, daß Maßnahmen zur Durchführung
einer gemeinsamen Maßnahme mit qualifizierter Mehrheit angenommen wer-
den;

c) unbeschadet des Artikels 220 des Vertrags zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft Übereinkommen ausarbeiten, die er den Mitgliedstaäten zur
Annahme gemäß ihren verfassungsrechtlichen Vorschriften emp{iehlt.

Sofern in den ilbereinkommen nichts anderes bestimmt ist, werden etwaige
Maßnahmen zur Durchführung der Übereinkommen im Rat mit der Mehrheit
von zwei Dritteln der Stimmen der Hohen Vertragsparteien angenommen.

In diesen Übereinkommen kann vorgesehen werden, daß der Gerichtshof für
die Auslegung der darin enthaltenen Bestimmungen und für alle Streitigkeiten
über ihre Anwendung zuständig ist; entsprechende Einzelheiten können in
diesen fibereinkommen festgelegt werden.

Artikel K.4

1. Es wird ein aus hohen Beamten bestehender
Zusätzlich zu seiner Koordinierungstätigkeit hat

Koordinierungsausschuß einges etzt.
er die Aufgabe,

- auf Ersuchen des Rates oder von sich aus Stellungnahmen an den Rat zu richten;

- unbeschadet des Artikels 151 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft zur Vorbereitung der Arbeiten des Rates in den in Artikel K.l und -
nach Maßgabe des Artikels 100 d des Vertrags zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft - in Artikel 100 c jenes Vertrags genannten Bereichen beizutragen.

2. Die Kommission wird in vollem Umfang an den Arbeiten in den in diesem Titel
genannten Bereichen beteiligt.
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3. Außer in Verfahrensfragen und den Fällen, in denen Artikel K.3 ausdrücklich
eine andere Abstimmungsregel vorsieht, beschließt der Rat einstimmig.

Ist für einen Beschluß des Rates die qualifizierte Mehrheit erforderlich, so werden
die Stimmen der Mitglieder nach Artikel 148 Absatz 2 des Vertrags zur Gründung
der Europäischen Gemeinschaft gewogen; Beschlüsse kommen mit einer Mindest-
stimmenzahl von vierundfünfzig Stimmen zustande, welche die Zustimmung von
mindestens acht Mitgliedern umfassen.

Artikel K.5

Die Mitgliedstaaten vertreten in internationalen Organisationen und auf internatio-
nalen Konferenzen, bei denen sie vertreten sind, die im Rahmen dieses Titels festge-
legten gemeinsamen Standpunkte.

Artikel K.6

Der Vorsitz und die Kommission unterrichten das Europäische Parlament regel-
mäßig über die in den Bereichen dieses Titels durchgeführten Arbeiten.

Der Vorsitz hört das Europäische Parlament zu den wichtigsten Aspekten der Tätig-
keit in den in diesem Titel genannten Bereichen und achtet darauf, daß die Auffas-
sungen des Europäischen Parlaments gebührend berücksichtigt werden.

Das Europäische Parlament kann Anfragen oder Empfehlungen an den Rat richten.
Einmal jährlich führt es eine Aussprache über die Fortschritte bei der Durchführung
der Maßnahmen in den in diesem Titel genannten Bereichen.

Artikel K.7

Dieser Titel steht der Begrtindung oder der Entwicklung einer engeren Zusammen-
arbeit zwischen zwei oder mehr Mitgliedstaaten nicht entgegen, soweit sie der nach
diesem Titel vorgesehenen Zusammenarbeit nicht zuwiderläuft und diese nicht be-
hindert.

Artikel K.8

1. Die Artikel 137,138,139 bis 142, 146, 147,150 bis 153, 157 bis 163 und 2I7 des
Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft finden auf die Bestimmun-
gen über die in diesem Titel genannten Bereiche Anwendung.

134



Titel vI

2. Die Verwaltungsausgaben, die den Organen aus den Bestimmungen tiber die in
diesem Titel genannten Bereiche entstehen, gehen zu Lasten des Haushalts der Euro-
päischen Gemeinschaften.

Der Rat kann ferner

- entweder einstimmig beschließen, daß die operativen Ausgaben im Zusammen-
hang mit der Durchführung der genannten Bestimmungen zu Lasten des Haus-
halts der Europäischen Gemeinschaften gehen; in diesem Fall findet das im Ver-
trag zar Gründung der Europäischen Gemeinschaft vorgesehene Haushaltsverfah-
ren Anwendung;

- oder feststellen, daß derartige Ausgaben, gegebenenfalls nach einem noch festzu-
legenden Schlüssel, zu Lasten der Mitgliedstaaten gehen.

Artikel K.9

Der Rat kann auf Initiative der Kommission oder eines Mitgliedstaats einstimmig
beschließen, daß Artikel 100 c des Vertrags zur Grändung der Europäischen Ge-
meinschaft auf Maßnahmen in den in Artikel K.l Nummern I bis 6 genannten Be-
reichen anwendbar ist, und das entsprechende Abstimmungsverfahren festlegen. Er
empfiehlt den Mitgliedstaaten, diesen Beschluß gemäß ihren verfassungsrechtlichen
Vorschriften anzunehmen.
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SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel L

Die Bestimmungen des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, des
Vertrags über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl
und des Vertrags zur Grändung der Europäischen Atomgemeinschaft betreffend die
Zuständigkeit des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften und die Ausübung
dieser Zuständigkeit gelten nur für folgende Bestimmungen dieses vertrags:

a) die Bestimmungen zur Anderung des Vertrags zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft im Hinblick auf die Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft, des Vertrags über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für
Kohle und Stahl und des Vertrags zur Gründung der Europäischen Atomgemein-
schaft;

b) Artikel K.3 Absatz 2 Buchstabe c Unterabsatz 3;

c) die Artikel L bis S.

Artikel M

Vorbehaltlich der Bestimmungen zur Anderung des Vertrags zur Grtindung der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft im Hinblick auf die Gründung der Europäi-
schen Gemeinschaft, des Vertrags über die Gründung der Europäischen Gemein-
schaft für Kohle und Stahl und des Vertrags zur Grändung der Europäischen Atom-
gemeinschaft sowie dieser Schlußbestimmungen läßt der vorliegende Vertrag die Ver-
träge zur Gründung-der Europäischen Gemeinschaften sowie die nachfolgenden Ver-
träge und A,kte zur Anderung oder Ergänzung der genannten Verträge unbertihrt.
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Artikel N

1. Die Regierung jedes Mitgliedstaats oder die Kommission kann dem Rat Entwürfe
zur Anderung der Verträge, auf denen die Union beruht, vorlegen.

Gibt der Rat nach Anhörung des Europäischen Parlaments und gegebenenfalls der
Kommission eine Stellungnahme zugunsten des Zusammentritts einer Konferenz von
Vertretern der Regierungen der Mitgliedstaaten ab, so wird diese vom Präsidenten
des Rates einberufen, um die an den genannten Verträgen vorzunehmenden Ande-
rungen zu vereinbaren. Bei institutionellen Anderungen im Währungsbereich wird
auch die Europäische Zentralbank gehört.

Die Anderungen treten in Kraft, nachdem sie von allen Mitgliedstaaten gemäß ihren
verfassungsrechtlichen Vorschriften ratiliziert worden sind.

2. lm Jahr 1996 wird eine Konferenz der Vertreter der Regierungen der Mitglied-
staaten einberufen, um die Bestimmungen dieses Vertrags, für die eine Revision vor-
gesehen ist, in Übereinstimmung mit den Zielen der Artikel A und B zu prüfen.

Artikel O

Jeder europäische Staat kann beantragen, Mitglied der Union zu werden. Er richtet
seinen Antrag an den Rat; dieser beschließt einstimmig nach Anhörung der Kom-
mission und nach Zustimmung des Europäischen Parlaments, das mit der absoluten
Mehrheit seiner Mitglieder beschließt.

Die Aufnahmebedingungen und die durch eine Aufnahme erforderlich werdenden
Anpassungen der Verträge, auf denen die Union beruht, werden durch ein Abkom-
men zwischen den Mitgliedstaaten und dem antragstellenden Staat geregelt. Das Ab-
kommen bedarf der Ratifikation durch alle Vertragsstaaten gemäß ihren verfassungs-
rechtlichen Vorschriften.

Artikel P

l. Die Artikel 2bis7 und l0 bis 19 des am 8. April 1965 in Brüssel unterzeichneten
Vertrags zur Einsetzung eines gemeinsamen Rates und einer gemeinsamen Kommis-
sion der Europäischen Gemeinschaften werden aufgehoben.

2. Artikel 2, Artikel 3 Absatz 2 und Titel III der am 17. Februar 1986 in Luxemburg
und am 28. Februar 1986 in Den Haag unterzeichneten Einheitlichen Europäischen
Akte werden aufgehoben.
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Artikel a

Dieser Vertrag gilt auf unbegrenzte Zeit.

Artikel R

1. Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation durch die Hohen Vertragsparteien gemäß
ihren verfassungsrechtlichen Vorschriften. Die Ratifikationsurkunden werden bei der
Regierung der Italienischen Republik hinterlegt.

2. Dieser Vertrag tritt am l. Januar 1993 in Kraft, sofern alle Ratifikationsurkunden
hinterlegt worden sind, oder andernfalls am ersten Tag des auf die Hinterlegung der
letzten Ratifikationsurkunde folgenden Monats.

Artikel S

Dieser Vertrag ist in einer Urschrift in dänischer, deutscher, englischer, französi-
s9he1, griechischer, irischer, italienischer, niederländischer, portugiisischer und spa-
nischer Sprache abgefaßt, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist; er
wird im Archiv der Regierung der Italienischen Republik hinterlegt; diese übermit-
telt der Regierung jedes anderen Unterzeichnerstaats eine beglaubigte Abschrift.

EN FE DE LO CUAL, los plenipotenciarios abajo firmantes suscriben el presente
Tratado.

TIL BEKR,EFTELSE HERAF har undertegnede befuldmagtigede underskrevet
denne Traktat.

ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten Bevollmächtigten ihre Unter-
schriften unter diesen Vertrag gesetzt.

EIE nItroEH TQN ANOTEPQ, or DrroyeypopF,fvor dqpe(oriotot unfyparycv qv rapoüoa
ouv${lq.

IN WITNESS WHEREOF the undersigned Plenipotentiaries have signed this
Treaty.

EN FOI DE QUOI, les pl6nipotentiaires soussign6s ont appos6 leurs signatures au
bas du prösent traitö.

DA FHIANÜ SIN, chuir na Länchumhachtaigh thios-sinithe a lämh leis an
gConradh seo.
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IN FEDE DI CHE, i plenipotenziari sottoscritti hanno apposto le loro firme in calce
al presente trattato.

TEN BLIJKE WAARVAN de ondergetekende gevolmachtigden hun handtekening
onder dit Verdrag hebben gesteld.

EM FE DO QUE, os plenipotenciärios abaixo assinados apuseram as suas assinatu-
ras no final do presente Tratado.

Hecho en Maastricht, el siete de febrero de mil novecientos noventa y dos.

Udferdieet i Maastricht, den syvende februar nitten hundrede og tooghalvfems.

Geschehen zu Maastricht am siebten Februar neunzehnhundertzweiundneunzig.

'Eywe oro Müaorpt1t, otr6 egtd Oe6pouopiou 10tu, ewtoröotc, evwf1wo ötio.

Done at Maastricht on the seventh day of February in the year one thousand nine
hundred and ninety-two.

Fait ä Maastricht, le sept fövrier mil neuf cent quatre-vingt-douze.

Arna dh6anamh i Maastricht, an seachtü lä d'Fheabhra, mile naoi gcöad nöcha a dö.

Fatto a Maastricht, addi sette febbraio millenovecentonovantadue.

Gedaan te Maastricht, de zevende februari negentienhonderd twee-en-negentig.

Feito em Maastricht. em sete de Fevereiro de mil novecentos e noventa e dois.

Pour Sa Majestö le Roi des Belges
Voor Zijne Majesteit de Koning der Belgen
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For Hendes Majestnt Danmarks Dronning
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Für den Präsidenten der Bundesrepublik Deutschland
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Por Su Majestad el Rey de Espafra

h beb')\'

ftrhA;u -

Pour le Prösident de la Röpublique frangaise

R elr^*l D^h <'A

Thar ceann Uachtarän na hEireann
For the President of Ireland
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Per il Presidente della Repubblica italiana

Pour Son Altesse Royale le Grand-Duc de Luxembourg

Voor Hare Majesteit de Koningin der Nederlanden

0 /n n 'Yn-M
t

//'or 5b
twl G-L'
I
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Pelo Presidente da Repüblica Portuguesa

1

For Her Majesty the Queen of the United Kingdom of Great Britain and
Northern Ireland
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PROTOKOLL

BETREFFEND DEN ERWERB VON IMMOBILIEN IN
DANEMARK

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN _

VON DEM WUNSCH GELEITET, gewisse besondere Probleme betreffend Däne-
mark zu regeln -

SIND über folgende Bestimmung ÜBEREINGEKOMMEN, die dem Vertrag zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft beigefügt wird:

Ungeachtet des Vertrags kann Dänemark seine geltenden Rechtsvorschriften für den
Erwerb von Zweitwohnungen beibehalten.
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PROTOKOLL

ZU ARTIKEL 119 DES VERTRAGS
ZUR GRÜNDUNG

DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFT

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN

SIND über folgende Bestimmung ÜBEnEINGEKOMMEN, die dem Vertrag zur
Grändung der Europäischen Gemeinschaft beigefügt wird:

Im Sinne des Artikels 119 gelten Leistungen aufgrund eines betrieblichen Systems
der sozialen Sicherheit nicht als Entgelt, sofern und soweit sie auf Beschäftigungszei-
ten vor dem 17. Mai 1990 zurückgeführt werden könneno außer im Fall von Arbeit-
nehmern oder deren anspruchsberechtigten Angehörigen, die vor diesem Zeitpunkt
eine Klage bei Gericht oder ein gleichwertiges Verfahren nach geltendem einzelstaat-
lichen Recht anhängig gemacht haben.
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PROTOKOLL

ÜgBn DIE SATZUNG DES EUROPAISCSBN SYSTEMS
DER ZENTRALBANKEN UND DER
BUNOPAISCHEN ZENTRALBANK

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN _

IN DEM WUNSCH, die in Artikel4 a des Vertrags zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft vorgesehene Satzung des Europäischen Systems der Zentralbanken
und der Europäischen Zentralbank festzulegen -

SIND über folgende Bestimmungen ÜSERBINGEKOMMEN, die dem Vertrag zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft beigefügt sind:

KAPITEL I

ERRICHTUNG DES ESZB

Artikel I

Das Europäische System ller Zenttalbanken

l.l. Das Europäische System der Zentralbanken (,,ESZB") und die Europäische
Zentralbank (,,EZB") werden gemäß Artikel4 a dieses Vertrags errichtet; sie nehmen
ihre Aufgaben und ihre Tätigkeit nach Maßgabe dieses Vertrags und dieser Satzung
wahr.

1.2. Das ESZB besteht nach Artikel 106 Absatz I dieses Vertrags aus der EZB und
den Zentralbanken der Mitgliedstaaten (,,nationale Zentralbanken"). Das Luxembur-
gische Währungsinstitut wird die Zentralbank Luxemburgs sein.
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KAPITEL II

ZTF'LE UND AUFGABEN DES ESZB

Artikel 2

Ziele

Nach Artikel 105 Absatz 1 dieses Vertrags ist es das vorrangige Ziel des ESZB, die
Preisstabilität zu gewährleisten. Soweit dies ohne Beeinträchtigung des Zieles der
Preisstabilität möglich ist, unterstützt das ESZB die allgemeine Wirtschaftspolitik in
der Gemeinschaft, um zur Verwirklichung der in Artikel 2 dieses Vertrags festgeleg-
ten Ziele der Gemeinschaft beizutragen. Das ESZB handelt im Einklang mit dem
Grundsatz einer offenen Marktwirtschaft mit freiem Wettbewerb, wodurch ein effi-
zienter Einsatz der Ressourcen gefördert wird, und hält sich dabei an die in Arti-
kel 3 a dieses Vertrags genannten Grundsätze.

Artikel 3

Aufgaben

3.1. Nach Artikel 105 Absatz 2 dieses Vertrags bestehen die grundlegenden Aufga-
ben des ESZB darin,

- die Geldpolitik der Gemeinschaft festzulegen und auszuführen;

- Devisengeschäfte im Einklang mit Artikel 109 dieses Vertrags durchzuführen;

- die offiziellen Währungsreserven der Mitgliedstaaten zu halten und zu verwalten;

- das reibungslose Funktionieren der Zahlungssysteme zu fördern.

3.2. Nach Artikel 105 Absatz 3 dieses Vertrags berührt Artikel 3.1 dritter Gedanken-
strich nicht die Haltung und Verwaltung von Arbeitsguthaben in Fremdwährungen
durch die Regierungen der Mitgliedstaaten.

3.3. Das ESZB trägt nach Artikel 105 Absatz 5 dieses Vertrags zur reibungslosen
Durchführung der von den zuständigen Behörden auf dem Gebiet der Aufsicht über
die Kreditinstitute und der Stabilität des Finanzsystems ergriffenen Maßnahmen bei.
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Artikel 4

Beratende Funktionen

Nach Artikel 105 Absatz 4 dieses Vertrags

a) wird dieEZB gehört

- z! allen Vorschlägen für Rechtsakte der Gemeinschaft im Zuständigkeitsbe-
reich der EZB;

- von den nationalen Behörden zu allen Entwürfen für Rechtsvorschriften im
Zuständigkeitsbereich der EZB, und zwar innerhalb der Grenzen und unter
den Bedingungen, die der Rat nach dem Verfahren des Artikels 42 festlegt;

b) kann die EZB gegenüber den zuständigen Organen und Einrichtungen der Ge-
meinschaft und gegenüber den nationalen Behörden Stellungnahmen zu in ihren
Zuständigkeitsbereich fallenden Fragen abgeben.

Artikel 5

Erhebung Yon statistischen Daten

5.I. Zlr Wahrnehmung der Aufgaben des ESZB holt die EZB mit Unterstützung der
nationalen Zentralbanken die erforderlichen statistischen Daten entweder von den
zuständigen nationalen Behörden oder unmittelbar von den Wirtschaftssubjekten ein.
Zu diesem Zweck arbeitet sie mit den Organen und Einrichtungen der Gemeinschaft
und den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten oder dritter Länder sowie mit
internationalen Organisationen zusammen.

5.2. Die in Artikel 5.1 bezeichneten Aufgaben werden soweit wie möglich von den
nationalen Zentr alb anken ausgeführt.

5.3. Soweit erforderlich fördert die EZB die Harmonisierung der Bestimmungen und
Gepflogenheiten auf dem Gebiet der Erhebungo Zusammenstellung und Weitergabe
von statistischen Daten in den in ihre Zuständigkeit fallenden Bereichen.

5.4. Der Kreis der berichtspflichtigen natürlichen und juristischen Personen, die Be-
stimmungen über die Vertraulichkeit sowie die geeigneten Vorkehrungen zu ihrer
Durchsetzung werden vom Rat nach dem Verfahren des Artikels 42 festgelegt.

Artikel 6

Internationale Zusammenarbeit

6.1. Im Bereich der internationalen Zusammenarbeit, die die dem ESZB übertrage-
nen Aufgaben betrifft, entscheidet die EZB, wie das ESZB vertreten wird.
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6.2. Die EZB und, soweit diese zustimmt, die nationalen Zentralbanken sind befugt,
sich an internationalen Währungseinrichtungen zu beteiligen.

6.3. Die Artikel 6.1 und 6.2 finden unbeschadet des Artikels 109 Absatz 4 dieses Ver-
trags Anwendung.

KAPITEL III

ORGANISATION DES ESZB

Artikel 7

Unabhängigkeit

Nach Artikel 107 dieses Vertrags darf bei der Wahrnehmung der ihnen durch diesen
Vertrag und diese Satzung übertragenen Befugnisse, Aufgaben und Pflichten weder
die EZB noch eine nationale Zenttalbank, noch ein Mitglied ihrer Beschlußorgane
Weisungen von Organen oder Einrichtungen der Gemeinschaft, Regierungen der
Mitgliedstaaten oder anderen Stellen einholen oder entgegennehmen. Die Organe
und Einrichtungen der Gemeinschaft sowie die Regierungen der Mitgliedstaaten ver-
pflichten sich, diesen Grundsatz zu beachten und nicht zu versuchen, die Mitglieder
der Beschlußorgane der E,ZB oder der nationalen Zentralbanken bei der Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben zu beeinflussen.

Artikel 8

Allgemeiner Grundsatz

Das ESZB wird von den Beschlußorganen der EZB geleitet.

Artikel 9

Die Europäische Zentralbank

9.1. Die EZB, die nach Artikel 106 Absatz 2 dieses Vertrags mit Rechtspersönlichkeit
ausgestattet ist, besitzt in jedem Mitgliedstaat die weitestgehende Rechts- und Ge-
schäftsl?ihigkeit, die juristischen Personen nach dessen Rechtsvorschriften zuerkannt
ist; sie kann insbesondere bewegliches und unbewegliches Vermögen erwerben und
veräußern sowie vor Gericht stehen.

9.2. Die EZB stellt sicher, daß die dem ESZB nach Artikel 105 Absätze 2,3 und 5
dieses Vertrags übertragenen Aufgaben entweder durch ihre eigene Tätigkeit nach
Maßgabe dieser Satzung oder durch die nationalen Zentralbanken nach den Artikeln
l2.l und 14 erfüllt werden.
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9.3. Die Beschlußorgane der EZB sind nach Artikel 106 Absatz 3 dieses Vertrags der
EZB-Rat und das Direktorium.

Artikel 10

Der EZB.-Rat

10.1. Nach Artikel 109 a Absatz I dieses Vertrags besteht der EZB-Rat aus den Mit-
gliedern des Direktoriums der EZB und den häsidenten der nationalen Zentralban-
ken.

10.2. Vorbehaltlich des Artikels 10.3 sind nur die persönlich anwesenden Mitglieder
des EZB-Rates stimmberechtigt. Abweichend von dieser Bestimmung kann in der in
Artikel 12.3 genannten Geschäftsordnung vorgesehen werden, daß Mitglieder des
EZB-Rates im Wege einer Telekonferenz an der Abstimmung teilnehmen können. In
der Geschäftsordnung wird ferner vorgesehen, daß ein für längere Zeit an der
Stimmabgabe verhindertes Mitglied einen Stellvertreter als Mitglied des EZB-Rates
benennen kann.

Vorbehaltlich der Artikel 10.3 und ll.3 hat jedes Mitglied des EZB-Rates eine
Stimme. Soweit in dieser Satzung nichts anderes bestimmt ist, beschließt der EZB-
Rat mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Präsidenten
den Ausschlag.

Der EZB-Rat ist beschlußfähig, wenn mindestens zwei Drittel seiner Mitglieder an
der Abstimmung teilnehmen. Ist der EZB-Rat nicht beschlußfühig, so kann der Prä-
sident eine außerordentliche Sitzung einberufen, bei der für die Beschlußfähigkeit
die Mindestteilnahmequote nicht erforderlich ist.

10.3. Für alle Beschlüsse im Rahmen der Artikel 28,29,30,32,33 und 51 werden die
Stimmen im EZB-Rat nach den Anteilen der nationalen Zentralbanken am gezeich-
neten Kapital der EZB gewogen. Die Stimmen der Mitglieder des Direktoriums wer-
den mit Null gewogen. Ein Beschluß, der die qualifizierte Mehrheit der Stimmen er-
fordert, gilt als angenommen, wenn die abgegebenen Ja-Stimmen mindestens zwei
Drittel des gezeichneten Kapitals der EZB und mindestens die Hälfte der Anteilseig-
ner vertreten. Bei Verhinderung eines Präsidenten einer nationalen Zentralbank kann
dieser einen Stellvertreter zur Abgabe seiner gewogenen Stimme benennen.

10.4. Die Aussprachen in den Ratssitzungen sind vertraulich. Der EZB-Rat kann be-
schließen, das Ergebnis seiner Beratungen zu veröffentlichen.

10.5. Der EZB-Rat tritt mindestens zehnmal im Jahr zusammen.
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Artikel 11

Das Direktorium

11.1. Nach Artikel 109 a Absatz 2 Buchstabe a dieses Vertrags besteht das Direk-
torium aus dem Präsidenten, dem Vizepräsidenten und vier weiteren Mitgliedern.

Die Mitglieder erfüllen ihre Pflichten hauptamtlich. Ein Mitglied darf weder entgelt-.
lich noch unentgeltlich einer anderen Beschäftigung nachgehen, es sei denn, der
EZB-Rat erteilt hierzu ausnahmsweise seine Zustimmung.

11.2. Nach Artikel 109 a Absatz 2 Buchstabe b dieses Vertrags werden der Präsident,
der Vizepräsident und die weiteren Mitglieder des Direktoriums von den Regierun-
gen der Mitgliedstaaten auf der Ebene der Staats- und Regierungschefs auf Empfeh-
lung des Rates, der hierzu das Europäische Parlament und den EZB-Rat anhört, aus
dem Kreis der in Währungs- oder Bankfragen anerkannten und erfahrenen Persön-
lichkeiten einvernehmlich ausgewählt und ernannt.

Ihre Amtszeit beträgt acht Jahre; Wiederernennung ist nicht zulässig.

Nur Staatsangehörige der Mitgliedstaaten können Mitglieder des Direktoriums sein.

11.3. Die Beschäftigungsbedingungen für die Mitglieder des Direktoriums, insbeson-
dere ihre Gehälter und Ruhegehälter sowie andere Leistungen der sozialen Sicher-
heit, sind Gegenstand von Verträgen mit der F,ZB und werden vom EZB-Rat auf
Vorschlag eines Ausschusses festgelegt, der aus drei vom EZB-Rat und drei vom Rat
ernannten Mitgliedern besteht. Die Mitglieder des Direktoriums haben in den in die-
sem Absatz bezeichneten Angelegenheiten kein Stimmrecht.

11.4. Ein Mitglied des Direktoriums, das die Voraussetzungen für die Ausübung sei-
nes Amtes nicht mehr erfüllt oder eine schwere Verfehlung begangen hat, kann auf
Antrag des EZB-Rates oder des Direktoriums durch den Gerichtshof seines Amtes
enthoben werden.

11.5. Jedes persönlich anwesende Mitglied des Direktoriums ist berechtigt, an Ab-
stimmungen teilzunehmen, und hat zu diesem Zweck eine Stimme. Soweit nichts an-
deres bestimmt ist, beschließt das Direktorium mit der einfachen Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Präsidenten den Aus-
Jchlag. Die Abstimmungsmodalitäten werden in der in Artikel 12.3 bezeichneten
Geschäftsordnung geregelt.

11.6. Das Direktorium führt die laufenden Geschäfte der EZB.

11.7. Freiwerdende Sitze im Direktorium sind durch Ernennung eines neuen Mit-
glieds nach Artikel ll.2 zl besetzen.
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Artiket 12

Aufgaben der Beschlußorgane

12.1. Der EZB-Rat erläßt die Leitlinien und Entscheidungen, die notwendig sind,
um die Erfüllung der dem ESZB nach diesem Vertrag und dieser Satzung übertrage-
nen Aufgaben zu gewährleisten. Der EZB-Rat legt die Geldpolitik der Gemeinschäft
fest, gegebenenfalls einschließlich von Entscheidungen in bezug auf geldpolitische
Zwischenziele, Leitzinssätze und die Bereitstellung von Zentralbankgeld im ESZB,
und erläßt die für ihre Ausführung notwendigen Leitlinien.

Das Direktorium führt die Geldpolitik gemäß den Leitlinien und Entscheidungen
des EZB-Rates aus. Es erteilt hierzu den nationalen Zentralbanken die erforderlichen
Weisungen. Ferner können dem Direktorium durch Beschluß des EZB-Rates be-
stimmte Befugnisse übertragen werden.

Unbeschadet dieses Artikels nimmt die EZB die nationalen Zentralbanken zur
Durchführung von Geschäften, die zu den Aufgaben des EszB gehören, in An-
spruch, soweit dies möglich und sachgerecht erscheint.

12.2. Die Vorbereitung der Sitzungen des EZB-Rates obliegt dem Direktorium.

12.3. Der EZB-Rat beschließt eine Geschäftsordnung, die die interne Organisation
der EZB und ihrer Beschlußorgane regelt.

12.4. Der EZB'Rat nimmt die in Artikel 4 genannten beratenden Funktionen wahr.

12.5. Der EZB-Rat trifft die Entscheidungen nach Artikel 6.

Artikel 13

Der Präsident

13.1. Den Vorsitz im EZB-Rat und im Direktorium der EZB führt der Präsident
oder, bei seiner Verhinderung, der Vizepräsident.

13.2. Unbeschadet des Artikels 39 vertritt der Präsident oder eine von ihm benannte
Person die EZB nach außen.

Artikel 14

Nationale Zentr albtnken

14.1. Nach Artikel 108 dieses Vertrags stellt jeder Mitgliedstaat sicher, daß späte-
stens zum Zeitpunkt der Errichtung des ESZB seine innerstaatlichen Rechtsvorschrif-
ten einschließlich der Satzung seiner Zentralbank mit diesem Vertrag und dieser Sat-
zung im Einklang stehen.
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14.2. ln den Satzungen der nationalen Zentralbanken ist insbesondere vorzusehen,
daß die Amtszeit des Präsidenten der jeweiligen nationalen Zentralbank mindestens
fünf Jahre beträgt.

Der Präsident einer nationalen Zentralbank kann aus seinem Amt nur entlassen wer-
den, wenn er die Voraussetzungen für die Ausübung seines Amtes nicht mehr erfüllt
oder eine schwere Verfehlung begangen hat. Gegen eine entsprechende Entscheidung
kann der betreffende Präsident einer nationalen Zentralbank oder der EZB-Rat we-
gen Verletzung dieses Vertrags oder einer bei seiner Durchführung anzuwendenden
Rechtsnorm den Gerichtshof anrufen. Solche Klagen sind binnen zwei Monaten zr;r
erheben; diese Frist läuft je nach Lage des Falles von der Bekanntgabe der betreffen-
den Entscheidung, ihrer Mitteilung an den Kläger oder in Ermangelung dessen von
dem Zeitpunkt ano zu dem der Kläger von dieser Entscheidung Kenntnis erlangt hat.

14.3. Die nationalen Zentralbanken sind integraler Bestandteil des ESZB und han-
deln gemäß den Leitlinien und Weisungen der EZB. Der EZB-Rat trifft die notwen-
digen Maßnahmen, um die Einhaltung der Leitlinien und Weisungen der EZB si'
cherzustellen, und kann verlangen, daß ihm hierzu alle erforderlichen Informationen
zur Verfügung gestellt werden.

14.4. Die nationalen Zentralbanken können andere als die in dieser Satzung bezeich-
neten Aufgaben wahrnehmen, es sei denn, der EZB-Rat stellt mit Zweidrittelmehr-
heit der abgegebenen Stimmen fest, daß diese Aufgaben nicht mit den Zielen und
Aufgaben des ESZB vereinbar sind. Derartige Aufgaben werden von den nationalen
Zentralbanken in eigener Verantwortung und auf eigene Rechnung wahrgenommen
und gelten nicht als Aufgaben des ESZB.

Artikel 15

Berichtspflichten

15.1. Die EZB erstellt und veröffentlicht mindestens vierteljährlich Berichte über die
Tätigkeit des ESZB.

15.2. Ein konsolidierter Ausweis des ESZB wird wöchentlich veröffentlicht.

15.3. Nach Artikel 109 b Absatz 3 dieses Vertrags unterbreitet dieEZB dem Europäi-
schen Parlament, dem Rat und der Kommission sowie auch dem Europäischen Rat
einen Jahresbericht über die Tätigkeit des ESZB und die Geld- und Währungspolitik
im vergangenen und im laufenden Jahr.

15.4. Die in diesem Artikel bezeichneten Berichte und Ausweise werden Interessen-
ten kostenlos zur Verfügung gestellt.
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Artikel 16

Banknoten

Nach Artikel 105 a Absatz I dieses Vertrags hat der EZB-Rat das ausschließliche
Recht, die Ausgabe von Banknoten innerhalb der Gemeinschaft zu genehmigen. Die
EZB und die nationalen Zenttalbanken sind zur Ausgabe von Banknoten berechtigt.
Die von der EZB und den nationalen Zentralbanken ausgegebenen Banknoten sind
die einzigen Noten, die in der Gemeinschaft als gesetzliches Zahlungsmittel gelten.

Die EZB berücksichtigt soweit wie möglich die Gepflogenheiten bei der Ausgabe
und der Gestaltung von Banknoten.

KAPITEL IV

WAHRUNGSPOLITISCHE AUFGABEN UND OPERATIONEN
DES ESZB

Artikel 17

Konten bei der EZB und den nationalen Zentralbanken

Zur Durchführung ihrer Geschäfte können die EZB und die nationalen Zentralban-
ken für Kreditinstitute, öffentliche Stellen und andere Marktteilnehmer Konten er-
öffnen und Vermögenswerte, einschließlich Schuldbuchforderungen, als Sicherheit
hereinnehmen.

Artikel 18

Offenmarkt- und Kreditgeschäfte

18.1. Ztr Erreichung der Ziele des ESZB und zur Erfüllung seiner Aufgaben können
die EZB und die nationalen Zentralbanken

- auf den Finanzmärkten tätig werden, indem sie auf Gemeinschafts- oder Dritt-
landswährungen lautende Forderungen und börsengängige Wertpapiere sowie
Edelmetalle endgültig (per Kasse oder Termin) oder im Rahmen von Rückkaufs-
vereinbarungen kaufen und verkaufen oder entsprechende Darlehensgeschäfte
tätigen;

Kreditgeschäfte mit Kreditinstituten
wobei für die Darlehen ausreichende
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18.2. Die EZB stellt allgemeine Grundsätze für ihre eigenen Offenmarkt- und Kre-
ditgeschäfte und die der nationalen Zentralbanken auf; hierzu gehören auch die
Grundsätze für die Bekanntmachung der Bedingungen, zu denen sie bereit sind, der-
artige Geschäfte abzuschließen.

Artikel 19

Mindestresenven

19.1. Vorbehaltlich des Artikels 2 kann die EZB zur Verwirklichung der geldpoliti-
schen Ziele verlangen, daß die in den Mitgliedstaaten niedergelassenen Kreditinsti-
tute Mindestreserven auf Konten bei der EZB und den nationalen Zentralbanken
unterhalten. Verordnungen über die Berechnung und Bestimmung des Mindestreser-
vesolls können vom EZB-Rat erlassen werden. Bei Nichteinhaltung kann die EZB
Strafzinsen erheben und sonstige Sanktionen mit vergleichbarer Wirkung verhängen.

19.2. Zum Zwecke der Anwendung dieses Artikels legt der Rat nach dem Verfahren
des Artikels 42 die Basis für die Mindestreserven und die höchstzulässigen Relatio-
nen zwischen diesen Mindestreserven und ihrer Basis sowie die angemessenen Sank-
tionen fest, die bei Nichteinhaltung anzuwenden sind.

Artikel 20

Sonstige geldpolitische Instrumente

Der EZB-Rat kann mit der Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen
über die Anwendung anderer Instrumente der Geldpolitik entscheiden, die er bei
Beachtung des Artikels 2 für zweckmäßig hält.

Der Rat legt nach dem Verfahren des Artikels 42 den Anwendungsbereich solcher
Instrumente fest, wenn sie Verpflichtungen für Dritte mit sich bringen.

Artiket 21

Geschäfte mit öffentlichen Stellen

21.1. Nach Artikel 104 dieses Vertrags sind Überziehungs- oder andere Kreditfazili-
täten bei der EZB oder den nationalen Zentralbanken für Organe oder Einrichtun-
gen der Gemeinschaft, Zentralregierungen, regionale oder lokale Gebietskörperschaf-
ten oder andere öffentlich-rechtliche Körperschaften, sonstige Einrichtungen des öf-
fentlichen Rechts oder öffentliche Unternehmen der Mitgliedstaaten ebenso verboten
wie der unmittelbare Erwerb von Schuldtiteln von diesen durch die EZB oder die
nationalen Zentralbanken.
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21.2. Die EZB und die nationalen Zentralbanken können als Fiskalagent für die in
Artikel 2l.l bezeichneten Stellen tätig werden.

21.3. Die Bestimmungen dieses Artikels gelten nicht für Kreditinstitute in öffent-
lichem Eigentum; diese werden von der jeweiligen nationalen Zentralbank und der
EZB, was die Bereitstellung von Zentralbankgeld betrifft, wie private Kreditinstitute
behandelt.

Artikel22

Verrechnungs- und Zahlungssysteme

Die EZB und die nationalen Zentralbanken können Einrichtungen zur Verfügung
stellen und die EZB kann Verordnungen erlassen, un effiziente und zuverlässige
Verrechnungs- und Zahlungssysteme innerhalb der Gemeinschaft und im Verkehr
mit dritten Ländern zu gewährleisten.

Artikel 23

Geschäfte mit dritten Ländern und internationalen Organisationen

Die EZB und die nationalen Zentralbanken sind befugt,

- mit Zenfialbanken und Finanzinstituten in dritten Ländern und, soweit zweck-
dienlich, mit internationalen organisationen Beziehungen aufzunehmen ;

- alle Arten von Devisen und Edelmetalle per Kasse und per Termin zu kaufen
und zu verkaufen; der Begriff,,Devisen" schließt Wertpapiere und alle sonstigen
Vermögenswerte, die auf beliebige Währungen oder Rechnungseinheiten lauten,
unabhängig von deren Ausgestaltung ein;

- die in diesem Artikel bezeichneten Vermögenswerte zu halten und zu verwalten;

- alle Arten von Bankgeschäften, einschließlich der Aufnahme und Gewährung
von Krediten, im Verkehr mit dritten Ländern sowie internationalen Organisatio-
nen zu tätigen.

Artikel 24

Sonstige Geschäfte

Die EZB und die nationalen Zentralbanken sind befugt, außer den mit ihren Aufga-
ben verbundenen Geschäften auch Geschäfte für ihren eigenen Betrieb und für ihre
Bediensteten zu tätigen.
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KAPITEL V

AUFSICHT

Artikel 25

Aufsicht

25.1. Die EZB kann den Rat, die Kommission und die zuständigen Behörden der
Mitgliedstaaten in Fragen des Geltungsbereichs und der Anwendung der Rechtsvor-
schriften der Gemeinschaft hinsichtlich der Aufsicht über die Kreditinstitute sowie
die Stabilität des Finanzsystems beraten und von diesen konsultiert werden.

25.2. Aufgrund von Beschlüssen des Rates nach Artikel 105 Absatz 6 dieses Vertrags
kann die EZB besondere Aufgaben im Zusammenhang mit der Aufsicht über die
Kreditinstitute und sonstige Finanzinstitute mit Ausnahme von Versicherungsunter-
nehmen wahrnehmen.

KAPITEL VI

FINANZVORSCHRIFTEN DES ESZB

Artikel 26

Jahresabschlüsse

26.1. Das Geschäftsjahr der EZB und der nationalen Zentralbanken beginnt
1. Januar und endet am 31. Dezember.

26.2. Der Jahresabschluß der EZB wird vom Direktorium nach den vom EZB-Rat
aufgestellten Grundsätzen erstellt. Der Jahresabschluß wird vom EZB-Rat festgestellt
und sodann veröffentlicht.

26.3. Für Analyse- und Geschäftsführungszwecke erstellt das Direktorium eine kon-
solidierte Bilanz des ESZB, in der die zum ESZB gehörenden Aktiva und Passiva der
nationalen Zentt albanken ausgewiesen werden.

26.4. Zur Anwendung dieses Artikels erläßt der
ten für die Standardisierung der buchmäßigen
schäfte der nationalen Zentralbanken.
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Artikel 27

Rechnungsprüfung

21.1. Die Jahresabschlüsse der EZB und der nationalen Zentralbanken werden von
unabhängigen externen Rechnungsprüfern, die vom EZB-Rat empfohlen und vom
Rat anerkannt wurden, geprüft. Die Rechnungsprüfer sind befugt, alle Bücher und
Konten der EZB und der nationalen Zentralbanken zu prüfen und alle Auskünfte
über deren Geschäfte zu verlangen.

27.2. Artikel 188 c dieses Vertrags ist nur auf eine Prüfung der Effizienz der Verwal-
tung der EZB anwendbar.

Artikel 28

Kapital der ßZB

28.1. Das Kapital der EZB bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit beträgt 5 Milliarden
ECU. Das Kapital kann durch einen Beschluß des EZB-Rates mit der in Artikel 10.3
vorgesehenen qualifizierten Mehrheit innerhalb der Grenzen und unter den Bedin-
gungen, die der Rat nach dem Verfahren des Artikels 42 festleg!, erhöht werden.

28.2. Die nationalen Zentralbanken sind alleinige Zeichner und Inhaber des Kapi-
tals der EZB. Die Zeichnung des Kapitals erfolgt nach dem gemäß Artikel 29 fest-
gelegten Schlüssel.

28.3. Der EZB-Rat bestimmt mit der in Artikel 10.3 vorgesehenen qualifizierten
Mehrheit, in welcher Höhe und welcher Form das Kapital einzuzahlen ist.

28.4. Vorbehaltlich des Artikels 28.5 können die Anteile der nationalen Zentralban-
ken am gezeichneten Kapital der EZB nicht übertragen, verpfändet oder gepfändet
werden.

28.5. Im Falle einer Anpassung des in Artikel 29 bezeichneten Schlüssels sorgen die
nationalen Zentralbanken durch Übertragungen von Kapitalanteilen untereinander
dafür, daß die Verteilung der Kapitalanteile dem angepaßten Schlüssel entspricht.
Die Bedingungen für derartige übertragungen werden vom EZB-Rat festgelegt.

Artikel 29

Schlüssel für die Kapitalzeichnung

29.1. Nach Errichtung des ESZB und der EZB gemäß dem Verfahren des Artikels
109 I Absatz I dieses Vertrags wird der Schlüssel für die Zeichnung des Kapitals der
EZB festgelegt. In diesem Schlüssel erhält jede nationale Zentralbank einen Ge-
wichtsanteil, der der Summe folgender Prozentsätze entspricht:
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- 50 % des Anteils des jeweiligen Mitgliedstaats an der Bevölkerung der Gemein-
schaft im vorletzten Jahr vor der Errichtung des ESZB;

- 50 % des Anteils des jeweiligen Mitgliedstaats am Bruttoinlandsprodukt der
Gemeinschaft nt Marktpreisen in den fünf Jahren vor dem vorletzten Jahr vor
der Errichtung des ESZB.

Die Prozentsätze werden zum nächsten Vielfachen von 0,05 Prozentpunkten aufge-
rundet.

29.2. Die zur Anwendung dieses Artikels zu verwendenden statistischen Daten
werden von der Kommission nach den Regeln bereitgestellt, die der Rat nach dem
Verfahren des Artikels 42 festlegt.

29.3. Die den nationalen Zentralbanken zugeteilten Gewichtsanteile werden nach Er-
richtung des ESZB alle fünf Jahre unter sinngemäßer Anwendung der Bestimmun-
gen des Artikels 29.1 angepaßt. Der neue Schlüssel gilt jeweils vom ersten Tag des
folgenden Jahres an.

29.4. Der EZB-Rat trifft alle weiteren Maßnahmen, die zur Anwendung dieses Arti-
kels erforderlich sind.

Artikel 30

Übertragung von Währungsreseryen auf die ßZB

30.1. Unbeschadet des Artikels 28 wird dieEZB von den nationalen Zentralbanken
mit Währungsreserven, die jedoch nicht aus Währungen der Mitgliedstaaten, ECU,
IWF-Reservepositionen und SZR gebildet werden dürfen, bis zu einem Gegenwert
von 50 Milliarden ECU ausgestattet. Der EZB-Rat entscheidet über den von der
EZB nach ihrer Errichtung einzufordernden Teil sowie die zu späteren Zeitpunkten
einzufordernden Beträge. Die EZB hat das uneingeschränkte Recht, die ihr übertra-
genen Währungsreserven zu halten und zu verwalten sowie für die in dieser Satzung
genannten Zwecke zu verwenden.

30.2. Die Beiträge der einzelnen nationalen Zentralbanken werden entsprechend ih-
rem jeweiligen Anteil am gezeichneten Kapital der EZB bestimmt.

30.3. Die EZB schreibt jeder nationalen Zentralbank eine ihrem Beitrag entspre-
chende Forderung gut. Der EZB-Rat entscheidet über die Denominierung und
Verzinsung dieser Forderungen.

30.4. Die EZB kann nach Artikel 30.2 über den in Artikel 30.1 festgelegten Betrag
hinaus innerhalb der Grenzen und unter den Bedingungen, die der Rat nach dem
Verfahren des Artikels 42 festlegt, die Einzahlung weiterer Währungsreserven for-
dern.

30.5. Die EZB kann IWF-Reservepositionen und SZR halten und verwalten sowie
die Zusammenlegung solcher Aktiva vorsehen.
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30.6. Der EZB-Rat trifft alle weiteren
kels erforderlich sind.

Maßnahmen, die zrrr Anwendung dieses Arti-

Artikel 31

Währungsreserven der nationalen Zentralbanken

31.1. Die nationalen Zentralbanken sind befugt, zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen
gegenüber internationalen Organisationen nach Artikel 23 Geschäfte abzuschließen.

31.2. Alle sonstigen Geschäfte mit den Währungsreserven, die den nationalen
Zentralbanken nach den in Artikel 30 genannten Übertragungen verbleiben, sowie
von Mitgliedstaaten ausgeführte Transaktionen mit ihren Arbeitsguthaben in Fremd-
währungen bedürfen oberhalb eines bestimmten im Rahmen des Artikels 31.3 fest-
zulegenden Betrags der Zustimmung der EZB, damit übereinstimmung mit der
wechselkurs- und der währungspolitik der Gemeinschaft gewährleistet ist.

31.3. Der EZB-Rat erläßt Richtlinien mit dem Ziel, derartige Geschäfte nr erleich-
tern.

Artikel 32

verteilung der monetären Einkünfte der nationalen zenfialbanken

32.L Die Einkünfteo die den nationalen
währungspolitischen Aufgaben des ESZB
Einkünfte" bezeichnet), werden am Ende
Artikel verteilt.

Zentralbanken aus der Erfüllung der
zufließen (im folgenden als ,,monetäre
eines jeden Geschäftsjahrs nach diesem

32.2. Yorbehaltlich des Artikels 32.3 entspricht der Betrag der monetären Einkünfte
einer jeden nationalen Zentralbank ihren jährlichen Einkünften aus Vermögenswer-
ten, die sie als Gegenposten zum Bargeldumlauf und zu ihren Verbindlichkeiten aus
Einlagen der Kreditinstitute hält. Diese Vermögenswerte werden von den nationalen
Zentralbanken gemäß den vom EZB-Rat zu erlassenden Richtlinien gesondert erfaßt.

32.3. Wenn nach dem Übergang zur dritten Stufe die Bilanzstrukturen der nationa-
len Zentralbanken nach Auffassung des EZB-Rates die Anwendung des Artikels 32.2
nicht gestatteno kann der EZB-Rat mit qualifizierter Mehrheit beschließen, daß die
monetären Einkünfte für einen Zeitraum-von höchstens fünf Jahren abweicLend von
Artikel 32.2 nach einem anderen Verfahren bemessen werden.

32.4. Der Betrag der monetären Einkünfte einer jeden nationalen Zentralbank ver-
mindert sich um den Betrag etwaiger Zinsen, die von dieser Zentralbank auf ihre
Verbindlichkeiten aus Einlagen der Kreditinstitute nach Artikel 19 gezahlt werden.
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Der EZB-Rat kann beschließen, daß die nationalen Zentralbanken für Kosten in
Verbindung mit der Ausgabe von Banknoten oder unter außergewöhnlichen Umstän-
den für spezifische Verluste aus für das ESZB unternommenen währungspolitischen
Operationen entschädigt werden. Die Entschädigung erfolgt in einer Form, die der
EZB-Rat für angemessen hält; diese, Beträge können mit den monetären Einkünften
der nationalen Zentralbanken verrechnet werden.

32.5. Die Summe der monetären Einkünfte der nationalen Zentralbanken wird vor-
behaltlich etwaiger Beschlüsse des EZB-Rates nach Artikel 33.2 wter den nationalen
Zentralbanken entsprechend ihren eingezahlten Anteilen am Kapital der EZB ver-
teilt.

32.6. DieVerrechnung und den Ausgleich der Salden aus der Verteilung der monetä-
ren Einkünfte nimmt die EZB gemäß den Richtlinien des EZB-Rates vor.

32.7. Der EZB-Rat trifft alle weiteren Maßnahmen, die zur Anwendung dieses
Artikels erforderlich sind.

Artikel 33

Verteilung der Nettogewinne und Verluste der F,ZB

33.1. Der Nettogewinn der EZB wird in der folgenden Reihenfolge verteilt:

a) Ein vom EZB-Rat zu bestimmender Betrag, der 20 % des Nettogewinns nicht
übersteigen darf, wird dem allgemeinen Reservefonds bis zu einer Obergrenze von
100 % des Kapitals zugeführt;

b) der verbleibende Nettogewinn wird an die Anteilseigner der EZB entsprechend
ihren eingezahlten Anteilen ausgeschüttet.

33.2. Falls die EZB einen Verlust erwirtschaftet, kann der Fehlbetrag aus dem allge-
meinen Reservefonds der EZB und erforderlichenfalls nach einem entsprechenden
Beschluß des EZB-Rates aus den monetären Einkünften des betreffenden Geschäfts-
jahrs im Verhältnis und bis in Höhe der Beträge gezahlt werden, die nach Artikel
32.5 an die nationalen Zentralbanken verteilt werden.

KAPITEL VII

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 34

Rechtsakte

Vertrags werden von der EZB34.L Nach Artikel 108 a dieses
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- Verordnungen erlassen, insoweit dies für die Erfüllung der in Artikel 3.1 erster
Gedankenstrich, Artikel 19.1, Artikel 22 oder Artikel 25.2 festgelegten Aufgaben
erforderlich ist; sie erläßt Verordnungen ferner in den Fällen, die in den Rechts-
akten des Rates nach Artikel42 vorgesehen werden;

- die Entscheidungen erlassen, die zur Erfüllung der dem ESZB nach diesem Ver-
trag und dieser Satzung übertragenen Aufgaben erforderlich sind;

Empfehlungen und Stellungnahmen abgegeben.

34.2. Eine Verordnung hat allgemeine Geltung. Sie ist in allen ihren Teilen verbind-
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. Empfehlungen und Stellungnahmen
sind nicht verbindlich.

Eine Entscheidung ist in allen ihren Teilen für diejenigen verbindlich, an die sie ge-
richtet ist.

Die Artikel 190, 191 und 192 dieses Vertrags gelten für die Verordnungen und Ent-
scheidungen der EZB.

Die EZB kann die Veröffentlichung ihrer Entscheidungen, Empfehlungen und Stel-
lungnahmen beschließen.

34.3. Innerhalb der Grenzen und unter den Bedingungen, die der Rat nach dem Ver-
fahren des Artikels 42 festlegt, ist die EZB befugt, Unternehmen bei Nichteinhaltung
der Verpflichtungen, die sich aus ihren Verordnungen und Entscheidungen ergeben,
mit Geldbußen oder in regelmäßigen Abständen zu zahlenden Strafgeldern zu be-
legen.

Artikel 35

Gerichtliche Kontrolle und damit verbundene Angelegenheiten

35.1. Die Handlungen und Unterlassungen der EZB unterliegen in den Fällen und
unter den Bedingungen, die in diesem Vertrag vorgesehen sind, der Überprüfung
und Auslegung durch den Gerichtshof. Die EZB ist in den Fällen und unter den Be-
dingungen, die in diesem Vertrag vorgesehen sind, klageberechtigt.

35.2. Über Rechtsstreitigkeiten zwischen der EZB einerseits und ihren Gläubigern,
Schuldnern oder dritten Personen andererseits entscheiden die zuständigen Gerichte
der einzelnen Staaten vorbehaltlich der Zuständigkeiten, die dem Gerichtshof zuer-
kannt sind.

35.3. Die EZB unterliegt der Haftungsregelung des
Haftung der nationalen Zentralbanken richtet sich
lichen Recht.
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35.4. Der Gerichtshof ist für Entscheidungen aufgrund einer Schiedsklausel zustän-
dig, die in einem von der EZB oder für ihre Rechnung abgeschlossenen öffentlich-
rechtlichen oder privatrechtlichen Vertrag enthalten ist.

35.5. Für einen Beschluß der EZB, den Gerichtshof anzurufen, ist der EZB-Rat zu-
ständig.

35.6. Der Gerichtshof ist für Streitsachen zuständig, die die Erfüllung der Verpflich-
tungen aus dieser Satzung durch eine nationale Zentralbank betreffen. Ist die EZB
der Auffassung, daß eine nationale Zentralbank einer Verpflichtung aus dieser Sat-
zung nicht nachgekommen ist, so legt sie in der betreffenden Sache eine mit Grün-
den versehene Stellungnahme vor, nachdem sie der nationalen Zentralbank Gelegen-
heit zur Vorlage von Bemerkungen gegeben hat. Entspricht die nationale Zentral-
bank nicht innerhalb der von der EZB gesetzten Frist deren Stellungnahme, so kann
die EZB den Gerichtshof anrufen.

Artikel 36

Personal

36.1. Der EZB-Rat legt auf Vorschlag des Direktoriums die Beschäftigungsbedingun-
gen für das Personal der EZB fest.

36.2. Der Gerichtshof ist für alle Streitsachen zwischen der EZB und deren Bedien-
steten innerhalb der Grenzen und unter den Bedingungen zuständig, die sich aus den
Beschäftigungsbedingungen ergeben.

Artikel 37

Sitz

Vor Ende 1992 beschließen die Regierungen der Mitgliedstaaten auf der Ebene der
Staats- und Regierungschefs im gegenseitigen Einvernehmen über den Sitz der EZB.

Artikel 38

Geheimhaltung

38.1. Die Mitglieder der Leitungsgremien und des Personals der EZB und der natio-
nalen Zentralbanken dürfen auch nach Beendigung ihres Dienstverhältnisses keine
der Geheimhaltungspflicht unterliegenden Informationen weitergeben.

38.2. Auf Personen mit Zugang zu Daten, die unter Gemeinschaftsvorschriften fal-
len, die eine Verpflichtung zur Geheimhaltung vorsehen, finden diese Gemein-
schaftsvorschriften Anwendung.
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Artikel 39

Unterschriftsberechtigte

Die EZB wird Dritten gegenüber durch den Präsidenten oder zwei Direktoriumsmit-
glieder oder durch die Unterschriften zweier vom Präsidenten zur Zeichnung im Na-
men der EZB gehörig ermächtigter Bediensteter der EZB rechtswirksam verpflichtet.

Artikel 40

Vorrechte und Befreiungen

Die EZB genießt im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten die zur Erfüllung ihrer Auf-
gabe erforderlichen Vorrechte und Befreiungen nach Maßgabe des Protokolls über
die Vorrechte und Befreiungen der Europäischen Gemeinschaften im Anhang zum
Vertrag zur Einsetzung eines gemeinsamen Rates und einer gemeinsamen Kommis-
sion der Europäischen Gemeinschaften.

KAPITEL VIII

ANnERUNG DER SATzUNG UND
ERGANZENDE RECHTSVORSCHRIFTEN

Artikel 4l

Vereinfachtes Anderungsverfahren

41.1. Nach Artikel 106 Absatz 5 dieses Vertrags kann der Rat die Artikel 5.1, 5.2,
5.3,  17,18,  19.1,  22,23,24,26,32.2,32.3,32.4,32.6,33.1.a und 36 d ieser  Satzung
entweder mit qualifizierter Mehrheit auf Empfehlung der EZB nach Anhörung der
Kommission oder einstimmig auf Vorschlag der Kommission nach Anhörung der
EZB ändern. Die Zustimmung des Europäischen Parlaments ist dabei jeweils erfor-
derlich.

41.2. Eine Empfehlung der EZB nach diesem Artikel erfordert einen einstimmigen
Beschluß des EZB-Rates.
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Artikel 42

Ergänzende Rechtsvorschriften

Nach Artikel 106 Absatz 6 dieses Vertrags erläßt der Rat unmittelbar nach dem Be-
schluß über den Zeitpunkt für den Beginn der dritten Stufe mit qualifizierter Mehr-
heit entweder auf Vorschlag der Kommission nach Anhörung des Europäischen Par-
laments und der EZB oder auf Empfehlung der EZB nach Anhörung des Europäi-
schen Parlaments und der Kommission die in den Artikeln 4, 5.4, 19.2,20,28.1,29.2,
30.4 und 34.3 dieser Satzung genannten Bestimmungen.

KAPITEL IX

ÜnnRGANGSBESTIMMUNGEN UND
SONSTIGE BESTIMMUNGEN FÜR DAS ESZB

Artikel 43

Allgemeine Bestimmungen

43.1. Eine Ausnahmeregelung nach Artikel 109 k Absatz 1 dieses Vertrags bewirkt,
daß folgende Artikel dieser Satzung für den betreffenden Mitgliedstaat keinerlei
Rechte oder Verpflichtungen entstehen lassen: Artikel 3,6,9.2012.1,14.3,16, 18, 19,
20, 22, 23, 26.2, 27, 30, 31, 32, 33, 34,50 und 52.

43.2. Die Zentralbanken der Mitgliedstaaten, für die eine Ausnahmeregelung nach
Artikel 109 k Absatz I dieses Vertrags gilt, behalten ihre währungspolitischen Befug-
nisse nach innerstaatlichem Recht.

43.3. In den Artikeln 3, 11.2, 19,34.2 und 50 bezeichnet der Ausdruck ,,Mitgliedstaa-
ten" gemäß Artikel 109 k Absatz 4 dieses Vertrags die ,,Mitgliedstaaten, für die keine
Ausnahmeregelung gilt".

43.4. ln den Artikeln 9.2, 10.1, 10.3, 12.1, 16, 17, 18, 22, 23, 27, 30, 31, 32,33.2 und
52 dieser Satzung ist der Ausdruck ,,nationale Zentralbanken" im Sinne von ,,Zen-
tralbanken der Mitgliedstaaten, für die keine Ausnahmeregelung gilt" zu verstehen.

43.5. In den Artikeln 10.3 und 33.1 bezeichnet der Ausdruck ,,Anteilseigner" die
,,Zentralbanken der Mitgliedstaaten, für die keine Ausnahmeregelung gilt".

43.6. In den Artikeln 10.3 und 30.2 ist der Ausdruck ,,gezeichnetes Kapital der EZB"
im Sinne von ,,Kapital der EZB, das von den Zentralbanken der Mitgliedstaaten ge-
zeichnet wurde, für die keine Ausnahmeregelung gilt" zu verstehen.
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Artikel 44

Yorübergehende Aufgaben der EZB

Die EZB übernimmt diejenigen Aufgaben des EWI, die infolge der für einen oder
mehrere Mitgliedstaaten geltenden Ausnahmeregelungen in der dritten Stufe noch er-
füllt werden müssen.

Bei der Vorbereitung der Aufhebung der Ausnahmeregelungen nach Artikel 109 k
dieses Vertrags nimmt die EZB eine beratende Funktion wahr.

Artikel 45

Der Erweiterte Rat der EZB

45.1. Unbeschadet des Artikels 106 Absatz 3 dieses Vertrags wird der Erweiterte Rat
als drittes Beschlußorgan der EZB eingesetzt.

45.2. Der Erweiterte Rat besteht aus dem Präsidenten und dem Vizepräsidenten der
EZB sowie den Präsidenten der nationalen Zentralbanken. Die weiteren Mitglieder
des Direktoriums können an den Sitzungen des Erweiterten Rates teilnehmen, besit-
zen aber kein Stimmrecht.

45.3. Die Verantwortlichkeiten des Erweiterten Rates sind in Artikel 47 dieser
Satzung vollständig aufgeführt.

Artikel 46

Geschäftsordnung des Erweiterten Rates

46.1. Der Präsident oder bei seiner Verhinderung der Vizepräsident der EZB führt
den Vorsitz im Erweiterten Rat der EZB.

46.2. Der Präsident des Rates und ein Mitglied der Kommission können an den
Sitzungen des Erweiterten Rates teilnehmen, besitzen aber kein Stimmrecht.

46.3. Der Präsident bereitet die Sitzungen des Erweiterten Rates vor.

46.4. Abweichend von Artikel 12.3 gibt sich der Erweiterte Rat eine Geschäftsord-
nung.

46.5. Das Sekretariat des Erweiterten Rates wird von der EZB gestellt.
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Artikel 47

Verantwortlichkeiten des Erweiterten Rates

47.1. Der Erweiterte Rat

- nimmt die in Artikel44 aufgeführten Aufgaben wahr;

- wirkt bei der Erfüllung der Beratungsfunktionen nach den Artikeln 4 und 25.1
mit.

47.2. Der Erweiterte Rat wirkt auch mit bei

- der Erhebung der statistischen Daten im Sinne von Artikel 5;

- den Berichtstätigkeiten der EZB im Sinne von Artikel 15;

- der Festlegung der erforderlichen Regeln für die Anwendung von Artikel 26
gemäß Artikel26.4:

allen sonstigen erforderlichen Maßnahmen zur Anwendung von Artikel 29 gemäß
Artikel29.4;

der Festlegung der Beschäftigungsbedingungen für das Personal der EZB gemäß
Artikel36.

47.3. Der Erweiterte Rat trägt zu den Vorarbeiten bei, die erforderlich sind, um für
die Währungen der Mitgliedstaaten, für die eine Ausnahmeregelung gilt, die Wech-
selkurse gegenüber den Währungen oder der einheitlichen Währung der Mitglied-
staaten, für die keine Ausnahmeregelung gilt, gemäß Artikel 109 I Absatz 5 dieses
Vertrags unwiderruflich festzulegen.

47.4. Der Erweiterte Rat wird vom Präsidenten der EZB über die Beschlüsse des
EZB-Rates unterrichtet.

Artikel 48

Übergangsbestimmungen für das Kapital der F,ZB

Nach Artikel 29.1 wird jeder nationalen Zentralbank ein Gewichtsanteil in dem
Schlüssel für die Zeichnung des Kapitals der EZB zugeteilt. Abweichend von Artikel
28.3 zahlen Zentralbanken von Mitgliedstaaten, für die eine Ausnahmeregelung gilt,
das von ihnen gezeichnete Kapital nicht ein, es sei denn, daß der Erweiterte Rat mit
der Mehrheit von mindestens zwei Dritteln des gezeichneten Kapitals der EZB und
zumindest der Hälfte der Anteilseigner beschließt, daß als Beitrag zu den Betriebs-
kosten der EZB ein Mindestprozentsatz eingezahlt werden muß.
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Artikel 49

Zurückgestellte Einzahlung von Kapital' Resenen und
Rückstellungen der EZB

49.1. Die Zentralbank eines Mitgliedstaats, dessen Ausnahmeregelung aufgehoben
wurde, zahlt den von ihr gezeichneten Anteil am Kapital der EZB im selben Verhält-
nis wie die Zentralbanken von anderen Mitgliedstaaten ein, für die keine Ausnahme-
regelung gilt, und überträgt der EZB Währungsreserven gemäß Artikel 30.1. Die
Höhe der Übertragungen bestimmt sich durch Multiplikation des in Ecu zum jewei-
ligen Wechselkurs ausgedrückten Wertes der Währungsreserven, die der EZB schon
gemäß Artikel 30.1 übertragen wurden, mit dem Faktor, der das Verhältnis zwischen
der Anzahl der von der betreffenden nationalen Zentralbank gezeichneten Anteile
und der Anzahl der von den anderen nationalen Zentralbanken bereits eingezahlten
Anteile ausdrückt.

49.2. Zusätzlich zu der Einzahlung nach Artikel 49.1 leistet die betreffende Zentral-
bank einen Beitrag zu den Reserven der EZB und zu den diesen Reserven gleichwer-
tigen Rückstellungen sowie zu dem Betrag, der gemäß dem Saldo der Gewinn-und-
Verlust-Rechnung zum 31. Dezember des Jahres vor der Aufhebung der Ausnahme-
regelung noch für die Reserven und Rückstellungen bereitzustellen ist. Die Höhe des
zu leistenden Beitrags bestimmt sich durch Multiplikation des in der genehmigten
Bilanz der EZB ausgewiesenen Betrags der Reserven im Sinne der obigen Definition
mit dem Faktor, der das Verhältnis zwischen der Anzahl der von der betreffenden
Zentralbank gezeichneten Anteile und der Anzahl der von den anderen Zentralban-
ken bereits eingezahlten Anteile ausdrückt.

Artikel 50

Erstmalige Ernennung der Mitglieder des Direktoriums

Bei der Einsetzung des Direktoriums der EZB werden der Präsident, der Vizepräsi-
dent und die weiteren Mitglieder des Direktoriums auf Empfehlung des Rates und
nach Anhörung des Europäischen Parlaments und des Rates des EWI von den Re-
gierungen der Mitgliedstaaten auf der Ebene der Staats- und Regierungschefs einver-
nehmlich ernannt. Der Präsident des Direktoriums wird für acht Jahre ernannt. Ab-
weichend von Artikel 11.2 werden der Vizepräsident für vier Jahre und die weiteren
Mitglieder des Direktoriums für eine Amtszeit zwischen fünf und acht Jahren
ernannt. Wiederernennung ist in keinem Falle zulässig. Die Anzahl der Mitglieder
des Direktoriums kann geringer sein als in Artikel 11.1 vorgesehen, darf jedoch auf
keinen Fall weniger als vier betragen.
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Artikel 51

Abweichung von Artiket 32

51.1. Stellt der EZB-Rat nach dem Beginn der dritten Stufe fest, daß die Anwendung
von Artikel 32 für den relativen Stand der Einkünfte der nationalen Zentralbanken
wesentliche Anderungen zur Folge hat, so wird der Betrag der nach Artikel 32 zu
verteilenden Einkünfte nach einem einheitlichen Prozentsatz gekürzt, der im ersten
Geschäftsjahr nach dem Beginn der dritten Stufe 60 % nicht übersteigen darf und in
jedem darauffolgenden Geschäftsjahr um mindestens 12 Prozentpunkte verringert
wird.

51.2. Artikel 5l.l ist für höchstens f[inf Geschäftsjahre nach dem Beginn der dritten
Stufe anwendbar.

Artiket 52

Umtausch von auf Gemeinschaftswährungen lautenden Banknoten

Im Anschluß an die unwidemrfliche Festlegung der Wechselkurse ergreift der EZB-
Rat die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, daß Banknoten, die auf
Währungen mit unwidemrflich festgelegten Wechselkursen lauten, von den nationa-
len Zentralbanken zu ihrer jeweiligen Parität umgetauscht werden.

Artikel 53

Anwendbarkeit der Übergangsbestimmungen

Sofern und solange es Mitgliedstaaten gibt, für die eine Ausnahmeregelung gilt, sind
die Artikel 43 bis 48 anwendbar.
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PROTOKOLL

Ünpn DIE SATZUNG DES
EURoPAIscunN wAHRUNGSINSTITUTS

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN _

IN DEM WUNSCH, die Satzung des Europäischen Währungsinstituts festzulegen -

SIND über folgende Bestimmungen ÜBBnEINGEKOMMEN, die dem Vertrag zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft beigefügt sind:

Artikel I

Errichtung und Name

1.1. Das Europäische Währungsinstitut (,,EWI") wird nach Artikel 109 f dieses Ver-
trags errichtet; es nimmt seine Aufgaben und seine Tätigkeit nach Maßgabe dieses
Vertrags und dieser Satzung wahr.

1.2. Mitglieder des EWI sind die Zentralbanken der Mitgliedstaaten (,,nationale
Zentralbanken"). Das Luxemburgische Währungsinstitut gilt im Sinne dieser Satzung
als die Zentralbank Luxemburgs.

1.3. Der Ausschuß der Präsidenten der Zentralbanken und der Europäische Fonds
für währungspolitische Zusammenarbeit (,,EFWZ") werden nach Artikel 109 f dieses
Vertrags aufgelöst. Sämtliche Aktiva und Passiva des EFWZ gehen automatisch auf
das EWI über.

Artikel 2

Ziele

Das EWI träg| zlr Schaffung der für den Übergang zr$ dritten Stufe der Wirtschafts-
und Währungsunion erforderlichen Voraussetzungen insbesondere dadurch bei,
daß es

- die Koordinierung der Geldpolitiken mit dem Ziel verstärkt, Preisstabilität sicher-
zustellen;

- die Vorarbeiten leistet, die für die Errichtung des Europäischen Systems det Zen-
tralbanken (,,ESZB") und die Verfolgung einer einheitlichen Währungspolitik
und die Schaffung einer einheitlichen Währung in der dritten Stufe erforderlich
sind;

- die Entwicklung des Ecu überwacht.
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Artikel 3

Allgemeine Grundsätze

3.1. Das EWI erfüllt die ihm durch diesen Vertrag und diese Satzung übertragenen
Aufgaben unbeschadet der Verantwortlichkeit der für die Geldpolitik in den einzel-
nen Mitgliedstaaten zuständigen Behörden.

3.2. Das EWI übt seine Tätigkeiten im Einklang mit den Zielen und Grundsätzen
aus, die in Artikel 2 der Satzung des ESZB festgelegt sind.

Artikel 4

Vorrangige Aufgaben

4.1. Das EWI hat nach Artikel 109 f Absatz 2 dieses Vertrags die Aufgabe,

- die Zusammenarbeit zwischen den nationalen Zenttalbanken zu verstärken;

- die Koordinierung der Geldpolitiken der Mitgliedstaaten mit dem Ziel zu verstär-
ken, die Preisstabilität sicherzustellen;

- das Funktionieren des Europäischen währungssystems (,,Ews") zu überwachen;

- Konsultationen zu Fragen durchzuführen, die in die Zuständigkeit der nationalen
Zentralbanken fallen und die Stabilität der Finanzinstitute und -märkte berühren;

- die Aufgaben des EFWZ zu übernehmen; insbesondere erfüllt es die in den Arti-
keln 6.1 bis 6.3 genannten Aufgaben;

- die Verwendung des Ecu zu erleichtern und deren Entwicklung einschließlich des
reibungslosen Funktionierens des Ecu-Verrechnungssystems zu überwachen.

Das EWI hat ferner folgende Funktionen:

- Es führt regelmäßige Konsultationen über den geldpolitischen Kurs und die An-
wendung geldpolitischer Instrumente durch ;

- es wird in der Regel im Kontext des gemeinsamen Rahmens für die Vorabko-
ordinierung gehört, bevor die nationalen Währungsbehörden geldpolitische
Beschlüsse fassen.

4.2. Das EWI legt bis zum 31. Dezember 1996 in regulatorischer, organisatorischer
und logistischer Hinsicht den Rahmen fest, den das ESZB zur Erfüllung seiner Auf-
gaben unter Beachtung des Grundsatzes einer offenen Marktwirtschaft mit freiem
Wettbewerb in der dritten Stufe benötigt. Dieser Rahmen wird der EZB vom Rat des
EWI zum Zeitpunkt ihrer Errichtung zur Beschlußfassung unterbreitet.
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In Einklang mit Artikel 109 f Absatz 3 dieses Vertrags gehören zu den diesbezüg-
lichen Tätigkeiten des EWI insbesondere

- die Entwicklung der Instrumente und Verfahren, die zur Durchführung einer ein-
heitlichen Währungspolitik in der dritten Stufe erforderlich sind;

- soweit erforderlich die Förderung der Harmonisierung der Bestimmungen und
Gepflogenheiten auf dem Gebiet der Erhebung, Zusammenstellung und Weiter-
gabe statistischer Daten in den in seine Zuständigkeit fallenden Bereichen;

- die Ausarbeitung der Regeln für die Geschäfte der nationalen Zentralbanken im
Rahmen des ESZB;

- die Förderung der Effizienz des grenzüberschreitenden Zahlungsverkehrs;

- die Überwachung der technischen Vorarbeiten für die Ecu-Banknoten.

Artikel 5

Beratende Funktionen

5.1. Der Rat des EWI kann nach Artikel 109 f Absatz 4 dieses Vertrags Stellungnah-
men oder Empfehlungen ^r der allgemeinen Orientierung der Geld- und der Wech-
selkurspolitik sowie zu den diesbezüglichen Maßnahmen in den einzelnen Mitglied-
staaten abgeben. Es kann den Regierungen und dem Rat Stellungnahmen oder Emp-
fehlungen zu Maßnahmen unterbreiten, die die interne oder externe Währungssitua-
tion in der Gemeinschaft und insbesondere das Funktionieren des EWS beeinflussen
könnten.

5.2. Der Rat des EWI kann ferner den Währungsbehörden der Mitgliedstaaten Emp-
fehlungen zur Durchführung ihrer Währungspolitik geben.

5.3. Das EWI wird nach Artikel 109 f Absatz 6 dieses Vertrags vom Rat zu allen
Vorschlägen für Rechtsakte der Gemeinschaft in seinem Zuständigkeitsbereich ange-
hört.

Innerhalb der Grenzen und unter den Bedingungen, die der Rat mit qualifizierter
Mehrheit auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäischen
Parlaments sowie des EWI festlegt, wird das EWI von den Behörden der Mitglied-
staaten zu allen Entwürfen für Rechtsvorschriften in seinem Zuständigkeitsbereich
insbesondere im Hinblick auf Artikel 4.2 angehört.

5.4. Nach Artikel 109 f Absatz 5 dieses Vertrags kann das EWI beschließen, seine
Stellungnahmen und Empfehlungen zu veröffentlichen.
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Artikel 6

Operationelle und technische Aufgaben

6.1. Dem EWI obliegt

die Multilateralisierung der aus den Interventionen der nationalen Zentralbanken
in Gemeinschaftswährungen entstehenden Salden und die Multilateralisierung
des innergemeinschaftlichen Saldenausgleichs ;

die Verwaltung des im Abkommen vom 13. März 1979 zwischen den Zentralban-
ken der Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über die
Funktionsweise des Europäischen währungssystems (im folgenden als ,,Ews-
Abkommen" bezeichnet) vorgesehenen Systems der sehr kurzfristigen Finanzie-
rung sowie des Systems des kurzfristigen Währungsbeistands, das in der geänder-
ten Fassung des Abkommens vom 9. Februar 1970 zwischen den Zentralbanken
der Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vorgesehen ist;

- die Erfüllung der Aufgaben nach Artikel 11 der Verordnung (EWG) Nr. 1969188
des Rates vom24. Juni 1988 zur Einführung eines einheitlichen Systems des mit-
telfristigen finanziellen Beistands zur Stützung der Zahlungsbilanzen der Mit-
gliedstaaten.

6.2. Das EWI kann von den nationalen Zentralbanken Währungsreserven entgegen-
nehmen und zum zwecke der Durchführung des EWS-Abkommens Ecu als cegen-
wert für diese Reserveaktiva ausgeben. Diese Ecu können vom EWI und den nitio-
nalen Zentralbanken zum Saldenausgleich und für Geschäfte zwischen den Zenfial-
banken und dem EWI verwendet werden. Das EWI trifft die erforderlichen Verwal-
tungsmaßnahmen zur Durchführung dieser Bestimmung.

6.3. Das EWI kann den Währungsbehörden dritter Länder sowie internationalen
Währungseinrichtungen den Status eines ,,sonstigen Halters" von Ecu verleihen und
die Bedingungen festlegen, zut denen Ecu von sonstigen Haltern erworben, verwahrt
oder verwendet werden können.

6.4. Das EWI ist befugt, auf Ersuchen nationaler Zentralbanken als deren Agent
Währungsreserven zu halten und zu verwalten. Gewinne und Verluste bei diesen Re-
serven gehen zugunsten bzw. zu Lasten der nationalen Zentralbank, die die Reserven
einlegt. Das EWI erfüllt diese Aufgabe auf der Grundlage bilateraler Verträge gemäß
den Vorschriften, die in einer Entscheidung des EWI festgelegt sind. Diese Vorschrif-
ten stellen sicher, daß die Geschäfte mit diesen Reserven die Währungs- und die
Wechselkurspolitik der zuständigen Währungsbehörden der Mitgliedstaaten nicht be-
einträchtigen und den Zielen des EWI und dem reibungslosen Funktionieren des
Wechselkursmechanismus des EWS entsprechen.

Vertrag über die Europäische Union r75



Protokolle

Artikel 7

Sonstige Aufgaben

7.1. Das EWI legt dem Rat alljährlich einen Bericht über den Stand der Vorberei-
tung der dritten Stufe vor. Diese Berichte enthalten eine Bewertung der Fortschritte
auf dem Wege zur Konvergenz innerhalb der Gemeinschaft und behandeln insbeson-
dere die Anpassung der geldpolitischen Instrumente und die Vorbereitung der für die
Durchführung einei einheitlichen Währungspolitik in der dritten Stufe erforderlichen
Verfahren sowie die rechtlichen Voraussetzungen, denen die nationalen Zentralban-
ken genügen müssen, um in das ESZB einbezogen zu werden.

7.2. Aufgrund von Beschlüssen des Rates nach Artikel 109 f Absatz 7 dieses Vertrags
kann dai EWI weitere Aufgaben im Rahmen der Vorbereitung der dritten Stufe
wahrnehmen.

Artiket 8

Unabhängigkeit

Die Mitglieder des Rates des EWI, die die Vertreter ihrer Institutionen sind, handeln
bei der Ausübung ihrer Tätigkeit in eigener Verantwortung. Bei der Wahrnehmung
der ihm durch diesen Vertrag und diese Satzung übertragenen Befugnisse, Aufgaben
und Pflichten darf der Rat des EWI keinerlei Weisungen von Organen oder Einrich-
tungen der Gemeinschaft oder von Regierungen der Mitgliedstaaten einholen oder
entgegennehmen. Die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft sowie die Regie-
rungen der Mitgliedstaaien verpflichten sich, diesen Grundsatz zu beachten und
nicht zu versuchen, den Rat des EWI bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben zu be-
einflussen.

Artikel 9

Verwaltung

9.1. Das EWI wird nach Artikel 109 f Absatz I dieses Vertrags vom Rat des EWI ge-

leitet und verwaltet.

9.2. Der Rat des EWI besteht aus dem Präsidenten sowie den Präsidenten der natio-
nalen Zentralbanken, von denen einer zum Vizepräsidenten bestellt wird. Ist ein Prä-
sident einer nationalen Zentralbank an der Teilnahme an einer Sitzung verhindert,
so kann er einen anderen Vertreter seiner Institution benennen.

9.3. Der Präsident wird auf Empfehlung des Ausschusses der Präsidenten der Zen-
tralbanken bzw. des Rates der EWI nach Anhörung des Europäischen Parlaments
und des Rates von den Regierungen der Mitgliedstaaten auf der Ebene der Staats-
und Regierungschefs einvernehmlich ernannt. Der Präsident wird aus dem Kreis der
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in Währungs- oder Bankfragen anerkannten und erfahrenen Persönlichkeiten ausge-
wählt. Nur Staatsangehörige der Mitgliedstaaten können Präsident des EWI sein.
Der Rat des EWI ernennt den Vizepräsidenten. Der Präsident und der Vizepräsident
werden für eine Amtszeit von drei Jahren ernannt.

9.4. Der Präsident erfüllt seine Pflichten hauptamtlich. Er darf weder entgeltlich
noch unentgeltlich einer anderen Beschäftigung nachgeheno es sei denn, der Rat des
EWI erteilt hierzu ausnahmsweise seine Zustimmung.

9.5. Der Präsident

- bereitet die Sitzungen des Rates des EWI vor und führt bei diesen Sitzungen den
Vorsitz;

- vertritt unbeschadet des Artikels22 die Auffassungen des EWI nach außen;

- ist verantwortlich für die laufende Verwaltung des EWI.

Bei Verhinderung des Präsidenten werden seine Aufgaben vom Vizepräsidenten
wahrgenommen.

9.6. Die Beschäftigungsbedingungen für den Präsidenten, insbesondere sein Gehalt
und sein Ruhegehalt sowie andere Leistungen der sozialen Sicherheit, sind Gegen-
stand eines Vertrags mit dem EWI und werden vom Rat des EWI auf Vorschlag ei-
nes Ausschusses festgelegt, der aus drei vom Ausschuß der Präsidenten det Zentral-
banken bzw. vom Rat des EWI sowie drei vom Rat ernannten Mitgliedern besteht.
Der Präsident hat in Angelegenheiten des Satzes I kein Stimmrecht.

9.7. Ein Präsident, der die Voraussetzungen für die Ausübung seines Amtes nicht
mehr erfüllt oder eine schwere Verfehlung begangen hat, kann auf Antrag des Rates
des EWI durch den Gerichtshof seines Amtes enthoben werden.

9.8. Der Rat des EWI beschließt die Geschäftsordnung des EWI.

Artikel l0

Sitzungen des Rates des EWI und Abstimmungsverfahren

10.1. Der Rat des EWI tritt mindestens zehnmal im Jahr zusammen. Die Aus-
sprachen in den Ratssitzungen sind vertraulich. Der Rat des EWI kann einstimmig
beschließen, das Ergebnis seiner Beratungen zu veröffentlichen.

10.2. Jedes Mitglied des Rates des EWI bzw. sein Stellvertreter hat eine Stimme.

10.3. Sofern in dieser Satzung nichts anderes bestimmt ist, faßt der Rat des EWI
seine Beschlüsse mit der einfachen Mehrheit seiner Mitglieder.

10.4. Für Beschlüsse im Zusammenhang mit den Artikeln 4.2, 5.4, 6.2 und 6.3 ist
Einstimmigkeit der Mitglieder des Rates des EWI erforderlich.
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Für die Annahme von Stellungnahmen und Empfehlungen gemäß den Artikeln 5.1
und 5.2, von Entscheidungen gemäß den Artikeln 6.4, 16 und 23.6 sowie der Leitli-
nien nach Artikel 15.3 ist eine qualifizierte Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder
des Rates des EWI erforderlich.

Artikel 11

Interinstitutionelle Zastmmenarbeit und Berichtspflichten

I 1.1. Der Präsident
Sitzungen des Rates

11.2. Der Präsident
laden, wenn dieser
EWI erörtert.

des Rates und ein Mitglied der Kommission können an den
des EWI teilnehmen, besitzen aber kein Stimmrecht.

des EWI wird znr Teilnahme an den Tagungen des Rates einge-
Fragen im Zusammenhang mit den Zielen und Aufgaben des

11.3. Das EWI erstellt zu einem in der Geschäftsordnung festzulegenden Zeitpunkt
einen Jahresbericht über seine Tätigkeit sowie über die Währungs- und Finanzlage in
der Gemeinschaft. Der Jahresbericht wird zusammen mit dem Jahresabschluß des
EWI dem Europäischen Parlament, dem Rat und der Kommission sowie auch dem
Europäischen Rat vorgelegt.

Der Präsident des EWI kann auf Ersuchen des Europäischen Parlaments oder auf
seine Initiative hin von den zuständigen Ausschüssen des Europäischen Parlaments
gehört werden.

11.4. Die vom EWI veröffentlichten Berichte werden Interessenten kostenlos zur
Verfügung gestellt.

Artikel 12

Währungsbezeichnung

Die Geschäftsvorgänge des EWI werden in Ecu ausgedrückt.

Artikel 13

Sitz

Vor Ende 1992 beschließen die Regierungen der Mitgliedstaaten auf der Ebene der
Staats- und Regierungschefs im gegenseitigen Einvernehmen über den Sitz des EWI.
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Artikel 14

Rechtsfähigkeit

Das EWI, das nach Artikel 109 f Absatz 1 dieses Vertrags mit Rechtspersönlichkeit
ausgestattet ist, besitzt in jedem Mitgliedstaat die weitestgehende Rechts- und Ge-
schäftsf?ihigkeit, die juristischen Personen nach dessen Rechtsvorschriften zuerkannt
ist. Es kann insbesondere bewegliches und unbewegliches Vermögen erwerben und
veräußern sowie vor Gericht stehen.

Artikel 15

Rechtsakte

15.1. Zur Erfüllung seiner Aufgaben kann das EWI nach Maßgabe dieser Satzung

- Stellungnahmen abgeben;

- Empfehlungen aussprechen;

- Leitlinien verabschieden und Entscheidungen erlassen, die jeweils an die nationa-
len Zentralbanken gerichtet sind.

15.2. Die Stellungnahmen und Empfehlungen des EWI sind nicht verbindlich.

15.3. Der Rat des EWI kann Leitlinien verabschieden, in denen die Verfahren für
die Verwirklichung der Bedingungen festgelegt werden, die erforderlich sind, damit
das ESZB in der dritten Stufe seine Aufgaben erfüllen kann. Die Leitlinien des EWI
sind nicht verbindlich; sie werden der EZB zur Beschlußfassung vorgelegt.

15.4. Unbeschadet des Artikels 3.1 ist eine Entscheidung des EWI in allen ihren Tei-
len für diejenigen verbindlich, an die sie gerichtet ist. Die Artikel 190 und 191 dieses
Vertrags sind auf diese Entscheidungen anwendbar.

Artikel 16

Finanzmittel

16.1. Das EWI wird mit Eigenmitteln ausgestattet. Der Rat des EWI legt den
Umfang der Eigenmittel so fest, daß die Einkünfte erzielt werden können, die zur
Deckung der bei der Erfüllung der Aufgaben des EWI anfallenden Ausgaben für
erforderlich gehalten werden.

16.2. Die nach Artikel 16.1 festgelegten Mittel des EWI werden aus Beiträgen der
nationalen Zentralbanken nach dem in Artikel 29.1 der Satzung des ESZB vorgese-
henen Schlüssel aufgebracht und bei der Errichtung des EWI eingezahlt. Die für die
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Festlegung des Schlüssels benötigten statistischen Angaben werden von der Kommis-
sion nach Maßgabe der Bestimmungen zur Verfügung gestellt, die der Rat auf
Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäischen Parlaments, des
Ausschusses der Präsidenten der Zentralbanken sowie des in Artikel 109 c dieses
Vertrags bezeichneten Ausschusses mit qualifizierter Mehrheit beschließt.

16.3. Der Rat des EWI legt fest, in welcher Form die Beiträge einzuzahlen sind.

Artikel 17

Jahresabschlüsse und Rechnungsprüfung

17.1. Das Haushaltsjahr des EWI beginnt am l. Januar und endet am 31. Dezember.

17.2. Der Rat des EWI beschließt vor Beginn eines jeden Haushaltsjahres den
Jahreshaushaltsplan.

17.3. Der Jahresabschluß wird nach den vom Rat des EWI aufgestellten Grundsät-
zen erstellt. Der Jahresabschluß wird vom Rat des EWI festgestellt und sodann ver-
öffentlicht.

t7.4. Der Jahresabschluß wird von unabhängigen externen Rechnungsprüfern, die
vom Rat des EWI anerkannt wurden, geprüft. Die Rechnungsprüfer sind befugt, alle
Bücher und Konten des EWI zu prüfen und alle Auskünfte über dessen Geschäfte zu
verlangen.

Artikel 188 c dieses Vertrags ist nur auf eine Prüfung der operationellen F;ffrzienz der
Finanzverwaltung des EWI anwendbar.

17.5. Ein Überschuß des EWI wird in der folgenden Reihenfolge verteilt:

a) Ein vom Rat des EWI zu bestimmender Betrag wird dem allgemeinen Reserve-
fonds des EWI zugeführt;

b) ein verbleibender Überschuß wird nach dem in Artikel 16.2 genannten Schlüssel
an die nationalen Zentralbanken ausgeschüttet.

17.6. Falls das EWI einen Verlust erwirtschaftet, wird der Fehlbetrag aus dem allge-
meinen Reservefonds des EWI gezahlt. Ein noch verbleibender Fehlbetrag wird
durch Beiträge der nationalen Zentralbanken nach dem in Artikel 16.2 genannten
Schlüssel ausgeglichen.
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Artikel 18

Personal

18.1. Der Rat des EWI legt die Beschäftigungsbedingungen für das Personal des
EWI fest.

18.2. Der Europäische Gerichtshof ist für alle Streitsachen zwischen dem EWI und
seinen Bediensteten innerhalb der Grenzen und unter den Bedingungen zuständig,
die sich aus den Beschäftigungsbedingungen ergeben.

Artikel 19

Gerichtliche Kontrolle und damit yerbundene Angelegenheiten

19.1. Die Handlungen und Unterlassungen des EWI unterliegen in den Fällen und
unter Bedingungen, die in diesem Vertrag vorgesehen sind, der Überprüfung und
Auslegung durch den Gerichtshof. Das EWI ist in den Fällen und unter den Bedin-
gungen, die in diesem Vertrag vorgesehen sind, klageberechtigt.

19.2. Über Rechtsstreitigkeiten zwischen dem EWI einerseits und seinen Gläubigern,
Schuldnern oder dritten Personen andererseits entscheiden die zuständigen Gerichte
der einzelnen Mitgliedstaaten vorbehaltlich der Zuständigkeiten, die dem Gerichts-
hof zuerkannt sind.

19.3. Das EWI unterliegt der Haftungsregelung des Artikels 215 dieses Vertrags.

19.4. Der Gerichtshof ist für Entscheidungen aufgrund einer Schiedsklausel zustän-
dig, die in einem vom EWI oder für seine Rechnung abgeschlossenen öffentlich-
rechtlichen oder privatrechtlichen Vertrag enthalten ist.

19.5. Für einen Beschluß des EWI, den Gerichtshof anzurufen, ist der Rat des EWI
zuständig.

Artikel 20

Geheimhaltung

20.1. Die Mitglieder des Rates und des Personals des EWI dürfen auch nach Beendi-
gung ihres Dienstverhältnisses keine der Geheimhaltungspflicht unterliegenden In-
formationen weitergeben.

20.2. Auf Personen mit Zugang zu Daten, die unter Gemeinschaftsvorschriften fal-
len, die eine Verpflichtung zur Geheimhaltung vorsehen, finden diese Gemein-
schaftsvorschriften Anwendung.
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Artikel 21

Vorrechte und Befreiungen

Das EWI genießt im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten die zur Erfüllung seiner Auf-
gabe erforderlichen Vorrechte und Befreiungen nach Maßgabe des Protokolls über
die Vorrechte und Befreiungen der Europäischen Gemeinschaften im Anhang zum
Vertrag zur Einsetzung eines gemeinsamen Rates und einer gemeinsamen Kommis-
sion der Europäischen Gemeinschaften.

Artikel22

Unterschriftsberechtigte

Das EWI wird Dritten gegenüber durch den Präsidenten oder den Vizepräsidenten
oder durch die Unterschriften zweier vom Präsidenten zur Zeichnung im Namen des
EWI gehörig ermächtigter Bediensteter des EWI rechtswirksam verpflichtet.

Artikel 23

Liquidation des EWI

23.1. Nach Artikel 109 I dieses Vertrags wird das EWI bei Errichtung der EZB liqui-
diert. Alle Vermögenswerte und Verbindlichkeiten des EWI gehen dann automatisch
auf die EZB über. Letztere liquidiert das EWI gemäß diesem Artikel. Die Liquida-
tion muß bei Beginn der dritten Stufe abgeschlossen sein.

23.2. Der in Artikel 17 des EWS-Abkommens vorgesehene Mechanismus für die
Schaffung von Ecu gegen Einbringung von Gold und US-Dollars wird am ersten
Tag der dritten Stufe nach Artikel 20 des genannten Abkommens abgewickelt.

23.3. Sämtliche Forderungen und Verbindlichkeiten aufgrund des Systems der sehr
kurzfristigen Finanzierung und des Systems des kurzfristigen Währungsbeistands ge-
mäß den in Artikel 6.1 genannten Abkommen werden bis zum ersten Tag der dritten
Stufe ausgeglichen.

23.4. Alle verbleibenden Vermögenswerte des EWI werden veräußert, und alle ver-
bleibenden Verbindlichkeiten des EWI werden ausgeglichen.

23.5. Der Erlös aus der Liquidation gemäß Artikel 23.4 wird an die nationalen Zen-
tralbanken nach dem in Artikel 16.2 genannten Schlüssel verteilt.

23.6. Der Rat des EWI kann die für die Anwendung der Artikel 23.4 und 23.5 erfor-
derlichen Maßnahmen erlassen.

23.7. l['lit Errichtung der EZB legt der Präsident des EWI sein Amt nieder.
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PROTOKOLL

üsen DAs vERFAHREN
BEI EINEM ÜBEnuAssIGEN DEFIZIT

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN _

IN DEM WUNSCH, die Einzelheiten des in Artikel 104 c des Vertrags zur Grün-
dung der Europäischen Gemeinschaft genannten Verfahrens bei einem übermäßigen
Defizit festzulegen -

SIND über folgende Bestimmungen ÜBEnENGEKOMMEN, die dem Vertrag zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft beigefügt sind:

Artikel I

Die in Artikel 104 c Absatz 2 dieses vertrags genannten Referenzwerte sind:

- 3 0/o für das Verhältnis zwischen dem geplanten oder tatsächlichen öffentlichen
Defizit und dem Bruttoinlandsprodukt zu Marktpreisen,

- 60 0/o fid,r das Verhältnis zwischen dem öffentlichen Schuldenstand und dem
Bruttoinlandsprodukt zu Marktpreisen.

Artikel 2

In Artikel 104 c dieses Vertrags und in diesem Protokoll bedeutet

- ,,öffentlich" zum Staat, d. h. zum Zenfialstaat (Zentralregierung), zu regionalen
oder lokalen Gebietskörperschaften oder Sozialversicherungseinrichtungen gehö-
rig, mit Ausnahme von kommerziellen Transaktionen, im Sinne des Europäischen
Systems volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen ;

- ,,Defrzit" der Nettofinanzierungssaldo im Sinne des Europäischen Systems volks-
wirtschaftlicher Gesamtrechnungen ;

- ,,Investitionen" die Brutto-Anlageinvestitionen im Sinne des Europäischen
Systems volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen ;

- ,,Schuldenstand" den Brutto-Gesamtschuldenstand zum Nominalwert am Jahres-
ende nach Konsolidierung innerhalb und zwischen den einzelnen Bereichen des
Staatssektors im Sinne des ersten Gedankenstrichs.
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Artikel 3

Um die Wirksamkeit des Verfahrens bei einem übermäßigen Defizit zu gewährlei-
sten, sind die Regierungen der Mitgliedstaaten im Rahmen dieses Verfahrens für die
Defizite des Staatssektors im Sinne von Artikel 2 erster Gedankenstrich verantwort-
lich. Die Mitgliedstaaten gewährleisten, daß die innerstaatlichen Verfahren im Haus-
haltsbereich sie in die Lage versetzen, ihre sich aus diesem Vertrag ergebenden Ver-
pflichtungen in diesem Bereich zu erfüllen. Die Mitgliedstaaten müssen ihre geplan-
ten und tatsächlichen Defizite und die Höhe ihres Schuldenstands der Kommission
unverzüglich und regelmäßig mitteilen.

Artikel 4

Die zur Anwendung dieses Protokolls erforderlichen statistischen Daten werden von
der Kommission zur Verfügung gestellt.
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PROTOKOLL

ÜgBN DIE KONVERGENZKRITERIEN
NACH ARTIKEL.IO9 J DES VERTRAGS

ZUR GRUNDUNG DER
EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFT

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN _

IN DEM WUNSCH, die in Artikel 109 j Absatz I des Vertrags zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaft aufgeführten Konvergenzkriterien, welche die Gemein-
schaft bei der Beschlußfassung über den Eintritt in die dritte Stufe der Wirtschafts-
und Währungsunion leiten sollen, näher festzulegen -

SIND über folgende Bestimmungen ÜSEnBINGEKOMMEN, die dem Vertrag zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft beigefügt sind:

Artikel I

Das in Artikel 109 j Absatz 1 erster Gedankenstrich dieses Vertrags genannte Krite-
rium der Preisstabilität bedeutet, daß ein Mitgliedstaat eine anhaltende Preisstabilität
und eine während des letzten Jahres vor der Prüfung gemessene durchschnittliche In-
flationsrate aufweisen muß, die um nicht mehr als llz Prozentpunkte über der Infla-
tionsrate jener - höchstens drei - Mitgliedstaaten liegt, die auf dem Gebiet der
Preisstabilität das beste Ergebnis erzielt haben. Die Inflation wird anhand des Ver-
braucherpreisindexes auf vergleichbarer Grundlage unter Berücksichtigung der
unterschiedlichen Definitionen in den einzelnen Mitgliedstaaten gemessen.

Artikel 2

Das in Artikel 109 j Absatz I zweiter Gedankenstrich dieses Vertrags genannte Krite-
rium der Finanzlage der öffentlichen Hand bedeutet, daß zum Zeitpunkt der Prüfung
keine Ratsentscheidung nach Artikel 104 c Absatz 6 dieses Vertrags vorliegt, wonach
in dem betreffenden Mitgliedstaat ein übermäßiges Defizit besteht.

Artikel 3

Das in Artikel 109 j Absatz 1 dritter Gedankenstrich dieses Vertrags genannte Krite-
rium der Teilnahme am Wechselkursmechanismus des Europäischen Währungssy-
stems bedeutet, daß ein Mitgliedstaat die im Rahmen des Wechselkursmechanismus
des Europäischen Währungssystems vorgesehenen normalen Bandbreiten zumindest
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in den letzten zwei Jahren vor der Prüfung ohne starke Spannungen eingehalten ha-
ben muß. Insbesondere darf er den bilateralen Leitkurs seiner Währung innerhalb
des gleichen Zeitraums gegenüber der Währung eines anderen Mitgliedstaats nicht
von sich aus abgewertet haben.

Artikel 4

Das in Artikel 109 j Absatz I vierter Gedankenstrich dieses Vertrags genannte Krite-
rium der Konvergenz der Zinssätze bedeutet, daß im Verlauf von einem Jahr vor der
Prüfung in einem Mitgliedstaat der durchschnittliche langfristige Nominalzinssatz
um nicht mehr als 2 Prozentpunkte über dem entsprechenden Satz in jenen - höch-
stens drei - Mitgliedstaaten liegt, die auf dem Gebiet der Preisstabilität das beste
Ergebnis erzielt haben. Die Zinssätze werden anhand langfristiger Staatsschuldver-
schreibungen oder vergleichbarer Wertpapiere unter Berücksichtigung der unter-
schiedlichen Definitionen in den einzelnen Mitgliedstaaten gemessen.

Artikel 5

Die zur Anwendung dieses Protokolls erforderlichen statistischen Daten werden von
der Kommission zur Verfügung gestellt.

Artikel 6

Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäi-
schen Parlaments und des EWI bzw. der EZB sowie des in Artikel 109 c genannten
Ausschusses einstimmig geeignete Vorschriften zur Festlegung der Einzelheiten der in
Artikel 109 j dieses Vertrags genannten Konvergenzkriterien, die dann an die Stelle
dieses Protokolls treten.
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PROTOKOLL

ZUR ANONNUNG DES PROTOKOLLS
Ügnn DIE VORRECHTE UND BEFREIUNGEN

DER EURoPAtscsnN GEMEINSCHAFTEN

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN -

IN DER ERWACUNG, daß die Europäische Zentralbank und das Europäische
Währungsinstitut nach Artikel40 der Satzung des Europäischen Systems der Zentral-
banken und der Europäischen Zenfialbank und nach Artikel 2l der Satzung des
Europäischen Währungsinstituts im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten die zur Erfül-
lung ihrer Aufgabe erforderlichen Vorrechte und Befreiungen genießen sollen -

SIND über folgende Bestimmungen ÜBEnBINGEKOMMEN, die dem Vertrag zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft beigefügt sind:

Einziger Artikel

Das Protokoll über die Vorrechte und Befreiungen der Europäischen Gemeinschaf-
ten im Anhang zum Vertrag zur Einsetzung eines gemeinsamen Rates und einer
gemeinsamen Kommission der Europäischen Gemeinschaften wird durch folgende
Bestimmungen ergänzt:

,,Artikel 23

Dieses hotokoll gilt auch fi)r die Europöische Zentralbank, die Mitglieder ihrer
BeschluJsorgane und ihre Bediensteten; die Bestimmungen des Protokolls über die
Satzung des Europöischen Systems der Zmtralbanken und der Europöischen
Zentralbank bleiben hiemon unberührt.

Die Europäische Zentralbank ist autJerdem von allm Steuem und sonstigen Ab-
gaben anlößlich der Erhöhungen ihres Kapitals sowie von den verschiedenen
Förmlichkeiten befreit, die hiermit in dem Staat, in dem sie ihren Sitz hat, ver-
bunden sind. Ferner unterliegt die Tötigkeit der Bank und ihrer Beschlutlorgane,
soweit sie nach Mafgabe der Satzung des Europöischen Systems der Zentralban-
ken und der Europäischen Zentralbank ausgeübt wird, nicht der Umsatzsteuer.

Die vorstehenden Bestimmungen gehen auch /ür das Europöische Wöhrungs-
institut. Bei seiner Auflösung oder Liquidation werden keine Abgaben erhoben."
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PROTOKOLL

BETREFFEND DANEMARK

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN _

IN DEM WUNSCH, gewisse besondere Probleme betreffend Dänemark zu regeln -

SIND über folgende Bestimmungen ÜBEnENGEKOMMEN, die dem Vertrag zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft beigefügt sind:

Artikel 14 des Protokolls über die Satzung des Europäischen Systems der Zentral-
banken und der Europäischen Zentralbank berührt nicht das Recht der National-
bank Dänemarks, ihre derzeitigen Aufgaben hinsichtlich der nicht der Gemeinschaft
angehörenden Teile des Königreichs Dänemark wahrzunehmen.
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PROTOKOLL

BETREFFEND PORTUGAL

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN -

IN DEM WUNSCH, gewisse besondere Probleme betreffend Portugal zu regeln -

SIND über folgende Bestimmungen ÜBEREINGEKOMMEN, die dem Vertrag zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft beigefügt sind:

l. Portugal wird hiermit ermächtigt, die den Autonomen Regionen Azoren und
Madeira eingeräumte Möglichkeit beizubehalten, die zinsfreie Kreditfazilität des
Banco de Portugal zu den im geltenden portugiesischen Recht festgelegten Bedin-
gungen in Anspruch zu nehmen.

2. Portugal verpflichtet sich, nach Kräften darauf hinzuwirken, die vorgenannte
Regelung so bald wie möglich zu beenden.
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PROTOKOLL

üsnn DEN üsEncANG zuR DRrrrEN sruFE
DER wTRTScHAFTS- UND wAHnUNGSUNToN

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN

erklären mit der Unterzeichnung der neuen Vertragsbestimmungen über die Wirt-
schafts- und Währungsunion die Unumkehrbarkeit des übergangs der Gemeinschaft
zur dritten Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion.

Alle Mitgliedstaaten respektieren daher unabhängig davon, ob sie die notwendigen
Voraussetzungen für die Einführung einer einheitlichen Währung erfüllen, den Wil-
len der Gemeinschaft, rasch in die dritte Stufe einzutreten, und daher behindert kein
Mitgliedstaat den Eintritt in die dritte Stufe.

Falls der Zeitpunkt für den Beginn der dritten Stufe Ende 1997 noch nicht festgelegt
ist, beschleunigen die betreffenden Mitgliedstaaten, die Gemeinschaftsorgane und
die sonstigen beteiligten Gremien im Lauf des Jahres 1998 alle vorbereitenden Arbei
ten, damit die Gemeinschaft am l. Januar 1999 unwidemrflich in die dritte Stufe ein-
treten kann und die EZB und das ESZB zu diesem Zeitpunkt ihre Tätigkeit in vollem
Umfang aufnehmen können.

Dieses Protokoll wird dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft
beigefügt.
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PROTOKOLL

Üngn EINIGE BESTIMMUNGEN BETREFFEND DAS
VEREINIGTE TÖNICREICH GROSSBRITANNIEN

UND NORDIRLAND

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN -

IN DER ERKENNTNIS, daß das Vereinigte Königreich nicht gezwungen oder ver-
pflichtet ist, ohne einen gesonderten diesbezüglichen Beschluß seiner Regierung und
seines Parlaments in die dritte Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion einzutre-
ten,

IN ANBETRACHT der Gepflogenheit der Regierung des Vereinigten Königreichs,
ihren Kreditbedarf durch Verkauf von Schuldtiteln an den Privatsektor zu decken -

SIND über folgende Bestimmungen ÜSBREINGEKOMMEN, die dem Vertrag zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft beigefügt sind:

1. Das Vereinigte Königreich notifiziert dem Rat, ob es den Übergang zur dritten
Stufe beabsichtigt, bevor der Rat die Beurteilung nach Artikel 109 j Absatz 2 die-
ses Vertrags vornimmt.

Sofern das Vereinigte Königreich dem Rat nicht notifiziert, daß es zur dritten
Stufe überzugehen beabsichtigt, ist es dazu nicht verpflichtet.

Wird kein Zeitpunkt für den Beginn der dritten Stufe nach Arfikel 109 j Absatz 3
dieses Vertrags festgelegt, so kann das Vereinigte Königreich seine Absicht, zur
dritten Stufe überzugehen, vor dem 1. Januar 1998 notifizieren.

2. Die Nummern 3 bis 9 gelten für den Fall, daß das Vereinigte Königreich dem
Rat notifiziert, daß es nicht beabsichtigt, zur dritten Stufe überzugehen.

3. Das Vereinigte Königreich wird nicht zu der Mehrheit der Mitgliedstaaten ge-
zählt, welche die notwendigen Voraussetzungen nach Artikel 109 j Absatz 2 zwei-
ter Gedankenstrich und Absatz 3 erster Gedankenstrich dieses Vertrags erfüllen.

4. Das Vereinigte Königreich behält seine Befugnisse auf dem Gebiet der Wäh-
rungspolitik nach seinem innerstaatlichen Recht.

5. Die Artikel 3 a Absatz 2,104 c Absätze 1,9 und ll, 105 Absätze l bis 5, 105 a,
107, 108, 108 a, 109, 109 a Absätze 1 und 2 Buchstabe b und 109 I Absätze 4und
5 dieses Vertrags gelten nicht für das Vereinigte Königreich. In diesen Bestim-
mungen enthaltene Bezugnahmen auf die Gemeinschaft oder die Mitgliedstaaten
betreffen nicht das Vereinigte Königreich, und Bezugnahmen auf die nationalen
Zentralbanken betreffen nicht die Bank of England.
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6. Die Artikel 109 e Absatz 4, 109 h und 109 i dieses Vertrags gelten auch weiterhin
für das Vereinigte Königreich. Artikel 109 c Absatz 4 und Artikel 109 m werden
so auf das Vereinigte Königreich angewandt, als gelte für dieses eine Ausnahme-
regelung.

7. Das Stimmrecht des Vereinigten Königreichs in bezug auf die Rechtsakte des Ra-
tes, auf die in den unter Nummer 5 dieses Protokolls aufgeführten Artikeln Be-
zug genommen wird, wird ausgesetzt. Zu diesem Zweck bleiben die gewogenen
Stimmen des Vereinigten Königreichs bei der Berechnung einer qualifizierten
Mehrheit nach Artikel 109 k Absatz 5 dieses Vertrags unberücksichtigt.

Das Vereinigte Königreich ist ferner nicht berechtigt, sich an der Ernennung des
Präsidenten, des Vizepräsidenten und der weiteren Mitglieder des Direktoriums
det EZB nach den Artikeln 109 a Absatz 2 Buchstabe b und 109 I Absatz 1 dieses
Vertrags zu beteiligen.

8. Die Artikel 3, 4, 6, 7, 9.2, 10.1, 10.3, 11.2, 12.1, 14, 16, 18, 19, 20, 22, 23, 26, 27,
30, 31, 32,33,34, 50 und 52 des Protokolls über die Satzung des Europäischen
Systems der Zentralbanken und der Europäischen Zentralbank (,,die Satzung")
gelten nicht für das Vereinigte Königreich.

In diesen Artikeln enthaltene Bezugnahmen auf die Gemeinschaft oder die Mit-
gliedstaaten betreffen nicht das Vereinigte Königreich, und Bezugnahmen auf die
nationalen Zentralbanken oder die Anteilseigner betreffen nicht die Bank of
England.

In den Artikeln 10.3 und 30.2 der Satzung enthaltene Bezugnahmen auf das ,,ge-
zeichnete Kapital der EZB" betreffen nicht das von der Bank of England ge-
zeichnete Kapital.

9. Artikel 109 I Absatz 3 dieses Vertrags und die Artikel 44 bis 48 der Satzung gel-
ten unabhängig davon, ob es Mitgliedstaaten gibt, für die eine Ausnahmerege-
lung gilt, vorbehaltlich folgender Anderungen:

a) Bezugnahmen in Artikel 44 auf die Aufgaben der EZB tnd des EWI schlie-
ßen auch die Aufgaben ein, die im Fall einer etwaigen Entscheidung des Ver-
einigten Königreichs, nicht zur dritten Stufe überzugeheno in der dritten Stufe
noch erfüllt werden müssen.

b) Ztsätzlich zu den Aufgaben nach Artikel 47 berät die EZB ferner bei der Vor-
bereitung von Beschlüssen des Rates betreffend das Vereinigte Königreich
nach Nummer l0 Buchstaben a und c dieses Protokolls und wirkt an deren
Ausarbeitung mit.

c) Die Bank of England zahlt das von ihr gezeichnete Kapital der EZB als Bei-
trag zv den EZB-Betriebskosten auf derselben Grundlage ein wie die nationa-
len Zentralbanken der Mitgliedstaaten, für die eine Ausnahmeregelung gilt.
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10. Geht das Vereinigte Königreich nicht zur dritten Stufe über, so kann es seine
Notifikation nach Beginn dieser Stufe jederzeit ändern. In diesem Fall gilt fol-
gendes:

a) Das Vereinigte Königreich hat das Recht, zur dritten Stufe überzugehen, so-
fern es die notwendigen Voraussetzungen erfüllt. Der Rat entscheidet auf An-
trag des Vereinigten Königreichs unter den Bedingungen und nach dem Ver-
fahren des Artikels 109 k Absatz 2 dieses Vertrags, ob das Vereinigte König-
reich die notwendigen Voraussetzungen erfüllt.

b) Die Bank of England zahlt das von ihr gezeichnete Kapital ein, überträgt der
EZB Währungsreserven und leistet ihren Beitrag zv den Reserven der EZB
auf derselben Grundlage wie die nationalen Zentralbanken der Mitgliedstaa-
ten, deren Ausnahmeregelung aufgehoben worden ist.

c) Der Rat faßt unter den Bedingungen und nach dem Verfahren des Artikels
109 I Absatz 5 dieses Vertrags alle weiteren Beschlüsse, die erforderlich sind,
um dem Vereinigten Königreich den tibergang z:ur dritten Stufe zu ermög-
lichen.

Geht das Vereinigte Königreich nach den Bestimmungen dieser Nummer zur
dritten Stufe über, so treten die Nummern 3 bis 9 dieses Protokolls außer Kraft.

11. Unbeschadet des Artikels 104und des Artikels 109 e Absatz 3 dieses Vertrags so-
wie des Artikels 21.1 der Satzung kann die Regierung des Vereinigten König-
reichs ihre o,Ways and Means"-Fazilität bei der Bank of England beibehalten,
sofern und solange das Vereinigte Königreich nicht zur dritten Stufe übergeht.
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PROTOKOLL

Ünnn EINIGE BESTIMMUNGEN
BETREFFEND oANnvTARK

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN -

IN DEM WUNSCH, einige deneit bestehende Sonderprobleme im Einklang mit
den allgemeinen Zielen des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft
zu regeln,

Ulf RÜCfSICHT DARAUF, daß die dänische Verfassung Bestimmungen enthält,
die vor der Teilnahme Dänemarks an der dritten Stufe der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion in Dänemark eine Volksabstimmung erfordern könnten -

SIND über folgende Bestimmungen ÜBERENGEKOMMEN, die dem Vertrag zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft beigefügt sind:

l. Die dänische Regierung notifiziert dem Rat ihren Standpunkt bezäglich der Teil-
nahme an der dritten Stufe, bevor der Rat seine Beurteilung nach Artikel 109 j
Absatz 2 dieses Vertrags vornimmt.

2. Falls notifiziert wird, daß Dänemark nicht an der dritten Stufe teilnehmen wird,
gilt für Dänemark eine Freistellungl Die Freistellung hat zur Folge, daß alle eine
Ausnahmeregelung betreffenden Artikel und Bestimmungen dieses Vertrags und
der Satzung des ESZB auf Dänemark Anwendung finden.

3. In diesem Fall wird Dänemark nicht zu der Mehrheit der Mitgliedstaaten gezählt,
welche die notwendigen Voraussetzungen nach Artikel 109 j Absatz 2 zweiter Ge-
dankenstrich und Absatz 3 erster Gedankenstrich dieses Vertrags erfüllen.

4. Zv Aufhebung der Freistellung wird das Verfahren nach Artikel 109 k Absatz 2
nur dann eingeleitet, wenn Dänemark einen entsprechenden Antrag stellt.

5. Nach Aufhebung der Freistellung ist dieses Protokoll nicht mehr anwendbar.
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PROTOKOLL

BETREFFEND FRANKREICH

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN -

IN DEM WUNSCH, einen besonderen Punkt im Zusammenhang mit Frankreich zu
berücksichtigen -

SIND über folgende Bestimmungen ÜBBREINGEKOMMEN, die dem Vertrag zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft beigefügt sind:

Frankreich behält das Recht, nach Maßgabe seiner innerstaatlichen Rechtsvorschrif-
ten in seinen Übersee-Territorien Geldzeichen auszugeben, und ist allein befugt, die
Parität des CFP-Franc festzusetzen.
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PROTOKOLL

üsen DrE sozrALPoLrrIK

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN -

IN ANBETRACHT DESSEN, daß elf Mitgliedstaaten, nämlich das Königreich Bel-
gien, das Königreich Dänemark, die Bundesrepublik Deutschland, die Griechische
Republik, das Königreich Spanien, die Französische Republik, Irland, die Italieni-
sche Republik, das Großherzogtum Luxemburg, das Königreich der Niederlande
und die Portugiesische Republik, auf dem durch die Sozialcharta von 1989 vorge-
zeichneten Weg weitergehen wollen; daß sie zu diesem Zweck untereinander ein Ab-
kommen beschlossen haben; daß dieses Abkommen diesem hotokoll beigefügt ist;
daß durch dieses Protokoll und das genannte Abkommen dieser Vertrag, insbeson-
dere die Bestimmungen, welche die Sozialpolitik betreffen und Bestandteil des ge-
meinschaftlichen Besitzstands sind, nicht berührt wird -

l. kommen überein, diese elf Mitgliedstaaten zu ermächtigen, die Organe, Verfahren
und Mechanismen des Vertrags in Anspruch zu nehmen, um die erforderlichen
Rechtsakte und Beschlüsse zur Umsetzung des genannten Abkommens unterein-
ander anzunehmen und anzuwenden, soweit sie betroffen sind.

2. Das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland ist nicht beteiligt,
wenn der Rat über die Vorschläge, welche die Kommission aufgrund dieses Proto-
kolls und des genannten Abkommens unterbreitet, berät und diese annimmt.

Abweichend von Artikel 148 Absatz 2 des Vertrags kommen die Rechtsakte des
Rates nach diesem Protokoll, die mit qualifizierter Mehrheit anzunehmen sind,
mit einer Mindeststimmenzahl von vierundvierzig Stimmen zustande. Einstimmig
anzunehmende Rechtsakte des Rates sowie solche Rechtsakte, die eine Anderung
des Kommissionsvorschlags bedeuten, bedürfen der Stimmen aller Mitglieder des
Rates mit Ausnahme des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nord-
irland.

Rechtsakte des Rates und finanzielle Folgen mit Ausnahme von Verwaltungsko-
sten für die Organe gelten nicht für das Vereinigte Königreich Großbritannien
und Nordirland.

3. Dieses Protokoll wird dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft
beigefügt.
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ABKOMMEN

ZWISCHEN DEN MITGLIEDSTAATEN DER
EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFT

MIT AUSNAHME DES VEREINIGTEN KöNIGREICHS
GROSSBRITANNIEN UND NORDIRLAND

üsen DrE sozrAlPolrrrK

Die unterzeichneten elf HOHEN VERTRAGSPARTEIEN, nämlich das Königreich
Belgien, das Königreich Dänemark, die Bundesrepublik Deutschland, die Griechi-
sche Republik, das Königreich Spanien, die Französische Republik, Irland, die lta-
lienische Republik, das Großherzogtum Luxemburg, das Königreich der Niederlande
und die Portugiesische Republik (im folgenden als ,,Mitgliedstaaten" bezeichnet) -

IN DEM WUNSCH, die Sozialcharta von 1989 ausgehend vom gemeinschaftlichen
Besitzstand umzusetzen,

IN ANBETRACHT des Protokolls über die Sozialpolitik -

SIND wie folgt ÜBBRBTNGEKOMMEN:

Artikel 1

Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten haben folgende Ziele: die Förderung der
Beschäftigung, die Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen, einen an-
gemessenen sozialen Schutz, den sozialen Dialog, die Entwicklung des Arbeitskräfte-
potentials im Hinblick auf ein dauerhaft hohes Beschäftigungsniveau und die Be-
kämpfung von Ausgrenzungen. Zu diesem Zweck führen die Gemeinschaft und die
Mitgliedstaaten Maßnahmen durch, die der Vielfalt der einzelstaatlichen Gepflogen-
heiten, insbesondere in den vertraglichen Beziehungeno sowie der Notwendigkeit,
die Wettbewerbsf?ihigkeit der Wirtschaft der Gemeinschaft zu erhalten, Rechnung
tragen.

Artikel 2

l. Ztr Verwirklichung der Ziele des Artikels I unterstätzt und ergänzt die Gemein-
schaft die Tätigkeit der Mitgliedstaaten auf folgenden Gebieten:

- Verbesserung, insbesondere der Arbeitsumwelt, zum Schutz der Gesundheit und
der Sicherheit der Arbeitnehmer;

- Arbeitsbedingungen;
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- Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer;

- Chancengleichheit von Männern und Frauen auf dem Arbeitsmarkt und Gleich-
behandlung am Arbeitsplatz ;

- berufliche Eingliederung der aus dem Arbeitsmarkt ausgegrenzten Personen un-
beschadet des Artikels 127 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemein-
schaft (im folgenden als ,,Vertrag" bezeichnet).

2. Zt diesem Zweck kann der Rat unter Berücksichtigung der in den einzelnen Mit-
gliedstaaten bestehenden Bedingungen und technischen Regelungen durch Richt-
linien Mindestvorschriften erlassen, die schrittweise anzuwenden sind. Diese Richt-
linien sollen keine verwaltungsmäßigen, finanziellen oder rechtlichen Auflagen vor-
schreiben, die der Gründung und Entwicklung von kleinen und mittleren Unterneh-
men entgegenstehen.

Der Rat beschließt gemäß dem Verfahren des Artikels 189 c des Vertrags nach An-
hörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses.

3. In folgenden Bereichen beschließt der Rat dagegen einstimmig auf Vorschlag der
Kommission nach Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und
Sozialausschusses:

- soziale Sicherheit und sozialer Schutz der Arbeitnehmer;

- Schutz der Arbeitnehmer bei Beendigung des Arbeitsvertrags;

- Vertretung und kollektive Wahrnehmung der Arbeitnehmer- und Arbeitgeber-
interessen, einschließlich der Mitbestimmung, vorbehaltlich des Absatzes 6;

- Beschäftigungsbedingungen der Staatsangehörigen dritter Länder, die sich recht-
mäßig im Gebiet der Gemeinschaft aufhalten;

- finanzielle Beiträge zur Förderung der Beschäftigung und zur Schaffung von Ar-
beitsplätzen, und zwar unbeschadet der Bestimmungen über den Sozialfonds.

4. Ein Mitgliedstaat kann den Sozialpartnern auf deren gemeinsamen Antrag die
Durchführung von aufgrund der Absätze 2 und 3 angenommenen Richtlinien über-
tragen.

In diesem Fall vergewissert sich der Mitgliedstaat, daß die Sozialpartner spätestens
zu dem Zeitpunkt, zu dem eine Richtlinie nach Artikel 189 umgesetzt sein muß, im
Weg einer Vereinbarung die erforderlichen Vorkehrungen getroffen haben; dabei hat
der Mitgliedstaat alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um jederzeit gewährlei-
sten zu können, daß die durch diese Richtlinie vorgeschriebenen Ergebnisse erzielt
werden.

198



Protokolle

5. Die aufgrund dieses Artikels erlassenen Bestimmungen hindern einen Mitglied-
staat nicht daran, strengere Schutzmaßnahmen beizubehalten oder zu treffen, die mit
dem Vertrag vereinbar sind.

6. Dieser Artikel gilt nicht für das Arbeitsentgelt, das Koalitionsrecht, das Streik-
recht sowie das Ausspemrngsrecht.

Artikel 3

l. Die Kommission hat die Aufgabe, die Anhörung der Sozialpartner auf Gemein-
schaftsebene zu fördern, und erläßt alle zweckdienlichen Maßnahmen, um den Dia-
log zwischen den Sozialpartnern an erleichtern, wobei sie für Ausgewogenheit bei der
Unterstützung der Parteien sorgt.

2. Zu diesem Zweck hört die Kommission vor Unterbreitung von Vorschlägen im
Bereich der Sozialpolitik die Sozialpartner zu der Frage, wie eine Gemeinschaftsak-
tion gegebenenfalls ausgerichtet werden sollte.

3. Hält die Kommission nach dieser Anhörung eine Gemeinschaftsmaßnahme für
zweckmäßig, so hört sie die Sozialpartner zum Inhalt des in Aussicht genommenen
Vorschlags. Die Sozialpartner übermitteln der Kommission eine Stellungnahme oder
gegebenenfalls eine Empfehlung.

4. Bei dieser Anhörung können die Sozialpartner der Kommission mitteilen, daß sie
den Prozeß nach Artikel 4 in Gang setzen wollen. Die Dauer des Verfahrens darf
höchstens neun Monate betragen, sofern die betroffenen Sozialpartner und die Kom-
mission nicht gemeinsam eine Verlängerung beschließen.

Artikel 4

1. Der Dialog zwischen den Sozialpartnern auf Gemeinschaftsebene kann, falls sie
es wünschen, zrn Herstellung vertraglicher Beziehungen, einschließlich des Absohlus-
ses von Vereinbarungen, führen.

2. Die Durchführung der auf Gemeinschaftsebene geschlossenen Vereinbarungen er-
folgt entweder nach den jeweiligen Verfahren und Gepflogenheiten der Sozialpartner
und der Mitgliedstaaten oder - in den durch Artikel 2 erfaßten Bereichen - auf ge-
meinsamen Antrag der Unterzeichnerparteien durch einen Beschluß des Rates auf
Vorschlag der Kommission.
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Sofern nicht die betreffende Vereinbarung eine oder mehrere Bestimmungen betref-
fend einen der in Artikel 2 Absatz 3 genannten Bereiche enthält und somit ein ein-
stimmiger Beschluß erforderlich ist, beschließt der Rat mit qualifizierter Mehrheit.

Artikel 5

Unbeschadet der anderen Bestimmungen des Vertrags fördert die Kommission im
Hinblick auf die Erreichung der Ziele des Artikels 1 die Zusammenarbeit zwischen
den Mitgliedstaaten und erleichtert die Abstimmung ihres Vorgehens in den durch
dieses Abkommen erfaßten Bereichen der Sozialpolitik.

Artikel 6

1. Jeder Mitgliedstaat stellt die Anwendung des Grundsatzes des gleichen Entgelts
für Männer und Frauen bei gleicher Arbeit sicher.

2. Unter ,oEntgelt" im Sinne dieses Artikels sind die üblichen Grund- oder Mindest-
löhne und -gehälter sowie alle sonstigen Vergütungen zu verstehen, die der Arbeitge-
ber aufgrund des Dienstverhältnisses dem Arbeitnehmer unmittelbar oder mittelbar
in bar oder in Sachleistungen zahlt.

Gleichheit des Arbeitsentgelts ohne Diskriminierung aufgrund des Geschlechts be-
deuteto

a) daß das Entgelt für eine gleiche nach Akkord bezahlte Arbeit aufgrund der glei-
chen Maßeinheit festgesetzt wird;

b) daß für eine nach Zeit bezahlte Arbeit das Entgelt bei gleichem Arbeitsplatz
gleich ist.

3. Dieser Artikel hindert einen Mitgliedstaat nicht daran, zur Erleichterung der Be-
rufstätigkeit der Frauen oder zur Verhinderung bzw. zum Ausgleich von Benachteili-
gungen in ihrer beruflichen Laufbahn spezifische Vergünstigungen beizubehalten
oder zu beschließen.

Artikel 7

Die Kommission erstellt jährlich einen Bericht über den Stand der Verwirklichung
der in Artikel 1 genannten Ziele sowie über die demographische Lage in der Ge-
meinschaft. Sie übermittelt diesen Bericht dem Europäischen Parlament, dem Rat
und dem Wirtschafts- und Sozialausschuß.
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Das Europäische Parlament kann die Kommission um Berichte zu Einzelproblemen
ersuchen, welche die soziale Lage betreffen.

ERKLARUNGEN

l. Erklärung zu Artikel2 Äbsttz 2

Die elf Hohen Vertragsparteien stellen fest, daß in den Erörterungen über Artikel 2
Absatz 2 dieses Abkommens Einvernehmen darüber bestand, daß die Gemeinschaft
beim Erlaß von Mindestvorschriften zum Schutz der Sicherheit und Gesundheit der
Arbeitnehmer nicht beabsichtigt, Arbeitnehmer kleiner und mittlerer Unternehmen
in einer den Umständen nach nicht gerechtfertigten Weise zu benachteiligen.

2. Erklärung zu Artikel 4 Absatz 2

Die elf Hohen Vertragsparteien erklären, daß die erste der Durchführungsvorschrif-
ten zu den Vereinbarungen zwischen den Sozialpartnern auf Gemeinschaftsebene
nach Artikel 4 Absatz 2 die Erarbeitung des Inhalts dieser Vereinbarungen durch Ta-
rifverhandlungen gemäß den Regeln eines jeden Mitgliedstaats betrifft und daß diese
Vorschrift mithin weder eine Verpflichtung der Mitgliedstaaten, diese Vereinbarun-
gen unmittelbar anzuwenden oder diesbezügliche Umsetzungsregeln zu erarbeiten,
noch eine Verpflichtung beinhaltet, zltt Erleichterung ihrer Anwendung die gelten-
den innerstaatlichen Vorschriften zu ändern.
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PROTOKOLL

ÜggN DEN WIRTSCHAFTLICHEN UND
SOZIALEN ZUSAMMENHALT

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN _

EINGEDENK dessen, daß sich die Union ntm Ziel gesetzt hat, den wirtschaftlichen
und sozialen Fortschritt unter anderem durch Stärkung des wirtschaftlichen und so-
zialen Zusammenhalts zu fördern;

UNTER HINWEIS darauf, daß in Artikel 2 des Vertrags zur Gründung der Euro-
päischen Gemeinschaft auch die Aufgabe der Förderung des wirtschaftlichen und so-
zialen Zusammenhalts und der Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten erwähnt ist
und daß die Stärkung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts zu den in
Artikel 3 dieses Vertrags aufgeführten Tätigkeiten der Gemeinschaft gehört;

UNTER HINWEIS darauf, daß der Dritte Teil Titel XIV über den wirtschaftlichen
und sozialen Zusammenhalt insgesamt die Rechtsgrundlage für die Konsolidierung
und Weiterentwicklung der Gemeinschaftstätigkeit im Bereich des wirtschaftlichen
und sozialen Zusammenhalts, einschließlich der Schaffung eines neuen Fonds, dar-
stellt;

UNTER HINWEIS darauf, daß im Dritten Teil in den Titeln XII über transeuropäi-
sche Netze und XVI über die Umwelt in Aussicht genommen ist, vor dem 31. De-
zember 1993 einen Kohäsionsfonds zu schaffen;

IN DER ÜSBRZEUGUNG, daß Fortschritte auf dem Weg zur Wirtschafts- und
Währungsunion zum Wirtschaftswachstum aller Mitgliedstaaten beitragen werden;

IN ANBETRACHT dessen, daß sich die Strukturfonds der Gemeinschaft zwischen
1987 und 1993 real verdoppeln, was hohe Transferleistungen, insbesondere gemessen
am BIP der weniger wohlhabenden Mitgliedstaaten, zur Folge hat;

IN ANBETRACHT dessen, daß die EIB erhebliche und noch steigende Beträge zu-
gunsten der ärmeren Gebiete ausleiht;

IN ANBETRACHT des Wunsches nach größerer Flexibilität bei den Regelungen für
die Zuweisungen aus den Strukturfonds;

IN ANBETRACHT des Wunsches nach einer Differenzierung der Höhe der Ge-
meinschaftsbeteiligung an den Programmen und Vorhaben in bestimmten Ländern;

ANGESICHTS des Vorschlags, dem relativen
Rahmen des Systems der eigenen Mittel stärker
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nBfnAffIGEN, daß die Förderung des sozialen und wirtschaftlichen Zusammen-
halts für die umfassende Entwicklung und den dauerhaften Erfolg der Gemeinschaft
wesentlich ist, und unterstreichen die Bedeutung, die der Aufnahme des wirtschaftli-
chen und sozialen Zusammenhalts in die Artikel 2 und 3 dieses Vertrags zukommt;

BEKRAFTIGEN ihre Überzeugung, daß die Strukturfonds bei der Erreichung der
Gemeinschaftsziele hinsichtlich des Zusammenhalts weiterhin eine gewichtige Rolle
zu spielen haben;

BEKRAFTIGEN ihre Überzeugung, daß die EIB weiterhin den Großteil ihrer Mittel
für die Förderung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts einsetzen sollte,
und erklären sich bereit, den Kapitalbedarf der EIB zu überprüfen, sobald dies für
diesen Zweck notwendig ist;

BEKRAFTIGEN die Notwendigkeit einer gründlichen Überprüfung der Tätigkeit
und Wirksamkeit der Strukturfonds im Jahr 1992 und die Notwendigkeit, bei dieser
Gelegenheit erneut zu prüfen, welchen Umfang dieser Fonds in Anbetracht der Ge-
meinschaftsaufgaben im Bereich des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts
haben sollte;

VEREINBAREN, daß der vor dem 31. Dezember 1993 zu schaffende Kohäsions-
fonds finanzielle Beiträge der Gemeinschaft für Vorhaben in den Bereichen Umwelt
und transeuropäische Netze in Mitgliedstaaten mit einem Pro-Kopf-BSP von weniger
als 90 v. H. des Gemeinschaftsdurchschnitts bereitstellt, die ein Programm zur Erfül-
lung der in Artikel 104 c dieses Vertrags genannten Bedingungen dei wirtschaftlichen
Konvergenz vorweisen;

BEKUNDEN ihre Absicht, ein größeres Maß an Flexibilität bei der Zuweisung von
Finanzmitteln aus den Strukturfonds für besondere Bedürfnisse vorzusehen, die nicht
von den derzeitigen Strukturfonds abgedeckt werden;

BEKUNDEN ihre Bereitschaft, die Höhe der Gemeinschaftsbeteiligung an Program-
men und Vorhaben im Rahmen der Strukturfonds zu differenzieren, um einen über-
mäßigen Anstieg der Haushaltsausgaben in den weniger wohlhabenden Mitgliedstaa-
ten zu vermeiden;

ERKENNEN AN, daß die Fortschritte im Hinblick auf den wirtschaftlichen und so-
zialen Zusammenhalt laufend überwacht werden müssen, und bekunden ihre Bereit-
schaft, alle dazu erforderlichen Maßnahmen zu prüfen;

ERKLAREN ihre Absicht, der Beitragskapazität der einzelnen Mitgliedstaaten im
Rahmen des Systems der Eigenmittel stärker Rechnung zu tragen und zu prüfen, wie
für die weniger wohlhabenden Mitgliedstaaten regressive Elemente im derzeitigen
System der Eigenmittel korrigiert werden können;

KOMMEN ÜneRBfN, dieses Protokoll dem Vertrag zur Gründung der Europäi-
schen Gemeinschaft beizufügen.
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PROTOKOLL

BETREFFEND DEN WIRTSCHAFTS. UND
SOZIALAUSSCHUSS

UND DEN AUSSCHUSS DER REGIONEN

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN

SIND über folgende Bestimmung ÜBEnEINGEKOMMEN, die dem Vertrag zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft beigefügt wird:

Der Wirtschafts- und Sozialausschuß und der Ausschuß der Regionen verfügen über
einen gemeinsamen organisatorischen Unterbau.
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PROTOKOLL

ZUM VERTRAG ÜBER DIE EUROPAISCHE UNION
UND ZIJ DEN VERTRAGEN ZUR GRÜNDUNG DER

EUROPAISCHBN GEMEINSCHAFTEN

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN

SIND über folgende Bestimmung ÜBEnEINGEKOMMEN, die dem vertrag über
die Europäische Union und den Verträgen zur Gründung der Europäischen Gemein-
schaften beigefügt wird:

Der Vertrag über die Europäische Union, die Verträge zur Gründung der Europäi-
schen Gemeinschaften sowie die Verträge und Akte zur Anderung oder Ergänzung
der genannten Verträge berühren nicht die Anwendung des Artikels 40.3.3 der iri-
schen Verfassung in Irland.
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l. Die Konferenzen der Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten, die am
15. Dezember 1990 in Rom einberufen wurden, um im gegenseitigen Einvernehmen
die Anderungen zu beschließen, die an dem Vertrag zur ömndung-der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft im Hinblick auf die Verwirklichung der Politischen Union
und im Hinblick auf die Schlußphasen der Wirtschafts- und Währungsunion vorzu-
nehmen sind, sowie die Konferenzen, die am 3. Februar 1992 in Brüssel einberufen
wurden, um an den Verträgen über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft
für Kohle und Stahl und zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft die An-
derungen vorzunehmen, die sich aus den für den Vertrag zur Gründung der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft vorgesehenen Anderungen ergeben, häben folgende
Texte beschlossen:

I.

VERTRAG ÜBER DIE EUROPAISCUE UNION

II.

PROTOKOLLE

Protokoll betreffend den Erwerb von Immobilien in Dänemark

Protokoll zu Artikel ll9 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemein-
schaft

3. Protokoll über die Satzung des Europäischen Systems der Zentralbanken und der
Europäischen Zentralbank

4. Protokoll über die Satzung des Europäischen Währungsinstituts

5. Protokoll über das Verfahren bei einem übermäßigen Defizit

6. Protokoll über die Konvergenzkriterien nach Artikel 109 j des Vertrags zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft

7. Protokoll zur Anderung des Protokolls über die Vorrechte und Befreiungen der
Europäischen Gemeinschaften

8. Protokoll betreffend Dänemark

Protokoll betreffend Portugal

Protokoll über den Übergang zur dritten stufe der wirtschafts- und währungs-
union

Protokoll über einige Bestimmungen betreffend das Vereinigte Königreich Groß-
britannien und Nordirland

l .

2.

9.

10.

1 1 .
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12. Protokoll über einige Bestimmungen betreffend Dänemark

13. Protokoll betreffend Frankreich

14. Protokoll über die Sozialpolitik, dem ein Abkommen zwischen den Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Gemeinschaft mit Ausnahme des Vereinigten Königreichs
Großbritannien und Nordirland über die Sozialpolitik beigefügt ist, welchem
zwei Erklärungen beigefügt sind

15. Protokoll über den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt

16. Protokoll betreffend den Wirtschafts- und Sozialausschuß und den Ausschuß der
Regionen

17. Protokoll zum Vertrag über die Europäische Union und zu den Verträgen zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaften

Die Konferenzen sind übereingekommen, daß die in den vorstehenden Nummern I
bis 16 genannten Protokolle dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemein-
schaft beigefügt werden und daß das in vorstehender Nummer 17 genannte Protokoll
dem Vertrag über die Europäische Union und den Verträgen zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaften beigeftigt wird.

2. Zum Zeitpunkt der Unterzeichnung dieser Texte haben die Konferenzen die nach-
stehend aufgeführten Erklärungen angenommen, die dieser Schlußakte belgefügt
sind.

III.

ERKLARUNGEN

l. Erklärung zu den Bereichen Katastrophenschutz, Energie und Fremdenverkehr

2. Erklärung zur Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats

3. Erklärung zum Dritten Teil Titel III und VI des Vertrags zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaft

4. Erklärung zum Dritten Teil Titel VI des Vertrags zur Gründung der Europäi-
schen Gemeinschaft

5. Erklärungznr Zvsammenarbeit mit dritten Ländern im Währungsbereich

6. Erklärung zu den Währungsbeziehungen zur Republik San Marino, zum Staat
Vatikanstadt und zum Fürstentum Monaco

7. Erklärung zu ArtikelT3 d des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemein-
schaft

8. Erklärung zu Artikel 109 des Vertrags zur Grändung der Europäischen Gemein-
schaft
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9. Erklärung zum Dritten Teil Titel XVI des Vertrags zur Gründung der Europäi-
schen Gemeinschaft

10. Erklärung zur den Artikeln 109, 130 r und 130 y des Vertrags zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaft

11. Erklärung zur Richtlinie vom24. November 1988 (Emissionen)

12. Erklärung zum Europäischen Entwicklungsfonds

13. Erklärungzrfi Rolle der einzelstaatlichen Parlamente in der Europäischen Union

14. Erklärung zur Konferenz der Parlamente

15. Erklärung zur Zahl der Mitglieder der Kommission und des Europäischen
Parlaments

16. Erklärung zur Rangordnung der Rechtsakte der Gemeinschaft

17. Erklärung zum Recht auf Zugangzu Informationen

18. Erklärung zu den geschätzten Folgekosten der Vorschläge der Kommission

19. Erklärung zur Anwendung des Gemeinschaftsrechts

20. Erklärung zttr Beurteilung der Umweltverträglichkeit der Gemeinschaftsmaß-
nahmen

21. Erklärung zum Rechnungshof

22. Erklärung zum Wirtschafts- und Sozialausschuß

23. Erklärung zur Zusammenarbeit mit den Wohlfahrtsverbänden

24. Erklärung zum Tierschutz

25. Erklärung zur Vertretung der Interessen der überseeischen Länder und Hoheits-
gebiete nach Artikel227 Absatz 3 und Absatz 5 Buchstaben a und b des Vertrags
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft

26. Erklärung zu den Gebieten in äußerster Randlage der Gemeinschaft

27. Erklärung zu den Abstimmungen im Bereich der gemeinsamen Außen- und
Sicherheitspolitik

28. Erklärung zu den praktischen Einzelheiten im Bereich der gemeinsamen Außen-
und Sicherheitspolitik

29. Erklärung zum Gebrauch der Sprachen im Bereich der gemeinsamen Außen-
und Sicherheitspolitik
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30. Erklärung rrlt Westeuropäischen Union

31. Erklärung zur Asylfrage

32. Erklärung zur polizeilichen Zusammenarbeit

33. Erklärung zu Streitsachen zwischen der EZB bzw. dem EWI und deren
Bediensteten

Geschehen zu Maastricht am siebten Februar neunzehnhundertzweiundneunzig.
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ERKLARUNG

ZU DEN BEREICHEN KATASTROPHENSCHUTZ,
ENERGIE UND FREMDENVERKEHR

Die Konferenz erklärt, daß die Frage der Einfügung von Titeln über die in Artikel 3
Buchstabe t des Vertrags zur Grtindung der Europäischen Gemeinschaft genannten
Bereiche in jenen Vertrag nach dem Verfahren des Artikels N Absatz 2 des Vertrags
über die Europäische Union anhand eines Berichts geprüft wird, den die Kommis-
sion dem Rat spätestens 1996 vorlegen wird.

Die Kommission erklärt, daß die Gemeinschaft ihre Tätigkeit in diesen Bereichen
auf der Grundlage der bisherigen Bestimmungen der Verträge zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaften fortsetzen wird.
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ERKLARUNG

ZUR STAATSANGEHÖ ruCrcEIT
EINES MITGLIEDSTAATS

Die Konferenz erklärt, daß bei Bezugnahmen des Vertrags zur Gründung der Euro-
päischen Gemeinschaft auf die Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten die Frage, wel-
chem Mitgliedstaat eine Person angehört, allein durch Bezug auf das innerstaatliche
Recht des betreffenden Mitgliedstaats geregelt wird. Die Mitgliedstaaten können zur
Unterrichtung in einer Erklärung gegenüber dem Vorsitz angeben, wer für die
Zwecke der Gemeinschaft als ihr Staatsangehöriger anzusehen ist, und ihre Erklä-
rung erforderlichenfalls ändern.
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ERKLARUNG

ZUM DRITTEN TEIL TITEL III UND VI
DES VERTRAGS ZUR GRÜNDUNG

DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFT

Die Konferenz erklärt, daß für die Anwendung der Bestimmungen, die im Vertrag
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft im Dritten Teil Titel III Kapitel 4
über den Kapital- und Zahlungsverkehr und Titel VI über die Wirtschafts- und Wäh-
rungspolitik vorgesehen sind, unbeschadet des Artikels 109 j Absätze 2, 3 und 4 und
des Artikels 109 k Absatz 2 die übliche Praxis fortgeführt wird, wonach der Rat in
der Zusammensetzung der Wirtschafts- und Finanzminister zusammentritt.
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ERKLARUNG

ZUI0/'{ DRITTEN TEIL TITEL VI
DES VERTRAGS ZUR GRÜNDUNG

DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFT

Die Konferenz erklärt, daß der Präsident des Europäischen Rates die Wirtschafts-
und Finanzminister zur Teilnahme an den Tagungen des Europäischen Rates ein-
laden wird, wenn dieser Fragen der Wirtschafts- und Währungsunion erörtert.
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ERKLARUNG

ZUR ZUSAMMENARBEIT MIT DRITTEN LANDERN
IM WAHRUNGSBEREICH

Die Konferenz erklärt, daß die Gemeinschaft m stabilen internationalen Währungs-
beziehungen beitragen will. Zu diesem Zuteck ist die Gemeinschaft bereit, mit ande-
ren europäischen Ländern und mit denjenigen außereuropäischen Ländern, zu denen
sie enge wirtschaftliche Bindungen hat, zusammenzuarbeiten.
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ERKLARUNG

ZU DEN WAHRUNGSBEZIEHUNGEN
ZUR REPUBLIK SAN MARINO, ZUM STAAT

VATIKANSTADT UND ZIJ:l'l FÜRSTENTUM MONACO

Die Konferenz ist sich einig, daß die derzeitigen Währungsbeziehungen zwischen Ita-
lien und San Marino bzw. Vatikanstadt und zwischen Frankreich und Monaco durch
diesen Vertrag bis zur Einführung des Ecu als einheitlicher Währung der Gemein-
schaft unberührt bleiben.

Die Gemeinschaft verpflichtet sich, die Neuaushandlung bestehender Übereinkünfte,
die durch Einführung des Ecu als einheitlicher Währung erforderlich werden kön-
nen, zu erleichtern.
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ERKLARUNG

ZU ARTIKEL 73 d DES VERTRAGS ZUR GRÜNDUNG
DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFT

Die Konferenz bekräftigt, daß das in Artikel 73 d Absatz I Buchstabe a des Vertrags
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft erwähnte Recht der Mitgliedstaaten,
die einschlägigen Vorschriften ihres Steuerrechts anzuwenden, nur für die einschlägi-
gen Vorschriften gilt, die Ende 1993 bestehen. Diese Erklärung betrifft jedoch nur
den Kapital- und Zahlungsverkehr zwischen den Mitgliedstaaten.
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ERKLARUNG

ZU ARTIKEL 109 DES VERTRAGS ZUR GRÜNDUNG
DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFT

Die Konferenz bekräftigt, daß mit dem in Artikel 109 Absatz 1 verwendeten Begriff
,,förmliche Vereinbarung" nicht eine neue Kategorie internationaler Übereinkünfte
im Sinne des Gemeinschaftsrechts geschaffen werden soll.
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ERKLARUNG

ZU:['.d DRITTEN TEIL TITEL XVI
DES VERTRAGS ZUR GRÜNDUNG

DER EUROPATSCHEN GEMEINSCHAFT

Die Konferenz ist der Ansicht, daß die Gemeinschaft in Anbetracht der zunehmen-
den Bedeutung, die dem Naturschutz auf einzelstaatlicher, gemeinschaftlicher und
internationalei Ebene zukommt, bei der Ausübung ihrer Zuständigkeiten aufgrund
des Dritten Teils Titel XVI des Vertrags den spezifischen Erfordernissen in diesem
Bereich Rechnung tragen soll.
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ERKLARUNG

ZU DEN ARTIKELN 109, 130 r UND 130 y
DES VERTRAGS ZUR GRÜNDUNG

DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFT

Die Konferenz vertritt die Auffassung, daß Artikel 109 Absatz 5, Artikel 130 r Ab-
satz 4 Unterabsatz 2 und Artikel 130 y nicht die Grundsätze berühren, die sich aus
dem Urteil des Gerichtshofs in der AETR-Rechtssache ergeben.
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ERKLARUNG

ZUR RICHTLINIE VOM 24. NOVEMBER 1988
(Emissionen)

Die Konferenz erklärt, daß Anderungen in den gemeinschaftlichen Rechtsvorschrif-
ten die Ausnahmeregelungen nicht beeinträchtigen dürfen, die Spanien und Portugal
gemäß der Richtlinie des Rates vom 24. November 1988 zur Begrenzung von Schad-
stoffemissionen von Großfeuerungsanlagen in die Luft bis zum 31. Dezember 1999
zugestanden wurden.
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ERKLARUNG

ZIJM EUROPAISCHEN ENTWICKLUNGSFONDS

Die Konferenz kommt tiberein, daß der Europäische Entwicklungsfonds im Ein-
klang mit den bisherigen Bestimmungen weiterhin durch einzelstaatliche Beiträge
finanziert wird.
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ERKLARUNG

ZUR ROLLE DER EINZELSTAATLICHEN
PARLAMENTE IN DER EUROPAISCHEN UNION

Die Konferenz hält es für wichtig, eine größere Beteiligung der einzelstaatlichen
Parlamente an den Tätigkeiten der Europäischen Union zu fördern.

Zu diesem Zweck ist der Informationsaustausch zwischen den einzelstaatlichen Par-
lamenten und dem Europäischen Parlament zu verstärken. In diesem Zusammen-
hang tragen die Regierungen der Mitgliedstaaten unter anderem dafür Sorge, daß die
einzelstaatlichen Parlamente zu ihrer Unterrichtung und gegebenenfalls zur Prüfung
rechtzeitig über die Vorschläge für Rechtsakte der Kommission verfügen.

Nach Ansicht der Konferenz ist es ferner wichtig, daß die Kontakte zwischen den
einzelstaatlichen Parlamenten und dem Europäischen Parlament insbesondere
dadurch verstärkt werden, daß hierfür geeignete gegenseitige Erleichterungen und
regelmäßige Zusammenkünfte zwischen Abgeordneten, die an den gleichen Fragen
interessiert sind, vorgesehen werden.
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ERKLARUNG

ZUR KONFERENZ DER PARLAMENTE

Die Konferenz ersucht das Europäische Parlament und die einzelstaatlichen Parla-
mente, erforderlichenfalls als Konferenz der Parlamente (oder ,,Assises") zusammen-
zutreten.

Die Konferenz der Parlamente wird unbeschadet der Zuständigkeiten des Europäi-
schen Parlaments und der Rechte der einzelstaatlichen Parlamente zu wesentlichen
Leitlinien der Europäischen Union gehört. Der Präsident des Europäischen Rates
und der Präsident der Kommission erstatten auf jeder Tagung der Konferenz der
Parlamente Bericht über den Stand der Union.
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ERKLARUNG

ZUR ZA]HL DER MITGLIEDER DER KOMMISSION
UND DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS

Die Konferenz kommt überein, die Fragen betreffend die Zahl der Mitglieder der
Kommission und der Mitglieder des Europäischen Parlaments spätestens Ende 1992
im Hinblick auf ein Einvernehmen zu prüfen, das es gestattet, die Rechtsgrundlage
für die Festsetzung der Zahl der Mitglieder des Europäischen Parlaments rechtzeitig
zu den Wahlen im Jahr 1994 zu schaffen. Die Beschlüsse werden unter anderem un-
ter Berücksichtigung der Notwendigkeit gefaßt, die Gesamtmitgliederzahl des Furo-
päischen Parlaments in einer erweiterten Gemeinschaft festzulegen.
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ERKLARUNG

ZUR RANGORDNUNG DER RECHTSAKTE
DER GEMEINSCHAFT

Die Konferenz kommt überein, daß die 1996 einzuberufende Regierungskonferenz
prüfen wird, inwieweit es möglich ist, die Einteilung der Rechtsakte der Gemein-
schaft mit dem Ziel zu überprüfen, eine angemessene Rangordnung der verschiede-
nen Arten von Normen herzustellen.
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ERKLARUNG

ZU}|vl RECHT AUF ZUGANG ZU INFORMATIONEN

Die Konferenz ist der Auffassung, daß die Transparenz des Beschlußverfahrens den
demokratischen Charakter der Organe und das Vertrauen der Öffentlichkeit in die
Verwaltung stärkt. Die Konferenz empfiehlt daher, daß die Kommission dem Rat
spätestens 1993 einen Bericht tiber Maßnahmen vorlegt, mit denen die den Organen
vorliegenden Informationen der öffentlichkeit besser zugänglich gemacht werden
sollen.
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ERKLARUNG

ZU DEN GESCHATZTPN FOLGEKOSTEN
DER VoRSCHTAcn DER KoMMISSIoN

Die Konferenz stellt fest, daß die Kommission sich verpflichtet, bei ihren Vorschlä-
gen für Rechtsakte die Kosten und den Nutzen für die Behörden der Mitgliedstaaten
und sämtliche Betroffene zu berücksichtigen und dazu gegebenenfalls die von ihr für
erforderlich erachteten Konsultationen vorzunehmen und ihr System zur Bewertung
der gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften auszubauen.
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ERKLARUNG

ZUR ANWENDUNG DES GEMEINSCHAFTSRECHTS

1. Die Konferenz hebt hervor, daß es für die innere Geschlossenheit und die Einheit
des europäischen Aufbauwerks von wesentlicher Bedeutung ist, daß jeder Mit-
gliedstaat die an ihn gerichteten Richtlinien der Gemeinschaft innerhalb der darin
festgesetzten Fristen vollständig und getreu in innerstaatliches Recht umsetzt.

Außerdem ist die Konferenz der Ansicht, daß es zwar Sache jedes Mitgliedstaats
ist zu bestimmen, wie die Vorschriften des Gemeinschaftsrechts unter Berücksich-
tigung der Besonderheit seiner Institutionen, seiner Rechtsordnung und anderer
Gegebenheiten, in jedem Fall aber unter Beachtung des Artikels 189 des Vertrags
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, am besten anzuwenden sind, es
jedoch für die reibungslose Arbeit der Gemeinschaft von wesentlicher Bedeutung
ist, daß die in den einzelnen Mitgliedstaaten getroffenen Maßnahmen dazu fUh-
ren, daß das Gemeinschaftsrecht dort mit gleicher Wirksamkeit und Strenge An-
wendung findet, wie dies bei der Durchführung der einzelstaatlichen Rechtsvor-
schriften der Fall ist.

2. Die Konferenz fordert die Kommission auf, in Wahrnehmung der ihr durch Arti-
kel 155 des Vertrags zur Grtindung der Europäischen Gemeinschaft übertragenen
Zuständigkeiten darauf zu achten, daß die Mitgliedstaaten ihren Verpflichtungen
nachkommen. Sie ersucht die Kommission, für die Mitgliedstaaten und das Euro-
päische Parlament regelmäßig einen umfassenden Bericht zu veröffentlichen.
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ERKLARUNG

ZUR BEURTEILUNG DER
UMWELTVE RTRAGLIC H KEIT

DER GEMEINSCHAFTSMASSNAHMEN

Die Konferenz stellt fest, daß die Kommission sich verpflichtet, bei ihren Vorschlä-
gen voll und ganz den Umweltauswirkungen und dem Grundsatz des nachhaltigen
Wachstums Rechnung zu tragen, und daß die Mitgliedstaaten sich verpflichtet
haben, dies bei der Durchführung zu tun.
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ERKLARUNG

ZU}''d RECHNUNGSHOF

Die Konferenz weist darauf hin, daß sie den Aufgaben, die dem Rechnungshof in

den Artikeln 188 a, 188 b, 188 c und 206 des Vertrags zur Gründung der Europäi-

schen Gemeinschaft übertragen werden, besondere Bedeutung beimißt.

Sie ersucht die anderen Organe der Gemeinschaft, zusammen mit dem Rechnungshof
alle Mittel zu prüfen, die geeignet sind, eine wirksamere Erfüllung seiner Aufgaben

zu gewährleisten.
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ERKLARUNG

ZUM WIRTSCHAFTS- UND SOZIALAUSSCHUSS

Die Konferenz kommt überein, daß der Wirtschafts- und Sozialausschuß hinsichtlich
des Haushalts und der Personalverwaltung dieselbe Unabhängigkeit genießt wie der
Rechnungshof bisher.
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ERKLARUNG

ZUR ZUSAMMENARBEIT MIT DEN
WOHLFAHRTSVERBANDEN

Die Konferenz betont, daß zur Erreichung der in Artikel 117 des Vertrags zur Grün-
dung der Europäischen Gemeinschaft genannten Ziele eine Zusammenarbeit der
Europäischen Gemeinschaft mit den Verbänden der Wohlfahrtspflege und den Stif-
tungen als Trägern sozialer Einrichtungen und Dienste von großer Bedeutung ist.
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ERKLARUNG

ZUI0/'{ TIERSCHUTZ

Die Konferenz ersucht das Europäische Parlament, den Rat und die Kommission so-
wie die Mitgliedstaaten, bei der Ausarbeitung und Durchführung gemeinschaftlicher
Rechtsvorschriften in den Bereichen Gemeinsame Agrarpolitik, Verkehr, Binnen-
markt und Forschung den Erfordernissen des Wohlergehens der Tiere in vollem Um-
fang Rechnung zu tragen.
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ERKLARUNG

ZUR VERTRETUNG DER INTERESSEN
DER ÜBENSBEISCHEN LANDER UND

HOHEITSGEBIETE NACH ARTIKEL 227 ABSATZ 3
UND ABSATZ 5 BUCHSTABEN A UND B

DES VERTRAGS ZUR GRÜNDUNG
DER EUROPATSCSNN GEMEINSCHAFT

Die Konferenz kommt in Anbetracht der Tatsache, daß unter außergewöhnlichen
Umständen die Interessen der Union und die Interessen der Länder und Hoheitsge-
biete nach Artikel 227 Absatz 3 und Absatz 5 Buchstaben a und b des Vertrags diver-
gieren können, überein, daß der Rat sich um eine Lösung bemühen wird, die mit
dem Standpunkt der Union in Einklang steht. Für den Fall jedoch, daß sich dies als
unmöglich erweist, erklärt sich die Konferenz damit einverstanden, daß der betref-
fende Mitgliedstaat im Interesse der betreffenden überseeischen Länder und Hoheits-
gebiete gegebenenfalls eigenständig handelt, allerdings ohne dabei das Interesse der
Gemeinschaft zu beeinträchtigen. Dieser Mitgliedstaat macht dem Rat und der Kom-
mission eine Mitteilung, wenn eine derartige Interessendivergenz auftreten könnte;
und weist, wenn sich eigenständiges Handeln nicht vermeiden läßt, deutlich darauf
hin, daß er im Interesse eines der genannten überseeischen Hoheitsgebiete handelt.

Diese Erklärung gilt auch für Macau und Osttimor.
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ERKLARUNG

ZU DEN GEBIETEN IN AUSSBnSTER RANDLAGE
DER GEMEINSCHAFT

Die Konferenz erkennt an, daß die Gebiete in äußerster Randlage der Gemeinschaft
(französische überseeische Departements, Azoren und Madeira und Kanarische In-
seln) unter einem bedeutenden strukturellen Rückstand leiden; dieser wird durch
mehrere Faktoren (große Entfernung, Insellage, geringe Fläche, schwierige Relief-
und Klimabedingungen, wirtschaftliche Abhängigkeit von einigen wenigen Erzeug-
nissen) verschärft, die als ständige Gegebenheiten und durch ihr Zusammenwirken
die wirtschaftliche und soziale Entwicklung schwer beeinträchtigen.

Sie ist der Auffassung, daß der Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemein-
schaft und das abgeleitete Recht für die Gebiete in äußerster Randlage zwar ohne
weiteres gelten, es jedoch möglich bleibt, spezifische Maßnahmen zu ihren Gunsten
zu erlassen, sofern und solange ein entsprechender Bedarf im Hinblick auf die wirt-
schaftliche und soziale Entwicklung dieser Gebiete objektiv gegeben ist. Diese Maß-
nahmen müssen sowohl auf die Vollendung des Binnenmarkts als auch auf eine
Anerkennung der regionalen Verhältnisse abzielen, damit diese Gebiete den
durchschnittlichen wirtschaftlichen und sozialen Stand der Gemeinschaft erreichen
können.
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ERKLARUNG

ZU DEN ABSTIMMUNGEN IM BEREICH
DER GEMEINSAMEN AUSSEN- UND

SICHERHEITSPOLITIK

Die Konferenz kommt überein, daß die Mitgliedstaaten bei Entscheidungen, die Ein-
stimmigkeit erfordern, soweit wie möglich davon absehen, die Einstimmigkeit zu ver-
hindern, sofern eine qualifizierte Mehrheit für die betreffende Entscheidung besteht.
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ERKLARUNG

ZU DEN PRAKTISCHEN EINZELHEITEN
IM BEREICH DER GEMEINSAMEN

AUSSEN- UND SICHERHEITSPOLITIK

Die Konferenz kommt üterein, daß die Arbeitsteilung zwischen dem Politischen Ko-
mitee und dem Ausschuß der Ständigen Vertreter sowie die praktischen Einzelheiten
der Zusammenlegung des Sekretariats der Politischen Zusammenarbeit mit dem Ge-
neralsekretariat des Rates und der Zusammenarbeit zwischen dem Generalsekretariat
und der Kommission später geprüft werden.
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ERKLARUNG

ZU}/.d GEBRAUCH DER SPRACHEN IM BEREICH
DER GEMEINSAMEN AUSSEN. UND

SICHERHEITSPOLITIK

Die Konferenz kommt überein, daß für den Gebrauch der Sprachen die Sprachen-
regelung der Europäischen Gemeinschaften gilt.

Für den COREU-Verkehr dient die derzeitige Praxis in der Europäischen Politischen
Zusammenarbeit einstweilen als Anhaltspunkt.

Alle Texte der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik, die auf Tagungen des
Europäischen Rates und des Rates vorgelegt oder angenommen werden, sowie alle
zur Veröffentlichung bestimmten Texte werden unverzüglich und zeitgleich in alle
Amtssprachen der Gemeinschaft übersetzt.
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ERKLARUNG

ZUR WESTEUROPAISCHEN UNION

Die Konferenz nimmt folgende Erklärungen zur Kenntnis:

I. ERKLARUNG

Belgiens, Deutschlands, Spaniens, Frankreichs, Italiens, Luxemburgs,
der Niederlande, Portugals und des Vereinigten Königreichs, die Mitgliedstaaten

der Westeuropäischen Union und gleichzeitig der Europäischen Union sind,

ROLLE DER WESTnunOpAISZäIITEN UNION UI\D zU IHREN
BEZIEHUNGEN ZUR EUROPAISCHEN UNION UND ZUR ATLANTISCHEN

ALLIANZ

Einleitung

l. Die WEU-Mitgliedstaaten stimmen darin überein, daß es notwendig ist, eine echte
europäische Sicherheits- und Verteidigungsidentität zn entwickeln und eine größere
europäische Verantwortung in Verteidigungsfragen zu übernehmen. Diese Identität
wird durch einen schrittweisen Prozeß mit mehreren aufeinanderfolgenden Phasen
angestrebt. Die WEU wird integraler Bestandteil des Prozesses der Entwicklung der
Europäischen Union sein und einen größeren Beitrag zur Solidarität innerhalb der
Atlantischen Allianz leisten. Die WEU-Mitgliedstaaten sind sich darin einig, die
Rolle der WEU in der längerfristigen Perspektive einer mit der Politik der Atlan-
tischen Allianz zu vereinbarenden gemeinsamen Verteidigungspolitik innerhalb der
Europäischen Union, die zu gegebener Zeit zu einer gemeinsamen Verteidigung füh-
ren könnte, zu stärken.

2. Die WEU wird als Verteidigungskomponente der Europäischen Union und als
Mittel zur Stärkung des europäischen Pfeilers der Atlantischen Allianz entwickelt. Zu
diesem Zweck wird sie eine gemeinsame europäische Verteidigungspolitik formulie-
ren und diese durch die Weiterentwicklung ihrer operationellen Rolle konkret durch-
führen.

Die WEU-Mitgliedstaaten nehmen Kenntnis von Artikel J.4 des Vertrags über die
Europäische Union betreffend die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik, der
wie folgt lautet:

,,(l) Die Gemeinsame Au$en- und Sicherheitspolitik umfafit sämtliche Fragen,
welche die Sicherheit der Europöischen Union betreffen, wozu auf löngere Sicht
auch die Festlegung einer gemeinsamen Verteidigungspolitik gehört, die zu gege-
bener Zeit zu einer gemeinsamen Verteidigung führen könnte.
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(2) Die Union ersucht die lryesrcuropäische Union (WEU), die integraler Be-
standteil der Entwicklung der Europöischen anion ist, die Entscheidungen und
Aktionen der Union, die verteidigungspolitische Bezüge haben, auszuarbeiten und
durchzu/ühren. Der Rat trifft im Einvernehrnen mit den Organen der WEU die
erforderlichen praktischen Regelungen.

(3) Die Fragen, die verteidigungspolitische Bezüge haben und die nach diesem
Artikel behandelt werden, unterliegen nicht den Yedahren des Artikels J.3.

(4) Die Politik der anion nach diesem Artikel berührt nicht den besonderen Cha-
rakter der Sicherheits- und Yerteidigungspolitik bestimmter Mitgliedstaaten; sie
achtet die Verpflichtangen einiger Mitgliedstaaten aus dem Nordatlantikvertrag
und ist vereinbar mit der in jenem Rahmen fe*gelegten gemeinsamen Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik.

(5) Dieser Artikel steht der Entwicklung einer engeren Zusammenarbeit zwischen
zwei oder mehr Mitgliedstaaten auf zweiseitiger Ebene sowie im Rahmen der
WEU und der Atlantischen Allianz nicht entgegen, soweit sie der nach diesem
Titel vorgesehenen Zusammenarbeit nicht zawiderläuft und diese nicht behindert.

(6) Zur Förderung des Zieles dieses Vertrags und im Hinblick auf den Termin
1998 im Zusammenhang mit Artikel XII des Brüsseler Vertrags in seiner geän-
derten Fassung kann dieser Artikel nach Artikel N Absatz 2 auf der Grundlage
eines dem Europäischen Rat 1996 vom Rat vorzulegenden Berichts, der eine Be-
wertung der bis dahin erzielten Fortschritte und gesamrnelten Edahrungen ent-
halten wird, revidiert werden."

A. Beziehungen der WEU zur Europäischen Union

3. Ziel ist es, die WEU stufenweise zur Verteidigungskomponente der Europäischen
Union auszubauen. Zu diesem Zweck ist die WEU bereit, auf Ersuchen der Europäi-
schen Union Beschlüsse und Aktionen der Union mit verteidigungspolitischen Impli-
kationen zu erarbeiten und durchzuführen.

Zu diesem Zweck ergreift die WEU folgende Maßnahmen, um enge Arbeitsbezie-
hungen zur Union zu entwickeln:

- soweit angezeigt, Abstimmung der Tagungstermine und -orte und Harmonisie-
rung der Arbeitsweisen;

- Herbeiführung einer engen Zusammenarbeit zwischen dem Rat und dem Gene-
ralsekretariat der WEU einerseits und dem Rat der Union und dem General-
sekretariat des Rates andererseits;

- Prüfung der Harmonisierung der Abfolge und Dauer der beiden Präsident-
schaften;

- Vereinbarung geeigneter Vorkehrungen, um sicherzustellen, daß die Kommission
der Europäischen Gemeinschaften gemäß ihrer Rolle in der Gemeinsamen
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Außen- und Sicherheitspolitik, wie diese in dem Vertrag über die Europäische
Union festgelegt ist, regelmäßig über die WEU-Tätigkeiten informiert und, soweit
angezeigt, konsultiert wird ;

- Förderung einer engeren Zusammenarbeit zwischen der Parlamentarischen Ver-
sammlung der WEU und dem Europäischen Parlament.

Der WEU-Rat trifft im Einvernehmen mit den zuständigen Organen der Europäi-
schen Union die notwendigen praktischen Regelungen.

B. Beziehungen der WEU zur Atlantischen Allianz

4. Ziel ist es, die WEU als Mittel zur Stärkung des europäischen Pfeilers der Atlan-
tischen Allianz zu entwickeln. Dementsprechend ist die WEU bereit, die engen Ar-
beitsbeziehungen zur Allianz weiterzuentwickeln und die Rolle, die Verantwortlich-
keiten und die Beiträge der Mitgliedstaaten der WEU innerhalb der Allianz zu stär-
ken. Dies wird auf der Grundlage der erforderlichen Transparenz und Komplemen-
tarität zwischen der entstehenden europäischen Sicherheits- und Verteidigungsidenti-
tät und der Allianz geschehen. Die WEU wird im Einklang mit den Positionen han-
deln, die in der Allianz beschlossen wurden:

- Die Mitgliedstaaten der WEU werden ihre Koordinierung in Fragen der Allianz,
die von erheblichem gemeinsamem Interesse sind, verstärken, um innerhalb der
WEU vereinbarte gemeinsame Positionen in den Konsultationsprozeß der Allianz
einzubringen, welche das wesentliche Forum für Konsultationen unter ihren Mit-
gliedern und für die Vereinbarung von politischen Maßnahmen, die sich auf die
Sicherheits- und Verteidigungsverpflichtungen der Verbündeten des Nordatlantik-
vertrags auswirken, bleiben wird.

- Soweit notwendig, werden Tagungstermine und -orte abgestimmt und Arbeits-
weisen harmonisiert.

- Zwischen den Generalsekretariaten der WEU und der NATO wird eine enge
Zusammenarb eit herbeigeführt.

C. Operationelle Rolle der WEU

5. Die operationelle Rolle der WEU wird durch die Prüfung und Festlegung geeig-
neter Aufgaben, Strukturen und Mittel gestärkt, die im einzelnen folgendes betref-
fen:

- WEu-Planungsstab;

- engere militärische Zusammenarbeit in Ergänzung der Nlianz, insbesondere auf
den Gebieten der Logistik, des Transports, der Ausbildung und der strategischen
Aufklärung;

- Treffen der Generalstabschefs der WEU;

- der WEU zugeordnete militärische Einheiten.
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Zu den sonstigen Vorschlägen, die weiter geprüft werden, gehören:

- verstärkte Rüstungskooperation mit dem Ziel der Schaffung einer Europäischen
Rüstungsagentur;

- Weiterentwicklung des WEU-Instituts zu einer Europäischen Sicherheits- und
Verteidigungsakademie.

Die Maßnahmen zur Stärkung der operationellen Rolle der WEU werden in vollem.
Umfang mit den militärischen Vorkehrungen vereinbar sein, die zur Sicherung der
gemeinsamen Verteidigung aller Verbündeten erforderlich sind.

D. Weitere Maßnahmen

6. Als Folge der vorstehend dargelegten
der WEU wird der Silz des Rates u"O des
verlegt.

Maßnahmen und zur.Stärkung der Rolle
Generalsekretariats der WEU nach Brüssel

7. Die Vertretung im Rat der WEU muß so geregelt sein, daß der Rat in der Lage
ist, seine Funktionen kontinuierlich gemäß Artikel VIII des geänderten Brüsseler
Vertrags auszuüben. Die Mitgliedstaaten können sich hierfür einer noch auszuarbei-
tenden Formel des ,,doppelten Hutes", gebildet durch die Vertreter bei der Allianz
und der Europäischen IJnion, bedienen.

8. Die WEU nimmt zur Kenntnis, daß die Union im Einklang mit Artikel J.4 Ab-
satz 6 des Vertrags über die Europäische Union betreffend die Gemeinsame Außen-
und Sicherheitspolitik beschließen wird, jenen Artikel nach dem vorgesehenen Ver-
fahren zu überprüfen, um die Verwirklichung des darin gesetzten Zieles zu fördern.
Die WEU wird die Bestimmungen der vorliegenden Erklärung 1996 überprüfen. Die
fJberprüfung wird die Fortschiitte und Erfahrungen berücksichtigen unä sich auch
auf die Beziehungen zwischen WEU und Atlantischer Allianz erstrecken.

II. ERKLARUNG

Belgiens, Deutschlands, Spaniens, Frankreichs, Italiens, Luxemburgs,
der Niederlande, Portugals und des Vereinigten Königreichs,

die Mitgliedstaaten der Westeuropäischen Union sind

,,Die Mitgliedstaaten der WEU begrül\en die Entwicklung der europäischen
Sicherheits- und Verteidigungsidentität. Angesichts der Rolle der WEU als Yer-
teidigungskomponente der Europäischen Union und als Instrument zur Stärkung
des europäischen Pfeilers der Atlantischen Allianz sind sie entschlossen, die Be-
ziehungen zwischen der WEU und den übrigen europöischen Staaten im Namen
der Stabilitöt und der Sicherheit in Europa auf eine neue Grundlage zu stellen.
In diesem Sinne schlagen sie folgendes vor:
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Die Staaten, die Mitglieder der Europöischen Union sind, werden eingeladen,
der WEU zu den nach Artikel XI des Brüsseler Vertrags in seiner geänderten
Fassung zu vereinbarenden Bedingangen beizutreten oder, falls sie dies wün-
schen, Beobachter zu werden. Gleichzeitig werden die übrigen europäischen Mit-
gliedstaaten der NATO eingeladen, assozüerte Mitglieder der WEU nach Moda-
litöten zu werden, die es ihnen ermöglichen, an den Tötigkeiten der l(EU voll
teilzunehmen.

Die Mitgliedstaaten der WEU gehen davon aus, dau diesen Vorcchlägen entspre'
chende Verträge und Abkommen vor dern 31. Dezember 1992 geschlossen sein
werden."
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ERKLARUNG

ZUR ASYLFRAGE

l. Die Konferenz kommt überein, daß der Rat im Rahmen der Arbeiten nach den
Artikeln K.l und K.3 der Bestimmungen über die Zusammenarbeit in den Bereichen
Justiz und Inneres vorrangig die Fragen der Asylpolitik der Mitgliedstaaten mit dem
Ziel prtift, unter Berücksichtigung des Arbeitsprogramms und des Terminplans, die
in dem vom Europäischen Rat auf der Tagung am 28. und 29. Juni l99l in
Luxemburg erbetenen Bericht über die Asylfrage enthalten sind, bis Anfang 1993
eine gemeinsame Aktion zur Harmonisierung der Aspekte dieser Politik zu be-
schließen.

2. In diesem Zusammenhang prüft der Rat bis Ende 1993 anhand eines Berichts
auch die Frage einer etwaigen Anwendung des Artikels K.9 auf diese Bereiche.
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EKLARUNG

ZUR POLTZEILICHEN ZUSAMMENARBEIT

Die Konferenz bestätigt das Einvernehmen der Mitgliedstaaten über die Ziele, die
den von der deutschen Delegation auf der Tagung des Europäischen Rates vom
28. und 29. Juni l99l in Luxemburg unterbreiteten Vorschlägen zugrunde liegen.

Die Mitgliedstaaten kommen zunächst überein, die ihnen unterbreiteten Entwürfe
unter Berücksichtigung des Arbeitsprogramms und des Terminplans, die in dem vom
Europäischen Rat auf der Tagung in Luxemburg erbetenen Bericht enthalten sind,
mit Vorrang zu prüfen, und sind bereit, die Annahme konkreter Maßnahmen in Be-
reichen, wie sie von dieser Delegation vorgeschlagen worden sind, im Hinblick auf
folgende Aufgaben auf dem Gebiet des Informations- und Erfahrungsaustausches in
Aussicht zu nehmen:

- Unterstützung der einzelstaatlichen Strafverfolgungs- und Sicherheitsbehörden,
insbesondere bei der Koordinierung von Ermittlungen und Fahndungen;

- Aufbau von Informationsdateien;

- zenttale Bewertung und Auswertung von Informationen zur Herstellung von
Lagebildern und zur Gewinnung von Ermittlungsansätzen;

- Sammlung und Auswertung einzelstaatlicher Präventionskonzepte zur Weitergabe
an die Mitgliedstaaten und zur Ausarbeitung gesamteuropäischer Präventionsstra-
tegien;

- Maßnahmen im Bereich der beruflichen Fortbildung, der Forschung, der Krimi-
naltechnik und des Erkennungsdienstes.

Die Mitgliedstaaten kommen überein, spätestens im Jahr 1994 anhand eines Berichts
zu prüfen, ob diese Zusammenarbeit ausgeweitet werden soll.
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pnrrARUNG

ZU STREITSACHEN ZWISCHEN DER EZB
BZW. DEM EWI UND DEREN BEDIENSTETEN

Die Konferenz hält es für richtig, daß das Gericht erster Instanz für diese Gruppe
von Klagen nach Artikel 168 a des Vertrags zuständig ist. Die Konferenz ersucht des-
halb die Organe um eine entsprechende Anpassung der betreffenden Bestimmungen.

Hecho en Maastricht, el siete de febrero de mil novecientos noventa y dos.

Udferdiget i Maastricht, den syvende februar nitten hundrede og tooghalvfems.

Geschehen zu Maastricht am siebten Februar neunzehnhundertzweiundneunzig.

'Eywe 
oro Mdnorprlt, ottE egtd Oe6pouo,ptou 1t},tu, ewnröoto wevfwa öüo.

Done at Maastricht on the seventh day of February in the year one thousand nine
hundred and ninety-two.

Fait ä Maastricht, le sept f6vrier mil neuf cent quatre-vingt-douze.

Arna dh6anamh i Maastricht, an seachtü lä d'Fheabhra, mile naoi gc6ad nöcha a dö.

Fatto a Maastricht, addi sette febbraio millenovecentonovantadue.

Gedaan te Maastricht, de zevende februari negentienhonderd twee-en-negentig.

Feito em Maastricht, em sete de Fevereiro de mil novecentos e noventa e dois.

Pour Sa Majestö le Roi des Belges
Voor Zijne Majesteit de Koning der Belgen
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For Hendes Majestat Danmarks Dronning
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Schlußakte

Por Su Majestad el Rey de Espafra

/,* beu-l s

Pour le Prösident Röpublique frangaisede la
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Thar ceann Uachtarän na hEireann
For the President of Ireland
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Schlußakte

Son Altesse Royale le Grand-Duc de Luxembourg
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Voor Hare Majesteit de Koningin der Nederlanden
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Schlußakte

Pelo Presidente da Repüblica Portuguesa
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For Her Majesty the Queen of the United Kingdom of Great Britain and Northern
Ireland

L.
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